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Institutsgeschichten - "Opfergold" 



Die jüdisch« Kriegserklärung an Deutschland, veröffentlicht am 24. März 1933 im Londoner Daily 
Express, war mit den jüdischen Organisationen in den USA koordiniert gewesen. Hier die in New York am 
selben 24. März 1933 mit der gleichen "Judea deelares War on Germany" Parole im Einsatz gegen jene, die sie 
gar nicht kannten, die ihnen nichts getan hatten, von denen sie auch nicht wußten, was sie eigentlich getan 
haben sollen. Der bis 1939 unablässig ausgeweitete Boykott Deutschlands, für den auch andere Länder 
eingespannt wurden, war grundsätzlich als Kriegsmaßnahme gedacht, sollte er doch zur ''Vernichtung Deutsch¬ 
lands" führen, und wirkte sich zusätzlich als permanente Kriegshetze aus. 

Gemeinsam ist für Briten und US-Amerikaner, daß ihre Regierungen dieses gefährliche Treiben in ihren 
Ländern geduldet und sich somit schon seit 1933 hierfür mitverantwortlich gemacht haben. 

Wie hätte die internationale Öffentlichkeit aufgeheult und dem deutschen Volk ewige Schuld und 
Rache nachgeschrien, hätte in Deutschland eine Minderheitenorganisation mit Duldung der Reichsre¬ 
gierung eine analoge Kriegserklärung zwecks Vernichtung eines anderen Staates oder Volkes in die 
Öffentlichkeit getragen oder gar noch zum Dauerthema ausgestaltet! Allein eine solche Vorstellung 
wäre undenkbar gewesen! Wie hat Judea doch schon den auf einen Tag begrenzten Gegenboykott am 1. 
April 1933 gegen jüdische Geschäfte in Deutschland propagandistisch hochstilisiert! 
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über die Judea-Kriegserklärung an Deutschland 
vom 24.3.1933 schwieg Hahum Goldmann 

Doch er kämpfte gegen sein Gastland, das ihn als "Osljuden" im 
Kaiserreidi gut behandelt hatte und ihm in der Weimarer Republik 
zu Reichtum verhalf. 

"Wir in der Führung des Jüdischen Weltkongresses versuchten 
verzweifelt, das jüdische Volk zu mobilisieren und es dazu zu 
bringen, den Nazismus mit politischen Mitteln zu bekämpfen. Wäre 
es uns gelungen, einen wirksamen Anti-Nazi-Boykott ins Leben zu 
rufen und Millionen Juden, vor allem die jüdischen Führer in 
Amerika, England und anderen Ländern, zum vollen Einsatz ihres 
Einflusses gegen das damals noch schwache und ängstliche Nazire¬ 
gime zu bewegen, so bin ich überzeugt, ohne es freilich beweisen zu 

können, daß Millionen Nichtjuden sich uns angeschlossen hätten ." 
i)ai9o 

"Die kleine Gruppe, die damals an der Spitze des Jüdischen 
Weltkongresses stand, trug den Kampf gegen den Nazismus haiq>t- 
sächlich in 3 Bereiche: 

Wir versuchten einmal — am Anfang der Naziherrschqfi — 
soweit das möglich war, den Völkerbund gegen Nazi-Deutschland 
zu alarmieren. 

Wir regten Diskussionen über Deutschland in der internationa¬ 
len Öflenllichkeit an, ebenso wie in jenen Organisationen, in 
denen Deutschland damals noch vertreten war. und versuchten es 
zu diskreditieren. 

Als drittes realistisches Mittel planten wir einen wirtschaftli¬ 
chen Boykott gegen Deutschland. 


I) Dl. Gerhard Frey (Hrsg.), "Wer? Wann? Was?" 
Prominente", München 2008. 
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Helmut Schröckc'' 

Ohne Kenntnis und Hinweis auf " Juden-Holocaust'* wollte 
Winston Churchill 1944 Deutschland durch Giftgas ausrotten 


Hunderttausende deutsche Zivilisten waren schon im 
Bombenhagel erschlagen, verglüht, zerfetzt w'orden. Doch 
dem britischen Kriegspremier erschienen die Angriffe der 
Royal Air Force nicht effektiv genug. I3cshalb drängte er 
auf eine Vergasung und Verseuchung der Deutschen. Am 
6. Juli 1944 wandte sich Winston Churchill mit einem 
Vfernorandum an seine Stabschefs: 

"Ich wünsche von Ihnen, daß Sie sehr ernsthaft über das 
Frnhlem, Gas einzusetzen, nachdenken. Es ist absurd, die¬ 
ses Thema von der moralischen Seite herzu betrachten, da es 
im letzten .lahr jeder, ohne irgendeinen Einspruch der Mora¬ 
listen oder Kirche, benutzt hat. Andererseits sah man die 
Bombardierung ungeschützter Städte im letzten Krieg als 
verboten an. Jetzt tut es Jeder, als oh es sich um eine 
Selbstverständlichkeit handeln würde. Es ist ganz einfach 
eine Frage der Mode, die hier genauso wechselt, wie zwi¬ 
schen langen urtd kurzen Frauenkleidern. ... 

Ich muß Sie natürlich darum bitten, mich hei der An¬ 
wendung von Gas zu unterstützen, ff'ir können die Städte 
an der Rultr und viele andere Städte Deutschlands derart 
überschütten, daß der größte Teil der Bevölkerung eine 
ständige medizinische Betreuung benötigt. ... Ich hin völlig 
damit einverstanden, daß es einige Wochen oder sogar Mo¬ 
nate dauern kann, bis ich Sie bitten werde, Deutschland mit 
Giftgas zu durchtränken; und wenn wir es tun sollten, 
dann .sollte es hundertprozentig sein. Ich wünsche, daß die 
Angelegenheit in der Zwischenzeit von vernünftigen Leuten 
kaltblütig durchdacht wird, und nicht von diesen psalmen¬ 
singenden uniformierten Miesmachern, die einem hin und 
wieder über den Weg laifen." 

Am 26. Juli 1944 lagen die Expertisen der briti¬ 
schen Abteilungen für biologische und chemische 
Kriegsführung vor. Empfohlen wmrde der Einsatz 
der Giftgase "Lost" und "Phosgen" sowie der Milz¬ 
brandkampfstoffe "N", von dem Churchill 500.000 
Bomben in den USA bestellt und bereits 5.000 gelie¬ 
fert bekommen hatte. Bis Februar 1945 sollten weite¬ 
re 250.000 hergestellt werden. Eine Liste von 60 deut¬ 
schen Städten, deren Bevölkerung man im Wochen¬ 
takt vergasen wollte, war den Expertisen beigefügt. 
Berlin, Hamburg, Stuttgart und Frankfurt am Main 
waren als erste Ziele vorgesehen. 

Churchill beließ es nicht bei theoretischen Pla¬ 
nungen. Auf der schottischen Hebriden-lnsel üruinard wur¬ 
den die Bomben an Schafen getestet. Die 'fierc starben, 
nachdem die Erreger die Explosion der Sprengkörper unbe¬ 
schadet überstanden hatten (noch bis vor kurzem war 
Gruinard wegen der Bodenbelastung militärisches 
Sperrgebiet). In einem 1981 ausgcstrahlten BBC-ln- 

y) Anzeiger der Notverwattung des Deutschen Ostens, Jan./Febt. 

2010, S. 21 (24361 Gf oD-\Vitlensee, Seeufer Stf. 4). 


terview erklärte der Chemiker Dr. Rex Watson, daß nach 
solchen biologischen Angriffen die anvisierten deutschen 
Städte noch heute unbewohnbar wären. 

Churchills Anliegen wurde auch mit den Amerikanern 
erörtert. Gemeinsam kam man zu dem Ergebnis, daß für die 
geplanten Vemichtungsaktionen 2.500 Flugzeuge bereitzustel- 
Icn seien. Spätestens in der Jahresmitte 1945 sollten die An¬ 
griffe beginnen. Doch am 28. Juli 1944 nahmen die alliierten 
Stabschefs trotz der gelungenen Testreihen "vorerst" Abstand 
vom Gas- und Bakterienkrieg. Die alliierte Invasion in der 
Nonnandic machte Hoffnimg auf einen baldigen Vorstoß in 
deutsches Reichsgebiet; da w'olle man die eigenen Truppen 
nicht gefährden. 

W. Churchill hätte dennoch gern üiflgas und Milzbran¬ 
derreger gegen die deutsche Zivilbevölkerung eingesetzt. "Aber 
ich kann natürlich nicht gegen Pfarrer und Krieger gleichzei¬ 
tig Vorgehen", schimpfte er im Kabinett. "Die Angelegenheit 
soll weiterhin geprüft und dann wieder zur Sprache gebracht 
werden, wenn sich die Lage ver.schlechter!." 

Auch auf amerikanischer Seite bestanden keine Skrupel. 
Jedoch bot sich im August 1945 die Chance, eine neuartige 
Vernichtungswaffe gegen Zivilisten einzusetzen: die Atom¬ 
bombe. Ihr erster Abwurf kostete etwa 200.000 Japaner in 
Hiroshima das Leben. In Washington und London war man 
davon so angetan, daß man sogleich mit einer zweiten Nukle- 
arbombc nachsetzte — auf Nagasaki. Dort verglühten weitere 
75.000 Menschen. 

Kein Deutscher halle einen Atom- oder Gaskrieg im Sinn! 
Adolf Hitler hielt Bakterien und Gifte für inhumane Kampf¬ 
mittel, nachdem er selber im Ersten Weltkrieg durch Gasein¬ 
satz zeitweilig erblindet war. Auch die Vorstellung einer Städ¬ 
tevernichtung durch nukleare Sprengkörper erschien den Deut¬ 
schen abwegig. NS-Ideologen sprachen mit Blick auf Ein¬ 
stein, Oppenheimer und andere Atombombcn-Entwickicr 
abwertend von "jüdischer Physik", waren wohl auch unzurei¬ 
chend über die Koasequenzen der Kernspaltung informiert, 
obw'ohl diese 1938 von dem deutschen Chemiker Otto Hahn 
entdeckt und erst danach in den USA weiterentwickelt wor¬ 
den war. 

Deutsche Rüstungsingenieure beschränkten sich auf eine 
Verbesserung der Militärtechnik, entwickelten Raketen, Dü¬ 
senjäger und U-Bootc mit revolutionärem Antrieb. Die Zielset¬ 
zungen der Alliierten w'aren dagegen auf eine drastische Erhö¬ 
hung der Vemiehlungskapazilätcn konzentriert. Dies wäre 
auch an den Deutschen erprobt worden, wenn deren Wehr¬ 
macht nicht am 8. Mai 1945 kapituliert hätte.^^ 


4) Document Public Records Office, Loudon: AOR 20/3227, CAB. 79/78, 
PRF.M; 3/89 (nach 30 Jahren freigegeben) — /itiert bei: 

Olaf Groehlci, “Bombenkrieg gegen Ocutsetüand“, Berlin 1990, S. 330 ff. - 
Vgl. //r Nr, 68, S. 11 ff. 
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Neue Dokumentation des Instituts für Zeitgeschichte 

über Auschwitz 

"Standort- und Kommandanturbefehle des Konzentrationslagers 

Auschwitz 1940 - 1945" 


Das Institut für Zeitgeschichte in München ist eine 
öffentlich-rechtliche liinrichtung, finanziert hauptsäch¬ 
lich mit Steuergeldern, um das Geschichtsbild im Sinne 
der Umcrzichungsdireklivcn der früheren Besatziings- 
machte "aufzuarbeiten'', historisch bezogene Publikatio¬ 
nen zur "Untermauerung" der BRD-Regierungspolilik 
unters Volk, speziell in die Bibliotheken, zu bringen, histo¬ 
risch relevante Gutachten für Gerichte zu erstellen und als 
Informationszentrale für amtliche Auffassungen tätig zu 
sein. Das alles firmiert als "objektive WissenschalV, doch 
dies ist angesichts der AuBragsgcstaltung bereits "Desin¬ 
formation". Eine objektive Beurteilung des Dritten Rei¬ 
ches ist den Umerzichungsdircktiven, den außenpoliti¬ 
schen Verträgen der BRD, den Schulrichtlinien, den ver¬ 
schiedenen Gesetzen der Bundesrepublik zufolge verei¬ 
telt, Jedenfalls gilt dies für alle öffentlichen, halbamtli¬ 
chen, und von Subventionstöpfen der Ämter abhängige 
Instanzen. 

In den Historischen Tatsachen wurde bereits vielfach 
nachgcwicscn, daß die Regie des IfZ objektive, ehrliche 
Geschichtsschreibung zugunsten fremdorienlierter oppor¬ 
tunistischer Sortierungs-, Verdrehungs- und Verfäl- 
.schungs-"KUnste" selbst in Fällen ersetzt hat, in denen 
dies deutlich als bewußt unredliche .Manipulation — stets 
zum Nachteil Deutschlands - erkennbar war und ist. Das 
beginnt mit der kritiklosen Verwendung von ''Fotokopien 
von Abschriften vom alliierten Original", dessen Vorhan¬ 
densein gar nicht überprüft wurde. Mil dieser Methode 
gestaltete es Gerichtsgutachten (nachgewiesen z.B. für die 
Gutachten beim Auschwitz-Prozeß 1963 - 1965)’', und kenn¬ 
zeichneten Romane (z.B. von Wassilij Grossmann) als 
"tiefschürfende Analysen des Holocaust"f^ 

Angesichts der bisherigen "Leistungsnachweise" in die¬ 
sem Sinne verwundert es nicht, wenn auch das nachfol¬ 
gend vorgestellte Werk "Standort- und Kummandantur- 
bcfchlc des KL Auschwitz" als eine Dokumentation "des 
Vernichtungslagers" vorgestellt und bereits Klappentext 
sowie Einleitung mit vorweggenommenen, unpassenden, 
unwissenschaftlichen "Fflichtübungssentcnzcn" ohne in¬ 
haltliche Relevanz und Bew^eise durchsetzt sind. So weist 
der Klappentext auf den "eindrucksvollen Detailreichtum 
der Dokumentation am Ort der Massenvernichtung" hin 
und bezeichnet die -- seriös in Leinen gebundenen, für 117 

5) Vgl. IJfsrorlsche Tatsachen Kr 2, S, 34 - 36. Nr. 7. S 23 + Kt 13, S. 31 

6) Vgl Historuche Tatsachen Nr. 107, S. 20 ft' 


Euro zu kaufen -- 604 Seiten als "bedeutende Quelle für 
die Geschichtsschreibmg des Holocaust", obgleich in 
dem gesamten Buch nicht ein einziger Standort¬ 
oder Kommandanturbefehl etwas von "Vernich¬ 
tung" ge.schw'eige denn "Judenvernichtung", noch 
Anhaltspunkte dafür enthält! 

Was indessen für die Holocaust-Forschung von In¬ 
teresse wäre, ist 

1. die Passagen aus Klappentext und Einleitung, 

2. der Vermerk in Fußnote 2), daß die Lager-SS 
aus dem Kommandanturslab und mehreren Kompa¬ 
nien Wachmannschaften bestand. Mit Ausnahme ei¬ 
ner nicht näher erläuterten "Sonderaktion" am 6. Au¬ 
gust 1943, für welche "alle SS-Angehörige" (dem vor¬ 
liegenden Text zufolge waren "alle SS-Angehörlgen" 
beteiligt) 2 Tage Urlaub erhielten, gab es keinerlei 
Hinweise eines Kommandanturbefehls auf einen nicht 
zur Normalität gehörenden Einsatz dieser Männer 
oder für den Einsatz von Zusatzkräflen oder für Schu¬ 
lungen in bezug auf ungcw'öhnliche Aufgaben. 

Zu der am 6. August 1943 benannten "Sonderakti¬ 
on'' vermerkten die IfZ-Herausgebcr, es habe sich 
hierbei um die "Ermordung der ostoberschlesischen 
Juden, die der gewaltsamen Räumung der beiden Groß¬ 
ghettos Bendzin und Sosnowitz folgte", gehandelt. 
Die Räumung habe am 1. August begonnen, Ende 
des Monats "waren die jüdischen Gemeinden ausge¬ 
löscht"; vgl. Steinbacher, "Musterstadt-Auschwitz", 
Kapitel VI, 5. — Dieser hiermit bereits abgeschlosse¬ 
ne IfZ.-Kommcntar ist unbefriedigend: er enthält 
keine Einzelheiten, keine Zahlen, keine Funde. 

3. In der Fußnote 10) w'ird darauf hingewiesen, 
daß die Thematik Seuchen bislang in der Auschwitz- 
Geschichte noch gar nicht erforscht ist. Wörtlich heißt 
es hier: 

"Ausbreitung und Folgewirkung der Seuchen im Kl 
Auschwitz sind noch nicht erforscht, gesicherte hlrkenntnis- 
se nicht vorhanden. 

Im Münduitgsdreieck von Sola und Weichsel gelegen, 
gehörte Auschwitz zum sogenannten Wassernotstands¬ 
gebiet, in dem es eine Kanalisation ebensowenig gab wie 

7) Norbert Krci, ThiimB.s Grutuni, Ja« Patcer, Sybille Slcinbacbcr 
(Hrsg). "Standort und Kimmiandanturbefelile des Konzentratioos* 
la^ers Auschwitz 1940 - 1945", München 2000, K.G. .Saur Verlag, 
herausgegeben iin Auftrag des Instituts ftu Zeitgeschichte. Darstel¬ 
lung und Quellen zur Geschichte vun Au.schwity., ßund I. 
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eine Kläranlaf{e, und auch H'asserleilunf{en waren nicht 
vorhanden. Das Trinkwasser wurde aus Brunnen geholt, 
und das Abwasser ßnß direkt in die Flüsse. Schon im ersten 
Kommandanturbefehl vom 6. Juni 1940 verhängte Höß ein 
Trinkwasserverhot. Die fehlende Wasserver- und -entsorgung 
blieb bis zur Auflösung des Lagers ein Dauerproblem der 
Kommandantur 

Zu dem Schluß, daß sich das Trinksvasser wegen der 
hohen Keimzahl 'nicht einmal zum Mundspülen' eigne, kam 
im März 1941 der Breslauer Ingenieur Professor Zunker, 
der in Himmlers Auftrag ein Gutachten 'betreffend Verbesse¬ 
rung der M’asserwirtschaftlichen Verhältnisse, des Auschwitzer 
Siedlungsgebietes' verfaßte; Nürnhg. Dok. NI5851." 

War diese Ausgangslage von Himmler erkannt, so 
hätte derjenige, der dem Keichsführcr unterstellt, Ju¬ 
den vernichten zu wollen, annehmen müssen, die Zu¬ 
stände für die Gefangenen hätten beibehallcn werden 
sollen, damit die Seuchen ihm die Verantwortung ab¬ 
nehmen. Doch er veranlaßte genau das Gegenteil: Er 
ließ Wasserleitungen, eine große Kläranlage, ein neuar¬ 
tiges Entlausungszentrum ("Sauna" genannt), Krema¬ 
torien bauen, weil Erdbestallungen angesichts des dor¬ 
tigen hohen Grundwasserpegels unmöglich waren. 

Da die Standort- und Kommandanturbefehle vom 
KL Auschwitz offensichtlich jahrzehntelang geheim- 
gehallen worden und nur Gerichten zugänglich geblie¬ 
ben waren, die vorliegende lf/-Dokumenialion hinge¬ 
gen erstmals der Öffentlichkeit darüber einen Gesamt¬ 
überblick verschafft, ist es für die historische Kenntnis¬ 
vermittlung angebracht, die w'esentlichen Darlegungen 
zusammcngefaßl IfZ-original zu zitieren. Da diese IIZ- 
Kommentierung jedoch durchgängig mit unwissen¬ 
schaftlichen "Interpretationen" ohne jegliche Bew'eis- 
führung durchsetzt ist, werden diese unangebrachten 
Passagen bei der nachfolgenden Zitierung durch 
ersetzt. Dies ist aus Gründen wisscnschafllicher Red¬ 
lichkeit geboten. 

Ein krasses Beispiel für diese ständige Diffamie¬ 
rungstendenz sei hier vorweggenommen (aus S. v): Die 
Tatsache, daß SS-Angehörige von Auschwitz nach Lublin 
versetzt worden waren, stellen die If/.-Auloren wie 
folgt dar; 

"Die Standort- und Kommandanturbefehle liefern eine 
Reihe von Hinweisen auf die bürokratische Vernetzung 
bei der Organisation des Judenmords und damit 
auf die Systematik der staatlichen Vernichtungs¬ 
politik. So unterhielt die Lagerkommandantur .Auschwitz 
unmittelbare personelle Verbindungen zum Konzentrati¬ 
ons- und Vernichtungslager Majdanek. Versetzungen von 
.Angehörigen des Kommandanturstabes nach Lublin fan¬ 
den erstmals im November 1941 statt. 

Dies verweist auf den unmittelbaren organisatorischen 
Zusammenhang z^nschen Auschwitz und Majdanek." 

Ähnlich abenteuerlich sind die übrigen IfZ-Ein- 
schübe. 

Zunächst zum Klappentext : Es handele sich bei 
dem vorliegenden Band um die internen Anweisungen 


der SS-Lagerleitung an die Wachmannschaften von 
Auschwitz. Sie lagen als hektographierte Mitteilungen 
verstreut und nur vereinzelt in russischen und polni¬ 
schen Archiven. Demioch sind sie reich an Details und 
spiegeln den Alllag des Lagers wider. 

ln der Einleitung heißt es: 

"im August 1942 kam es in Auschwitz zu einem Arheits- 
unfall: Ein SS-Mann zog sich ... eine Blausäurevergiftung 
zu — nicht todbringend zwar, aber doch stark genug, um ihn 
vorübergehend dienstunfähig werden zu lassen. Rudolf Höß 
reagierte sofort, per Sonderbefehl warnte der Lagerkomman¬ 
dant seine Untergebenen, das neuerdings verwendete Gas 
enthalte »weniger beigesetzte Geruchstoffe wtdsei daher be¬ 
sonders gef ährl ich. <r" 

Es wird cingestanden, daß Zyklon B in AuschwMtz zur 
Entlausung von Kleidungsstücken verwendet wurde. 
Szenen wie diese seien in den Dokumenten "immer wie¬ 
der" vorgefunden worden. 

" Direkte Anweisungen zum Massenmord hinee- 
een nicht" (hier hervorgehoben, — d. Verf.)... 

Im Anordnungsstil verfaßt und »Hausmitteilungen« ver¬ 
gleichbar, war der Zweck dieser Befehle in erster Linie die 
Steuerung des täglichen Diensthetriebes... 

Sie gehen Auskunft über die Ausbildung für den Dienst 
im Konzentrationslager, über Aspekte der Verwaltungsar- 
heit und über das Verhältnis des Kommandanten zu .sei¬ 
nen Truppen. Zugleich eröffnen sie bemerkenswerte Ein¬ 
blicke in das alltägliche Verhallen und in die Lehenswirk¬ 
lichkeil der Wachmannschaften von Auschwitz. ... 

Der Alltag innerhalb des Lagerzaunes bildete vielmehr 
eine unaußösliche Einheit mit der Lebenssvirklichkeit drau¬ 
ßen, und dazu gehörten, wovon die Befehle Zeugnis oble¬ 
gen: der Urlaub, der Sold, die Lebensmittelmarken, die 
Steuervergünstigungen, der Besuch und schließlich der 
Zuzug von Frau und Kindern, die Impfung der Säuglinge, 
die 'Familiensprechstunde', die 'Kinderlurnslunde'. 

Im Konzentrationslager Auschwitz waren von 1940 bis 
1945 insgesamt rund 7.000 SS-Angehörige beschäftigt, 
darunter etM-a 200 Frauen. Die Personalßuktuation war 
aufgrund von Versetzungen groß; im Durchschnitt arbei¬ 
teten dort zwischen 3.000 und 4.000 Aufseher. Der Perso¬ 
nal-Höchststand war mit 4.481 SS-Leuten für die Dauer 
von zwei W<K‘hen im .lanuar 1945 erreicht, als die Häftlin¬ 
ge in die Konzentrationslager im Altreich geschickt, die noch 
bestehenden Vernichtimgsstätten gesprengt und die Rarak- 
kenareale aufgelöst wurden." 

Uber die hier erwähnten ''Vernichtungsanlagen*' 
wurde keine Einzelheit ausgefübrt! 

^ "Das Wachpersonal lebte teils in Unterkünften auf dem ^ 
Gelände de.s Siammlagcrs, teils außerhalb des Lagerbe¬ 
reichs in Wohnhäusern, die zuvor Einheimischen gehört 
hatten und von der SS beschlagnahmt worden w'aren. Im 
Zuge der Ausdehnung des Lagerkomplexes sowie im Rah¬ 
men der ab 1941 projektierten städtebaulichen Modernisie¬ 
rung von Auschwitz wurde auch eine eigene SS-Siedlung 
mit Wohnraum für eintausend Männer und ihre Familien 
^eplattt._^ 
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' Die nach Auschwitz versetzten SS-Männer belanden 
sich anfangs außerhalb ihrer gewohnten Umgebung, gewis¬ 
sermaßen in einem 'sozialen Ausnahmezustand'. 

Wie die Standort- und Kommandanturbefehle eindrucks¬ 
voll belegen, war es offensichtlich (jrundsatz der SS-Perso- 
nalpolitik, ihnen nach kurzer Zeit ein Privatleben zusammen 
mit ihren nächsten Angehörigen zu ermöglichen. Die Familie 
sollte den SS-Männern den gewohnten häuslichen Rahmen 
bieten und ihre psychische Stabilität garantieren. 

Vom Zuzug ließen sich Familienangehörige selbst zu 
Zeiten nicht abhalten, als Stadt und Lager Auschwitz zum 
Seiichengebiel wurden. Das geht aus den Dokumenten klar 
hervor, in denen immer wdeder von rieckheber-, Malaria, 
Ruhr- und Typhusfällcn die Rede ist und von Präventions- 
maßitahmen wie dem Trinkverbol des keimverseuchten Was¬ 
sers, regelmäßigen Entlausungen, der Verwendung von Milk- 
kcnschleiem in den SS-Unterkünften und auch von dem 
wiederholt verhängten strikten Verbot, die Stadt zu betreten, 
der sogenannten Lagersperre. 

Die SS-Leute und ihre Angehörigen genossen in Auschwitz 
vielerlei Vergünstigungen. Der Staat gewährte ihnen beim 
Umzug in die eingegliederlen Ostgebiete beispielsweise eine 
großzügige Aufbauzulage. Sie erhielten zudem — anders als 
die dortige einheimische Bevölkerung — Lebensmittelmar¬ 
ken für Fleisch und Milch, sowie die Versorgung mit Kartof¬ 
feln, auch als 1943 die Ernte ausgefallen war. Um den Bedarf 
der SS-Familien an Kleidung und Schuhen zu decken, wur¬ 
den zudem eigene Schneider- und Schuslcrw'crkstätten ein¬ 
gerichtet. ... 

Mit Kameradschaflsveranstaltungen, Varielö- und Schau¬ 
spielprogrammen, kulturellen Informationsabenden und lau¬ 
nig-fröhlichen Feierstunden wurde den SS-Leuten regelmä¬ 
ßig Kurzweil und Bildung geboten, die Bbefrauen und 
Bräute, manchmal auch die Kinder, halten an diesen Ereig¬ 
nissen teil. Am 'Tag der Wehrmacht' im März 1943 w'ar 
sogar die gesamte zugezogene zivile dculscbc Einwohner¬ 
schaft von Auschwitz zu einem Gemeinschaftscssen mit 
anschließendem 'großen bunten Nachmittag' eingeladcn. ... 

Das Ausmaß der Korruption erschließt sich aus den 
Befehlen zwar nicht, jedoch deuten die vielen Erwähnun¬ 
gen jener, die allein für die Abliefenmg gefundener Geld¬ 
scheine und Wertsachen vom Kommandanten belobigt wur¬ 
den, daraufhin, daß von den Auszeichnungen ein Anreiz zu 
sogenannter Ehrlichkeit ausgehen sollte. An einer Stelle heißt 
es: In Zukunft sind sämtliche gefundenen Gelder, Wertge¬ 
genstände und Effekten von Häftlingen nicht mehr auf Um¬ 
wegen, sondern direkt an die Gefangenen-Eigentums-Ver- 
waltung abzuliefern. 

Auf Befehl Himmlers stellte die Kommission de.s SS- 
Richters Konrad Morgen, wie in vielen anderen Konzentra¬ 
tionslagern, so auch in Auschwitz, Nachforschungen wegen 
'eigeranächtiger Tötungen' und wegen Korruptionsvergehen 
der SS an. ... 

Und daß lediglich der Leiter der Politischen Abteilung, 
Maximilian Grabner, infolge der Untersuchungen der Mor¬ 
gen-Kornmission zu Fall gebracht w'urde, gab vom wahren 
Au-smaßder Zustände ein falsches Bild...." 

V___ 


Wie angeblich "das richtige Bild" ausgesehen hat, 
dazu gab es keine Einzelheit. Auch dieser, nur auf Diffa¬ 
mierung abge.sicllte Vermerk ist insofern unwissen¬ 
schaftlich. 

"Immer wieder erließ Höß Anordnungen zur Anlage 
und Bewirtschaftung von Gärten im Lager, zur Pflanzung 
von Obstbäumen, zum Schneiden von Weiden und zur 
Dekoration der Diensträunie mit Blumen. Im Sommer 1944 
... verlangte der Kommandant, daß alle SS-Angehörigen 
für die größte Schonung der Natur einstehen. E:s sei eine 
'Untugend' von Häftlingen wie von SS-l.cuten, Blüten von 
den Flicdersträuchern abzureißen, wo diese doch 'früher 
oder später einmal zur Ausschmückung unseres gesamten 
Lagers' dienen scdltcn. 

Auch der Schutz der 'I ierwelt in der unmittelbaren l.'m- 
gebiing von Auschwitz war dem Kommandanten wichtig. 
Das Verhol zu fischen und zu jagen diente dem Aiithau der 
SS-eigenen Landwirtschaft. Bei 'strengster Bestrafung' war 
es den SS-Männern untersagt, 'Fanggerätc aller Art' aufzu- 
slcllcn, um in den Wäldern .lungwild zu erlegen. Mit der 
Ausübung der Jagdaufsicht beauftragte Höß einige ausge¬ 
wählte Untergebene, die er verpflichtete, 'Abschußlisten' zu 
führen. Obwohl es mit Joachim Cäsar einen eigenen Leiter 
der Landwirtschaftsbetriebe des Lagers gab, erteilte Höß die 
Weisung: 'Die Entscheidung über die Verwendung des Wil¬ 
des liegt nach wie vor in meinen Händen'. 

Der Kommandant trat seinen Männern mit rigoroser Här¬ 
te gegenüber. Mangelnde Disziplin und Schlamperei - im 
Dienst wie im Privatleben - prangerte Höß immer an. Die 
ständigen Wiederholungen sind nicht nur Indizien dafür, daß 
seine Anweisungen keineswegs gehorsam befolgt wurden, 
sondern auch dafür, daß die von Höß regelmäßig beschwo¬ 
rene und eingeforderte 'eiserne Disziplin' der Waffen-SS 
ein Mythos war. 

So erging kaum ein Befehl, in dem der Kommandant 
nicht seine Empörung über das 'unsoldatischc Auftreten' und 
das 'SS-schädigende' Verhallen seiner Männer zum Aus¬ 
druck braclite, Verweise erteilte, Kommandanftirarresi ver¬ 
hängte und mit dem SS- und Polizeigericht drohte. Die 
Häufung dieser Verwarnungen zeigt deutlich: Schlechtes 
Benehmen in der Öffentlichkeit, Alkoholexzessc, Disziplinlo¬ 
sigkeit, ausfallendes Verhalten gegenüber Frauen, Bestech¬ 
lichkeit, Diebstahl, Waffenmißbrauch, kurz gesagt, Fehlver¬ 
halten war gang und gäbe. 

Die Geschichte der SS in Auschwitz ist auch eine Ge¬ 
schichte des Verfalls bürgerlicher Sekundärtugenden, mochte 
Höß noch so viele Sanktionen verhängen -- gegen den 'nicht 
militärischen Haarschnitt' und die nicht ordnungsgemäße 
Ra.sur ebenso wie gegen das unsachgemäße Abstellen von 
Faltrrädem, den nachlässig zugeknöpften Mantelkragen, das 
falsch, da waagrecht getragene Maschinengewehr ('wie Wild¬ 
schützen'), den ’la.sch und in allen möglichen Stellungen' 
erwiesenen dcuLschen Gruß, die Verwendung von Bügelei¬ 
sen und Tauchsiedern und das Überschreiten verbotener 
Gleise am Bahnhof Auschwitz. 

Unter der Überschrift 'Schwarzarbeit' sah sich der Kom¬ 
mandant veranlaßt, dem SS-Wachpersonal ausdrücklich und 
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'mit aller Strenge' zu untersagen, den Häftlingswerkstätten 
zu privaten Zwecken Sonderaufträge zur Herstellung von 
'angeblichen Kunstgegenständen, wie Rosen aus Blech usw.' 
zu erteilen. Dies läßt darauf schließen, daß es unter SS- 
l.cuten üblich war, Häftlinge zu persönlichen Dienstleistun¬ 
gen heranzuziehen. Die Vielzahl der Mahnungen und Dro¬ 
hungen des Kommandanten deutet auch darauf hin, daß 
seine Verbote wenig Beachtung fanden. 

Angesichts der vielen Facetten 'disziplinlosen Verhal¬ 
tens' geradezu grotesk erscheint die von der Kommandan¬ 
tur immer wieder bekräftigte Kleidcrordnung, die selbst 
Bügelfalten per Befehl zu verordnen suchte: 'Hs ist verbo¬ 
ten, beim Tragen von Schnürschuhen die Stoffgamaschen 
wegzulassen und daR'ir die Socken aufgerollt zu tragen.' ... 

Direkte Bezugnabmen auf die in Gang befindliche 
'Endlösung der Judenfrage' finden sich in den Befehlen 
nur selten, doch aufschlußreich ist oft, was zwischen den 
Zeilen steht. Im August 1943 wird Höß einmal ungewöhn¬ 
lich deutlich, als er seinen Leuten als 'Anerkennung' für eine 
zum Abschluß gebrachte 'Sonderaktion' -- gemeint war die 
Ormordung der osioberschlesischen Juden*^ - einen Son¬ 
derurlaub von eineinhalb Tagen gewährt. 

Aufrufe an die Lager-SS zur 'Verschwiegenheit hin¬ 
sichtlich jeglicher Hinrichtungen und Vorkommnisse im KL', 
die in den Befehlen ab Ende April 1942 regelmäßig w'ieder- 
1 kehren, sind allerdings ebenso bemerkenswert wie Hinwei¬ 
se darauf, daß es offensichtlich wiederholt Anlaß gab, das 
Fotografieren im Lager zu verbieten und zur Schweige¬ 
pflicht zu ermahnen.... 

Zu irritieren vermag vielleicht die Häufung von Anord¬ 
nungen und Mitteilungen, die auf den ersten Blick nur be¬ 
langlos erscheinen. Aber die.se Anweisungen, in denen es 
beispielsweise um ein entwendetes Paddelboot auf der Weich¬ 
sel geht, um ein vermißtes Paar Gummistiefel, um einen im 
Lager geftmdenen Trauring, einen entlaufenen kleinen Draht¬ 
haardackel oder um eine ausgewachsene Bulldogge (den 
Diensthund 'Butz') zeigen ..., daß es auch ... so etwas w'ie 
Nonnaliläl gab. ... 

/u den F-inzelhciten der alltäglichen Terror- und Mord¬ 
praxis gehören auch die Belobigungen für SS-Angehörige, 
die durch 'sehr umsichtiges Verhalten' die Flucht von Häft¬ 
lingen 'verhindert' hatten; im Jargon der Lager-SS bedeutete 
dies nichts anderes, als daß Flüchtende erschossen w'orden 
waren. ... 

Die Verwaltungsslruktur der Konzentrationslager, die sich 
etwa seil Mitte der dreißiger Jahre hcrausbildclc, war in 
allen Lagern des 'Dritten Reiches' einheitlich. Der Kom¬ 
mandant zeichnete für sämtliche Belange verantwortlich, 
auch für die 'Sicherheit' des Areals und die Disziplin der 
SS-Hinheiten; in Auschwitz fungierte er überdies als SS- 
Standortältester und als Betriebsdirektor der SS-Wirtschafts- 
Unternehmen. 

in der Kommandantur, die als sogenannte Abteilung 1 
die Spitze der administrativen Hierarchie der Lagerverwal- 


Ä) Dem IfZ-Fußiiotenveimerk, was damit "gememi" sei. wird geson¬ 
dert nachgegangen 


tung bildete, entstand die Korrespondenz., die der Komman¬ 
dant mit auswärtigen Behörden luhrte. ln der angeschlosse¬ 
nen Rechtsabteilung wurden die SS-Personalaktcn verwal¬ 
tet, hier ressorlicrlcn die Post/.cnsurslelle, die Sektionen 
Waffen und Geräte, Fahrbereitschaft, Nachrichtenstelle, La- 
gcringenicur und Kommandanturarresl. Auch Vorgänge, die 
im Zusammenhang mit Ausbrüchen und FluchWersuchen 
die Häftlinge unmittelbar betrafen, wurden hier bearbeitet. 
Und hier entstanden in regelmäßiger Folge — jeweils auf 
Geheiß des Kommandanten, abhängig allein von dessen Ent¬ 
scheidung — die Standort- und Kommandanturbcfchlc.... 

Anfangs erschienen die Befehle im wöchentlichen Tur¬ 
nus, eine Zeillang dann nur monatlich, ab April 1941 aber 
(bis zur Auflösung des Lagers) nahezu alle vier oder lünf 
Tage, im Frühjahr 1943 sogar täglich. Rudolf Höß, der das 
Konzentrationslager Auschwitz von Mai 1940 bis November 
1943 befehligte, aber auch seine Nachfolger Arthur Llebe- 
hcnscbcl (November 1943 bis Mai 1944) und Richard 
Baer (Mai 1944 bis Januar 1945) haben die Anordnungen 
vermutlich selbst formuliert und diktiert. Doch wurden 
auch in den einzelnen Vcrwallungsabteilungen Beiträge er¬ 
arbeitet und dem Kommandanten zu einem bestimmten 
Tcnnin vorgclcgt, zu dem die.scr über die Aufnahme in die 
Befehlslisten entschied. Einige Standort- und Kommandan- 
lurbcfchlc tragen die Unterschrift des Kommandanten, auf 
vielen ist sein Name jedoch nur maschinenschriftlich oder 
im Stempelabdruck wiedergegeben; in diesen Fällen Unter¬ 
zeichnete der Adjutant. ... 

Anders als die übrigen Abteilungen. In der I.agcradmi- 
niscration bc.schäfligtc die Kommandantur keine Häftlinge. 
Wenngleich über die Behörde wenig bekannt ist, steht fest, 
daß dort — aufgrund der Fülle geheimzuhaltender Vorgänge 
— ausschließlich SS-Leute eingesetzt waren; in der Rang¬ 
ordnung folgte auf den Adjutant der SS-StabsscharfÜhrer, 
auf diesen der SS-Pcrsonalsachbearbciter und der SS-In- 
struktionsreferent; hinzu kamen SS-Schreiber und eine Rei¬ 
he von untergeordneten Ordonnanzen. 

Von den SS-Männern in der Schreibstube auf sogenannte 
Matritzen getippt •• die dem Kommandanten vorgelegten 
Beiträge aus den Abteilungen der I.agerv'erw'allung wurden 
zumeist wörtlich übernommen -, wurden die Befehle hekto- 
graphiert und — oftmals in einigen Dutzend Exemplaren - an 
die Dienststellen der vielgliedrigen Lagerverwaltung au.sge- 
geben. Der Verteiler, mit dessen Abdruck jeder Befehl schloß, 
umfaßte anfangs nur einige Zeilen, waichs im Laufe der 
Jahre aber immer stärker an. 

Angesichts der Vervielfältigungen ist von einem 'Original' 
im Sinne einer Urschrift nicht zu sprechen. Vielmehr handelt 
es sich bei den Standort- und Kommandanturbefehlen um 
seriell hergeslelllc und in variierender Menge verbreitete 
Dokumente. TJic Struktur der Befehle, aber auch die Organi¬ 
sation der Befehlswege sind Indizien für die permanente 
Erweiterung des Lagcrkomplcxes von Auschw'itz und der 
F.inrichtungen, die sich im Besitz der Lager-SS befanden. 

Hinsichtlich des .Adressatenkreises unterscheiden sich die 
Standort- und Kommandanturbcfchlc voneinander. Die Stand- 
orlbefehlc, vom Kommandanten in seiner Funktion als Stan^ 
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ortältester, das heilJt als 'Kommandeur der SS-Garnison' 
.ausgegeben, richteten sich an sämtliche in Auschwitz slatio- 
,nierten SS-l.cute. Der Standort umfaßte neben dem unmit- 
jtelbarcn Lagerbereich mit den drei Komplexen Stammlagcr 
iAuschwit/., Birkenau und Monowilz auch das gesamte wei¬ 
tere SS-Terrain. Dazu gehörten mit dem sogenannten Inter¬ 
essengebiet auch die landwirtschaftlichen Versuchsstationen 
und die Hinrichtungen der Ausbildungs- und Rckrutierungs- 
bataillone im Umkreis des Lagers. 

Die ebenfalls vom Kommandanten ausgegebenen Kom- 
iniandanlurbefehle richteten sich hingegen ausschließlich an 
die SSAVachleutc in den Häftlingslagern. Seit Noveinher 
1943, nach der administrativen Teilung des Lagcrkomplexes 
in drei Bereiche, gab es dementsprechend differierende, auf 
die Tcillager Auschwitz, Birkenau und Monowitz (cittschließ- 
lich der Ncbenlager) bezogene Serien von Kommandaniur- 
bcfchlen. 

Eine dritte, nur aus dem Jalir 1943 fragmentarisch erhal¬ 
tene, weitaus kleinere Sammlung von Anweisungen stellen 
die Siurmbannbefehle dar. Sie wurden nicht vom Lagerkom¬ 
mandanten, sondern vom Führer der Wachmannschaften 
ausgegeben. ... Wegen ihrer mangelnden inhalllichcn Er¬ 
giebigkeit wurden die Sturmbannbefehle in diese vorliegen¬ 
de Dokumentation nicht aufgenommen. ... 

Sämtliche erhalten gebliebenen und eindeutig zu identi¬ 
fizierenden Stücke wurden in die vorliegende Edition auf¬ 
genommen. Ihr zeitlicher Rahmen umfaßt die gesamte Dauer 
der Existenz des Konzentrationslagers Auschwitz von den 
Anfangswochen im Juni 1940 bis zur Befreiung durch die 
Rote .^rmee im Januar 1945. ... 

Die Standort- und Kommandanturbefehlc sind keine 
Hcuentdeckung der jüngsten Holocaust-Forschung. Sic sind 
der Justiz und der Wissenschaft im Prinzip vielmehr seit 
Jahrzehnten bekannt, ln Polen dienten sic der Rechtspre¬ 
chung bereits, als im November/Dezember 1947 in Krakau 
der Prozeß gegen Arthur Licbchenschel und 39 weitere 
Angehörige der Lagcr-SS stattfand.'’ 

? Für den kommunistisch-polnischen Schauprozeß 
wegen angeblich 300.000 Ermordeter mittels "schlech¬ 
ter Behandlung" verwandten die IfZ-Mitarbeiicr den 
Begriff "Rechtsprechung" ohne Einschränkung! 

"Danuta C7.ech zog die Befehle 1959 ftir ihre in den 
Heften von Auschwitz begonnene Dokumentatitm der La- 
gergeschichte heran, die .schließlich in da.s voluminöse "Ka¬ 
lendarium der Ereignisse im Konzentrationslager Auschwitz- 
Birkenau" mündete."... 

An Fußnoten wäre noch von Bedeutung; 

"57) Die umfangreichen Unterlagen der ZBI. (Zentralen 
Bauleitung) sind nicht publiziert. Die Originale liegen bis 
heute in Moskau (fond 502); .MikrofiImkopien verwaliren 
das Archiv des IJSHM (US-Holocaast-Museum, Washing¬ 
ton) (RG 11.001 M.03. red 18-71) und auch das APMO 
(Archiv des Auschwitz-Museums). Zur administrativen 
Struktur sowie zu den Bauprojekten der 7BL vgl. neuerdings 
Carlo Mattogno, "Zentralbauleitung der Waffen-SS und 
(Polizei Aaschw'itz", Salerno 1998. > 


58) Abteilung 11 war die als 'Politische Abteilung' be- 
zeichnete Repräsentationsinstanz des RSHA, Abteilung 111 
(Schutzhaftlagerlührung) war zuständig für Unterbringung, 
Verpflegung und Bekleidung der Häftlinge, Abteilung lila 
(1942 von der Abteilung III separiert) organisierte den Ar¬ 
beitseinsatz, die Abteilung IV (Verw-altung) war für Versor¬ 
gung und Besoldung der zwangsarbeitenden Häftlinge zu¬ 
ständig, der Abteilung V (Standortarzt) unterstanden die 
Krankenbauten, Abteilung VI (Wachmannschaft. 1942 von 
der Abteilung 1 abgetrennt) kümmerte sich um Fürsorge, 
Schulung und Truppenbetreuung der SS-Männer. 

59) In der Politischen Abteilung arbeiteten hingegen 
viele Häftlinge, darunter insbesondere jüdische Frauen. Zu 
ihrer Büroarbeit gehörte c.s, die Listen des Lagerstandes¬ 
amts und der Registratur zu führen; vgl. die Sammlung der 
Schilderungen von Überlebenden bei Shelley "Schrcibc- 

rinnen" (im Literaturverzeichnis nicht aufgerdhrt).'^ , 

^ _ __—-- - -- -^ 

Soweit die IfZ-Inhaltsbeschreibung. 

Bleibt zu resümieren: 

1. ) Die Dokumentation bezieht sich auf die gesamte 
Existenz des Lagcrkomplexes Auschwitz. 

2. ) Kein einziger der genannten Befehle — die eine 
Ausnalime vom 6. August 1943 wird nachfolgend geson¬ 
dert analysiert - weist auf einen Vernichtungseinsatz 
von Menschen, geschweige denn einen solchen in einer 
Größenordnung von Millionen, hin. 

3. ) Kein einziger dieser genannten Befehle erw'ähnt 
das Wort "Judefn)". 

4. ) Unter der SS-.Mannschaft gab es eine erhebliche 
Personal fluktuation, SS-Männer lebten mit ihren Fa¬ 
milien - teils außerhalb des l.agers - zusammen, so daß 
trotz normal üblicher Geheimhaltungsvorschriftcn 
reichlich Nachrichtenwege in die Außenwelt gegeben 
waren. 

5. ) Ausgerechnet die Politische Abteilung beschäf¬ 
tigte zahlreiche jüdische Frauen mit Registraturen von 
Ein- und Abgängen und Todesfälle. Und diese Frauen 
haben nachweislich überlebt. 

6. ) Trotz der Größe des Lagerkomplexes und der 
damit für einen Lagerkommandanten anfttllendcn nor¬ 
malen Tagesarbeit zeugen dessen Befehle davon, daß er 
sehr viel Zeit der Lager- und Truppenfürsorge gewid¬ 
met hat. Sic lassen keinerlei Verdacht autkomnien, daß 
er sich unablässig mit Menschenvernichtung in .seinem 
Lager befaßt haben könnte. Oder anders ausgedrückt: 
Hätte er sich täglich mit Menschcnvcrnichtungen 
befaßt, dann hätte er für .solche Tagesbefehle gar 
keine Zeit gehabt! 

7. ) Dieser Kontra.st zur "Endlö.sungs''- Geschichte 
muß auch den Verwaltern der diesbezüglichen Akten 
aufgcfallen sein, denn andernfalls hätten sic diese Kom- 
mandanturbcfehle sehr viel früher als geschehen, der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
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Der Kommandanturbefehl vom 6. August 1943 ist gefälscht 


Dem oder den Fälscher(n) niiiß in der Tat bei l’rngc- 
staltimg dieses Kommandanturbcfchls im Eifer "eine 
Sicherung durchgebrannt" sein, indem dem Lagerkom¬ 
mandanten in den Mund gelegt wird, 

"als Anerkennung für die in den letzten Tagen von allen 
SS-Angehorigen geleistete Arbeit anläßlich der Sonderaktinn “ 
zur gleichen Zeit, nämlich 

"ah Sonnabend den 7.8.43, 13 Uhr, bis einschließlich 
Sonntag den 8.8. 43 Jeglichen Diemthetrieh" 
ruhen zu lassen bzw. einzustellen. 

"Es rücken an diesen Tagen nur die unbedingt notwendi¬ 
gen Kommandos wie Tierpßeger usw. aus. Soweit Arbeiten 
innerhalb der betreffenden Lager auszuführen sind, wozu 
eine Postengestellung nicht erforderlich ist, sind diese auszu¬ 
führen" 

Absurditäten dieses "Befehls": 

(1) Es '"waren" also "alle SS-Angehiirigen der betref¬ 
fenden Lager", die im einzelnen zwar nicht genannt wa¬ 
ren, aber zumindest das Stammlager mit Monowitz so¬ 
wie Birkenau gewesen sein müßten, an der "Sonderak¬ 
tion" beteiligt. Allein dieser Sachverhalt hätte diese La¬ 
ger funktionsunfähig gemacht. Schon diese angebliche 
Behauptung des Lagerkommandanten ist völlig unrea¬ 
listisch! 

(2) ln der Gesamtheit der vorgeleglen Standort- und 
Kommandanturbefehle von Auschwitz von 1940 bis 1945 
findet sich nur ein einziges Mal - hier am 6. August 1943 
— der Begriff "Sonderaktion", und nur einmal gab es 
dafür 2 Tage "Freizeit", dazu noeh für alle gleichzeitig. 
Und dies angesichts der jahrzehntelangen Staatsdog¬ 
matik, die kraft Strafandrohung nicht angezweifelt w-erden 


dürfe, daß für "alle SS-Angehörigen in Auschwitz" Massen¬ 
mord in Größenordnungen von zehn- bis zu hunderttausen¬ 
den von Menschen "tägliche Arbeit", also keine "Sonderakti¬ 
on" gewesen sei. 

(3) Sechzig .Fahre lang haben selbst die fanatischsten 
Ankläger Deutschlands niemals behauptet, daß bei Mas¬ 
senmorden an Juden "alle SS-Angehörigen der betref¬ 
fenden Lager" (Auschwitz-Lager) beteiligt gewesen sei¬ 
en, sondern allenfalls spezielle im Stammlager oder in 
Birkenau, die sich jüdischer Hilfskräfte bedient hätten. 

(4) Der "Dienstbetrieb" habe am 7. und 8. August 1943 
"in den betreffenden Lagern" zu ruhen. Nur "Tierpfleger- 
Kommandos usw." dürften ausrücken. Arbeiten "inner¬ 
halb der betreffenden Lager", die "mit Postengestellung 
auszuführen sind", dürfen nicht ausgeführt werden, was 
zweifellos den betreffenden Häftlingen zwei Tage Frei¬ 
zeit bescherte, aber nur solche, "die kejne Postengestel¬ 
lung" erfordern. 

Was ist das für ein Schwachsinn, zu befehlen, daß 
"auszuführende Arbeiten" nur deshalb nicht ausgeführt 
werden dürfen, weil sie innerhalb der Lager einer "Po- 
Stengestellung" bedürfen? Tausende von Häftlingen dür¬ 
fen deshalb nicht zu ihren Arbeitsplätzen im 10-Far- 
ben-Werk, weil auch innerhalb des Lagers Monowitz 
SS-Posten deren Abmarsch überwachen? 

(5) Unter dem Abschnitt "Dien.sthetrieh", der nur für 
"alle SS-Angehörigen" den Dienstbetrieb Tür 2 Tage ru¬ 
hen läßt, werden Anweisungen erteilt, was Häftlingsar¬ 
beiter ohne "Postengestellung"zu tun haben, anstatt zu 
fonnuliercn, daß der innere Lagerbetrieb durch die zwei¬ 
tägige Dienstruhe "aller SS-Angehörigen" nicht beein¬ 
trächtigt werden dürfe. 


Daß Juden-Ermordung ^*gemeint war", ist auch gelogen 


ln einer Fußnote zum o.a. Kommandanturbefehl ver¬ 
merkten die Verantwortlichen des IfZ: 

"Gemeint ist die Ermordung der ostoberschlesischen 
Juden, die der gewaltsamen Räumung der beiden Groß- 
Ghetfos Bendzin und Sosnowiiz folgten." 

Der hierfür angeführte Quellenbeleg, der nachfol¬ 
gend hier in den HT näher analysiert wird, ergab: 

"Daß auch SS-Einheiten aus dem KI.-Auschwitz mitwirk¬ 
ten, wie Danuta Czeck in ihrem "Kalendarium von 
Auschwitz" S. 562 - 567 meint, ist nicht nachzuweisen." 

3ro 

Gleichwohl versucht die IfZ-Autorin Sybille Steinba- 
cher den ursprünglichen Vermerk ihres Instituts zu retten, 
indem sic ohne Beweisführung behauptet, die von 
Bendzin und Sosnowitz nach Auschwitz verbrachten 
Juden seien dort — von wem anderes als "allen SS- 
Angehörigen der betreffenden Lager'"I — ermordet und 


spurlos verascht worden. 

"In rund 14 Transporten wurden insgesamt mehr als 
30.000 Juden aia Sosnowitz und Bendzin nach Auschwitz- 
Birkenau gebracht. Etwa 6.000 wurden dort zum Zwangs¬ 
arbeitseinsatz ausgemustert, alle anderen .sofort umgebracht. 
Im Lager war der Mord an den Juden aus der unmittelbaren 
Umgebung eine der bis dahin größten Tötungsaktionen." 

391 

Einziger "Beweis" für 24.000 Ermordete: Ein 
Stück Papier, — der "Kommandantarbefehl" vom 6. 
August 1943. Kein Zeuge konnte den Gesche¬ 
hensablauf schildern und erklären, wie "alle SS-An¬ 
gehörigen der betreffenden Lager" darin involviert 
gewesen sein sollen. Keine Spurensuebe, nichts. 

9) Danu(a Czcch, "Kalendarium der Ereit'uisse im Kon/enlrulionslagcr 
Auschwilz- Dirkenau 1939 - 1945", Hamburg 1989. 
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Geschichtsschreibung nach *'Art des Hauses 


Verfasser und Verantwortliche des Instituts für Zeit¬ 
geschichte (irZ) wiesen in der zuvor analysierten Ein¬ 
leitung zur Dokumentation der Standort- und Komman- 
daolurbefehle von Auschwitz auf das Beispiel des 6. 
August 1943 hin. Hier sei nachweisbar, daß der Aus- 
dnijik "Sonderaktion" ein Tarnausdruck filr Judener- 
mordung gewesen sei. Zuvor wurde hier bereits (lar- 
gelfet, daß der Text dieses Kommandanturbefchls eine 
Fälschung ist. Nachfolgend wird nachgewiesen, daß 
auc|i der Beleghinwcis sich aus Falschaussagcn zu- 
sam^mensetzt. 

iper Bezugshinweis auf Sybille Steinbacher in dem 
Buch "»Musterstadt« Aaschw'itz", Kapitel 6, 5: 

'Die Ermordung der ostoberschlesischen Juden im Zu¬ 
sammenhang mit der Auflösung der Großghettos von Bend- 
zirt'md SosnowUz" 

eröffnetc ein neues IJntersuchungsthema und mach¬ 
te eS erforderlich, zu prüfen, wie diese Autorin des Insti¬ 
tuts, für Zeitgeschichte Geschichte schreibt. 

Resümee zum Grundsätzlichen: 

£$ybille Steinbacher recherchierte im Auftrag und 
im • inzwischen berüchtigten Sinne des Instituts für Zeit¬ 
geschichte in München. Die einseitige politische Aus¬ 
richtung stößt von der ersten Zeile bis zur letzten Übel 
aiif Arbeitsflciß kann die Mißachtung wissenschaftli¬ 
che;;. Redlichkeit und Objektivität nicht ersetzen. 

't)as Buch ist zwar "wissenschaftlich aufgemaclit" mit 
einfr Fülle von Fußnoten und ansehnlichem Druck. Doch 
pril;;! man Einzelheiten, so fällt bereits bei der ersten 
Seite ihres Kapitels 6, 5 auf, was sich als Arbeitsmethode 
lür'lihr Gesamtwerk bestätigt; 

1 .) 

iSic unterstellt kritiklos jeglichen Papieren aus kom¬ 
munistischer Zeit und osteuropäischen, insbesondere 
polhischcn, aber auch anderen Archiven authentische 
Aussagekraft. 

Sie beruft sich auf Dokunientarfotos, die schon auf 
den, ersten Blick aks Fotomontagen oder gar grundsätz¬ 
lich: Malwerkc erkennbar sind. Dies geschieht sogar in 
Fällen, die bereits seit Jahren in wisseiLschaftlichen Pub¬ 
likationen als solche detailliert nachgewiesen sind, wie 
z.B;i jene "Öffentlichen Hinrichtungsszenen", die Ernst 
Klee in seinem Buch "Schöne Zeilen" publiziert hal.'®*» 

i) 

iftolen und Juden waren und sind bei Sybille Stein¬ 
bacher niemals "Täter", sondern stets nur unschuldige 
Opfer eines "verbrecherischen deutschen Regimes". 
Selb st wemi sic m al Deutsche ermordeten und sich für 

' 10) Sybille Stcinbadiei, "»Mustcrsladl« Aiwchv/itz - fiBriiianisiining.s- 
politik und Judenmord". München 2000, S. 7.85 ff. 

10b) VgU motorische Tatsachen Nr. 64. fi. 24 - 26. 
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den Widerstandskampf rü.steten, so sind ihre Einsätze 
stets berechtigt, Reaktionen der "deutschen Regime¬ 
führung" stets verbrecherisch, mördcri.sch, vielfach in 
gewaltige Größenordnungen ausgedehnt. , 

Täter sind ausschließlich Deutsche und ihre Ililtswil- 
ligen, zudem sind sie menschenverachtend, grausam 
und sadistisch. Schon auf der ersten Seite des Kapitel 
6. 5 zitiert Sybille Stcinbachcr Papiere aus polnischen 
Archiven, die sie als Beweise für öffentliche Hinrich¬ 
tungen von Juden präsentiert, bei denen die Deutschen 
mitten im totalen Krieg (z.B. am 13.4.1942) des "starken 
Publikumsandranges Deutscher und Deutschstäm- 
miger" wiegen noch "Zuschauertribühnen aufstellen 
mußten. 

Derart fremdartige, ja perverse Fantasien "entdeck¬ 
te" die Mitarbeiterin des HZ .50 Jahre nach Kriegsende 
in einem polnischen Archiv. Daß dieser Staat jegliche , 
Verunglimpfungen der Deutschen, speziell jener, die ^ 
das Dritte Reich erlebt und mitgestaltet haben, von An- . 
fang an zur Grundlage seiner Staatsdoktrin gemacht ' 
hat und nach wie vor zuläßt, veranlaßt Sybille Steinba¬ 
cher nicht zur Dokumentenprüfung, Sie publizierte der¬ 
lei freiweg als "historische Fakten", offensichtlich auch 
in der Erwartung, daß kein heutiger Leser damals in 
Sosnowitz "dabei” gewesen sein kann. 

Die kommenden Generationen werden sich mit einer 
solch primitiv einseitigen Geschichtsschreibung nicht 
abfmden und sich die Fragen stellen, weshalb die Er¬ 
lebnisgeneralion — selbst die "Widerstandskämpfer' itn 
Dritten Reich --, derlei nie berichtet bzw. nichts von 
öffentlichen Hinrichtungen oder gar solchen mit Zu- 
schauertribünen gewußt haben. 

5.) 

Die Fülle von Fußnoten ist 55 Jahre nach Kriegsen¬ 
de, da es eine ungeheuere Menge von Anderen abzu¬ 
schreiben gibt, kein Beweis für die Richtigkeit eines 
dargclegten Geschichtsbildes. Jeder einzelne Quellen¬ 
beleg muß eine schlüssige Beweisführung ermöglichen 
bzw. zu dieser hinführen, soll er als wissenschaftlich 
redlich akzeptabel sein, Selektion und Inhalt der Fuß¬ 
noten bei Sybille Steinbacher bestätigen die Einsei¬ 
tigkeit und Unscriösität ihres o.g. Buches. 

Ein Beispiel für viele: Fußnote 112 auf S. 274. Sie hat 
die Fußnote nach diesem Satz angelügl; 

"ln Belzec, Sobibor und Trehlinka... starben im Zuge der 
.systematischenMa.\-senvemichlung... insge.samt 1,75 Millio¬ 
nen Juden"- Die als "Beweisführung" hinzugesetzte 
Fußnote 112 belehrt: "Über die Baugeschichte der La¬ 
ger ist wenig bekannt." - So geht Sybille Steiobachcr 
im Auftrag des IfZ mit der Beweisführung für 1,75 
Millionen behaupteter Mordopfer um! 
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Aufruf an unsere Leser 

Wann hat jemand in der offiziellen deutschen Politik eine fremde Nation mit Greuelpropaganda und 
Geschichtsfälschungen überzogen? Uns sind Beispiele dieser Art nicht bekannt Teilen Sic uns solche Fälle 
bitte mit. 

Nachfolgend präsentieren wir Ihnen eine das deutsche Volk und seine Geschichte verunglimpfende Seite 
des mit öffentlichen Geldern der Bundesrepublik finanzierten Instituts für Zeitgeschichte. Diese Seite leitet ein 
neues Thema ein. Kein Ausländer hat an der Entwicklung mitgewirkt 


Geschichtsmärchen des IfZ 


"Vl »Deutsche Kultur« und der Mord an 
den Juden in Ostoberschlcsicn 

I. GrundzUge der rassistischen Politik des 
Regimes 

Als Hitler am 22. Juni 1941 die Sowjetunion angriff, war 
es sein Ziel, den Gegner in einem Ulitzkrieg zu be.siegen, um 
die Hcgcmonialslcllung üeutschland.s in Europa dauerhaft 
zu festigen und darüber hinaus die ''völkische'' Utopie vom 
"Lebensraum im Osten" endgültig zu realisieren. Im Klima 
der Siegeseuphorie und des machtpolitischen Größenwahns 
stellte das Regime auch die Weichen im Umgang mit dem 
W'eltanschauungsfcind Nummer eins: den Juden. Hatten die 
Strategen der bisherigen .Aus- und .Ansiedlungspolitik Stag¬ 
nation, Blockaden und Aporien ihrer Planungen hinnchmen 
müssen, so eröffnete die Vision von der Eroberung der Sow¬ 
jetunion eine neue Dimension der rassepolitischen "Neuord¬ 
nung Europas". Die beispiellose Radikalisierung antijüdi¬ 
scher Politik nahm ihren Lauf, vollzogen in bisher ungekann- 
ter Brutalität. 

Ziel der sogenannten üstraumlösung, jener strategischen 
Leitlinie, die Heydrich Ende März 1941 im Auftrag Uitlcrs 
ausgearheitet hatte, war die Abschiebung sämtlicher Juden 
aus dem deutschen Machtbereich in den begrifflich wie geo¬ 
graphisch nebulös gehaltenen "Osten". Nach wie vor galt im 
Sinne der "territorialen Endlösung" das Prinzip der Zwangs¬ 
deportation, allerdings wurde der Tod der Opfer, anders al.s 
in den Nahplänen und auch anders als in den .Ahschubpro- 
jekten "Lublin" und "Madagaskar", nunmehr als feste Pla- 
niingsgröße einkalkuliert. 

Die Juden sollten nach Sibirien bczichungsw'Cise Rich¬ 
tung Ei.smeer getrieben werden und an vermeintlich natürli¬ 
chen Todesursachen sterben, sic sulllcn verhungern, erfrie¬ 
ren und der mörderischen Zwangsarbeit zum Opfer fallen. 
Die "Ostraumlösung" unterschied sich insofem von allen 
vorhergehenden Vertreibung.skonzepten, als sic erstmals die 
. Trennung der Arbeitsfähigen von den Nieht-.Arbeitsfthigen 


zum Prinzip der Deportationspolitik erhob, ein Verfahren, ' 
das einem großen Teil der Juden von vornherein das Recht 
auf Leben absprach. "ArbcilsunftShige", darunter alle Al¬ 
ten, Kinder und Kranken, sollten in "Absterbereservaten" 
utnkommen, "Arbeitsfähige" unter schw'crcr körperlicher Ar¬ 
beit beim Straßenbau sowie bei der Trockenlegung der 
PripjetsUmpfe in Weißrußland eingesetzt werden, und so¬ 
bald sie ausgedient haben, ebenfalls den verheerenden I.c- 
bensbedingungen dieser Region preisgegeben werden. 

Vertreibung und Vernichtung griffen ineinander und 
waren die rassepolitisch .sanktionierten Mittel, um iin er¬ 
oberten Raum "Platz zu schaffen für deutsche Menschen". 

Im Unterschied zum dritten Nahplan wollte Hitler die 
''Ostraumlösung" erst nach dem präsumtiven Ende der mi¬ 
litärischen Operationen im Herbst 1941 umsetzen, um 
eine neuerliche Kollision von militärischen und siedlungs¬ 
politischen Maßnahmen zu verhindern. 

Der Plan zur systematischen Ermordung der europäi¬ 
schen Juden war allem Anschein nach nicht das Resultat 
eines einzigen Befehls, sondern vielmehr das Ergebnis 
eines langen Entscheidungsprozesses, der vermutlich im 
Herbst 1941 konkretisiert wurde. Der Prozeß, der sich nicht 
widerspruchsfrei klären läßt 

Die Kommandos der 4 Einsatzgruppen A, H, C und 1) 
erschossen innerhalb der ersten 4 bis 6 Wochen des Ruß- 
landfcldzugs hemmungslos Hundertlausende von wehrlo¬ 
sen Jüdischen Männern, vielerorts auch Trauen und Kin¬ 
dern. Große Teile der Wehrmacht ließen sich ohne weitere.s 
in die Mordpolitik cinbezichen. 

Vorgesehen war, die ethnische Grenze des Reiches, die 
sogenannte Volkstum.sgrenze. 1.000 Kilometer nach Osten 
zu verschieben, die militärische Grenze, die »Wehrgren¬ 
ze« überdies bis an den Ural. ... 

Hitler versprach Hans Frank im März 1941, sein 
Terrain werde als erstes Gebiet jiidenfrei gemacht und 
innerhalb von 15 bis 20 Jahren ebenso deutsch wie das 
Rheinland w'erden." 


Schauerliche "Geschichtswissenschaft" 

Ein Schwarz-Propagandist "der interessierten Mächte" erfindet frech nnd fantasiereich "deutsche 
Pläne", bringt den Schwindel zu Papier, so auch "von Hitler Gesagtes" in das Tagebuch des Gcneralgou- 
verneurs Hans Frank, ein anderer schreibt's ab und schon authorisiert das Institut für Zeitgeschichte 
seine Autorin Sybille Steinbacher, inzwischen zur Professorin in Jena avanciert, derartiges ohne 
Beweise als "historische Tatsache" auszugeben. 
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”Groß-Ghettos” Sosnowitz - Bendzin, Ostoberschlesien 


Z' - ^ 

Sybille Steinbacher will eine Forschimgslücke füllen: 

"Eine Bestandsaufnahme der wissenschaftlichen Beschäftif'ung mit der Frage nach Judenvernichtung 
und »Germanisierung« im besetzten Osten fällt dürftig, in bezug auf Ostoberschlesien und Auschwitz 
ernüchternd aus. Nicht eine einzige Untersuchung setzt sich systematisch mit der Einbeziehung von 
Auschwitz in die Besatzungspolitik Ostoher.Schlesiens auseinander und nicht eine analysiert die Zusam¬ 
menhänge von Ostsiedlungsprogramm, Massenmord und »Musterstadte-Konzept. Ohnedies fehlt eine 
Gesamtdarstellung der nationalsozialistischen Politik in dieser Region." ''' 


Man muß schon sehr viel Tendcnzschlagworte, die 
das gesamte Buch von Sybille Steinbacher durchzie¬ 
hen, streichen, um herauszufiltern, was denn nun ei¬ 
gentlich in den "üroflghettos"' von Sosnowilz und Bend¬ 
zin in Ostoberschlesien während des Krieges geschehen 
ist. 

ln jenem Siedlungsgebiet lebten 1939 = 100.000 bis 
120.000 Juden.'®'s’" 

Am 12. Mai 1942 

"verfugte Heydrich die Aufhebung der Polizeigrenze durch 
den Regierungsbezirk Kattowitz. 

"Noch am selben Tag fand die erste große Deportation 
ostoberschlesischer Juden in das Vernichtungslager statt." 

Eine Fußnote ergänzt; 

'"Am 5.5.1942 trafen 650 Juden aus Dombrowa im Lager 
ein. Am 12.5.1942 - 1.500 aus Sosnowitz. Im Mai 1942 
kamen 2.000 Juden atts Warthenau und 2.000 aus Bend¬ 
zin an, am 17.6.1942 - 1.000 Juden aus Sosnowitz, im 
Juni 1942 außerdem 5.000 Juden aus Bielitz-Biala, 3.000 
aus Ukenau, 1.000 aus Krzepice, 4.000 aus Krenau, von 
1. bis 3.8.1942 ^ 5.000 Juden aus Bendzin, zwischen 15. 
und 18.8.1942 jeweils täglich 2.000 Juden aus So.snowitz 
und Bendzin ." 

Woher weiß Sybille Steinbacher das? Aus einer pol¬ 
nischen Tabelle"' und Unterlagen aus polnischen Ar¬ 
chiven. 

Irgendwelche Bestätigungen, Reaktionen deutscher 
Behörden brauchte die Iß-Autorin für diese "histori¬ 


sche Faktenbesehrcibung nicht. Sie wundert sich nicht 
einmal, daß noch am selben Tag eines Heydrich-Befehls 
zur Aufhebung einer Polizeigrenze bereits "die erste 
große Deportation ins Vernichtungslager stattfand", die 
er hätte gar nicht veranlassen und so schnell organisie¬ 
ren können! Auch wundert sie sich nicht, daß "das Schick¬ 
sal der Abtransportierten unklar blieb".''^'> * 

Und diesen Schwachsinn krönt sie selbst auf anderen 
Seiten mit ihren Worten: 

M _ 

^ "Seit Gründung der Dienststelle Schmelt (O!^. 
1940) bestanden jedoch aufgrund der projek¬ 
tierten Integration der ostoberschlesischen Ju¬ 
den in die Rüstungswirtschaft keine Deportati- 
V onspläne mehr," .J 

20 _ 

^ "So paradox es scheint: Die Umgebung des' 
Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau war in 
der Wahrnehmung der Juden ein geradezu »si¬ 
cherer« Ort. Heimlich nahmen einheimische Ju¬ 
den die Geflohenen auf, besorgten für sie Anmel¬ 
deformulare und Lebensmittelkarten und schmug¬ 
gelten sie in die lebensrettenden Werkstätten, 
Einige wurden jedoch von der Gestapo entdeckt, 
manche auch von der jüdischen Miliz verraten, 
gleichwohl gelang es vielen, unterzutauchen ." ® 

k :___ J 


Arbeitseinsätze - Schmelt 


Albert Schmelt, seit 1934 (bis 1942) Polizeipräsident 
von Bre.slau, mit 41 Jaliren, ab 15.10.1940 SS-Obcrftlh- 
rer und Sonderbeauftragter des Rcichsführers-SS so¬ 
wie Leiter der "Dienststelle für den fremd völkischen 
.Arbeitseinsatz in Ostoberschlesien'', war wahrschein¬ 
lich Heinrich Himmler direkt unterstellt. Er hatte 
auch die jüdische Bevölkerung Nieder- und Oberschlc- 
siens und in Teilen des Sudetenlandes in die Arbeits¬ 
aufgaben des Reiches einzubinden. Ab Mai 1941 w'ar er 
zusätzlich zum Regierungspräsidenten von Oppeln er¬ 
nannt und gehörte dem Gauleiterstand an. Schmelt 

11) Franciszek Piepei, "Die Zahl der Opfer von Auschwitz Aufgrund 
der Quellen und der Krtrkgc der Purschung 1945 bis 1990", Oswiecim 
1993 


wahrte seine Unabhängigkeit gegenüber Fritz Todt, 
dem Generalinspekteur für das deutsche Straßenbau¬ 
wesen, mit seiner "Organisation Todt" und Fritz Sauk- 
kel, dem Generalbevollmächtigten für den Arbeitsein¬ 
satz, der sich ebenfalls um Ausländer, aber auch um 
Kriegsgefangene zu kümmern hatte. 

Bürodienste in Schmelts Fremdarbeiter-Dienst¬ 
stelle in Sosnowitz mit ca. 40 Mitarbeitern führten Ju¬ 
den aus, leitende Funktionen SS-Angchörige."" * 

Da die jüdischen Untergrundorganisationen "vom 
ersten Kriegslag an" einen erbitterten Vernichtungs¬ 
kampf mit den Deutschen aiifgcnommen hallen,'^' ge- 

12) Vgl. UUtoruche Tatsachen Nr 87, S 37 ■ Nr lOU. S. 3 
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staltctcn sich die Aufbauarbeiten außerordentlich 
schwierig. 

Albert Schmelt hieb in seinem Amt bis zum März 
1945 und nahm sich in US-Gefangenschah am 17. Mai 
1945 das Leben. Die Akten seiner Dienststelle sind nicht 
erhalten geblieben. Man ist auf korrespondierende Ak¬ 
ten angewiesen.“’* * 

Die "Dienststelle Schmelt" wurde im Oktober 1940 
begründet. Leiter w-ar "Sonderbeauftragter für den 
frcmdvflikischen Arbeitseinsatz". 

"Deutlich wird, daß Ende 1940 noch keine 
reichseinheitlichen Pläne zur Vernichtune der Juden 
bestanden," ^ 

Albert SchmcIt, "der sich die Generatvollmachl in 
der Judenpolitik gesichert hatte -- ohne seine Billigung 
war es weder staatlichen Behörden noch privaten Un¬ 
ternehmen erlaubt. Juden zu beschäftigen." ^ 

Seine Arbeitseinsätze hatte er gegliedert in: 

1) ln RAB-Lagern wurden Juden zum Ausbau der 
Reichsaulobahn Berlin-Brcslau-Krakau herangezo¬ 
gen. 

2) Größeren Industriebetrieben wurden jüdische Ar¬ 
beitslager zugeordnet. 

3) Regelung des jüdischen .Arbeitseinsatzes für die 
Wehrmacht in den jüdischen Siedlungsgebieten Osl- 
oberschlesiens. 

"Schmelt stellte dem .Judenrat die 150 Schutzpolizisten 
und 3 Kompanien aus Volksdeutschen Hilfspolizisten, die seit 
seinem Amtsantritt in Sosnowilz im Einsatz waren, zur 
Seite, ... 

Auf Veranlassung der deutschen Behörden riefMerin im 
Spätherbst 1940 den jüdischen Ordnungsdienst ins Lehen, 
dessen Aufgabe es war, für Ruhe und Ordnung in den 
jüdischen Wohnbezirken zu sorgen, Ansammlungen zu un¬ 
terbinden, den Verkehr zu regeln, Festnahmen anzuordnen, 
Strafgebuhren einzutreihen, vor allem aber : jüdische Arbeiter 
zu rekrutieren. ... 

Die jüdische Miliz setzte sich anfangs aus 70, später aus 
einigen hundert Männern zusammen. Streng hierarchisch 
gegliedert waren die lokalen Organisationen jüdischen 
Ortskommandanten unterstellt, diese wiederum gehorch¬ 
ten den Weisungen eines jüdischen Oberbefehlshabers. ... 

Die staatliche Polizeiverwaltung kontrollierte die jüdische 
'"c)s 1« 

Natürlich bedingten die Kriegszeiten Kontrollen, Ar¬ 
beitsdisziplin, Leistungsdruck, Verzicht auf private Ver¬ 
gnügen und Gemütlichkeit. Doch dies alles nur als 
"Zwangsarbeit"' und "Ausbeutung" oder gar als "Sklave¬ 
rei" zu kennzeichen, entspricht keiner objektiven Lage¬ 
beurteilung! Die Deutschen haben sich mit diesen For¬ 
men der .Arbeitsbeschaffung für Juden Mühe gemacht! 
Zweifellos gab cs wie in jedem Zivilbetrieb Unterschie¬ 
de in den Arbeits- und Lebensbedingungen. Auch hier 
hing Vieles vom einzelnen ab, wie er behandelt wurde. 

Immerhin gesteht die IfZ-Aulorin, daß die jüdischen 
Arbeiter in den Wehrmachtsbetricben "das bessere Los 
gezogen haben". ^ Und dies betrifft vornehmlich die 


Lebensvcrhällnls.sc in Sosnowitz und Bendzin! 

"f)em Zentralen Ältestenrat der Juden in Ostoberschlesi¬ 
en, den Schmelt bei der Aushebung jüdischer Arbeiter zur 
Kooperation zwang, gelang es, in diesen Städten, namentlich 
in Sosnowitz, Bendzin und Dombrowa, ein funktionierendes 
jüdisches Sozialsystem einzurichten. Suppenküchen, Alten¬ 
heime und Krankenhäuser garantierten den Juden ausrei¬ 
chende Ernährung und auch medizinische Versorgung. ... 

Eine grotesk anmutende Entwicklung war die Folge, da 
ausgerechnet jene Region, in der das Massenvernichtungsla¬ 
ger Auschwitz-Birkenau lag, für Juden zum vermeintlich 
sicheren Zufluchtsort wurde ." 

Zwei Seiten weiter inl'ormiert das IfZ: 

"Offenkmdig ist auch, daß das KL Auschwitz anfangs 
ausschließlich regionale Bedeutung hatte. Das heißt: Zu¬ 
nächst waren .Juden aus Ostoberschlesien die Opfer der .Mas¬ 
senvernichtung" 

Hauptsache scheint, in nahezu jeden Absatz wer¬ 
den "deutsche Massenmorde" integriert, da kommt cs 
dann auf Widersprüche, Unsinnigkeiten und fehlende 
Beweise nicht mehr an. 

"Gerade von der unteren und mittleren Verwaltungsebene 
gingen dabei entscheidende Jmpulse zur Realisierung der 
Mordpolitik aus ." ® 

Sybille Stcinbachcr behauptet auch dies ohne Be¬ 
weisführung! 

L)och zum nächsten " l'äler"; 

"Zentrale, wenn nicht gar überragende Bedeutung im 
Zusammenhang mit der Vernichtungspolitik besaß die Dienst¬ 
stelle Schmelt" 

"Beweis":... 

"Aus der Zwangsarbeitseinsatzpolitik der Dienststelle 
Schmelt erwuchs der Mechanismus der .späteren Mordpra¬ 
xis. 

Denn Schmelt initiierte in seinen Lagern das Selektions¬ 
verfahren nach Arbeitsfähigen und Arbeitsunfähigen. 

Im Gefolge dieses Vorgehens wurden alte und kranke 
.Juden nach Auschwitz transportiert und dort ennordet." 

Bcwci.se für ihren letzten Satz wiederum keine! 

Würde ein Deutscher Geschichte mit umgekehrtem 
Vorzeichen in dieser Art schreiben, er .säße wegen "Volks- 
verhetzung" jahrelang hinter Gittern! 

Doch zurück zu diesem "bösen Täter": 

"Die eingesetzten Juden konnten in den Städten verblei¬ 
ben, dürfen sich relativ frei bewegen und auch weiterhin im 
Familienverband in ihren Wohnungen leben. Binnen kur¬ 
zem organisierte der Zentrale Judenrat eine Großwerkstatt 
nach der anderen.... Der Judenrat warb die Arbeiter an, ein 
deutscher Direktor hatte jeyveils die ILeitung der Betriebe inne. 

Der Berliner Hans Held gründete im Februar 1941 in 
Sosnowitz das erste Unternehmen mit rund 2.000 jüdischen 
Arbeitern, die Schlesischen Wäsche- und Bekleidungswerke. 
Kurz darauf entstand in Bendzin die Schneidersammelwerk¬ 
statt Roßner, bald die größte Stätte mit jüdischen Arbeitern; 
in Ilkenau, wo Juden auch in einer Kofferfabrik arbeiteten, 
eröffhete Roßner eine Filiale. Bei Riemer in Sosnowitz 
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stellten Juden Soldatentornister her, im Schuhmacherbe¬ 
lrieb von Rudolf Braune Stiefel für die Wehrmacht, in der 
Kammgarnspinnerei Dietel. wo rund I 200 Juden, insbe¬ 
sondere Frauen, arbeiteten, Mäntel, Pelze und Sträflings¬ 
anzüge. In der Korbfübrik, Weiden- und Stroh/lechterei von 
Wilhelm Gvretzkl wurden Taschen, Körbe, Bürsten, 
Seile und Besen produziert, und in der Fabrik von Leo¬ 
pold Michatz Wäsche und Berufshekleidung. Gerhard 
Schwedler ließ Juden Koffer und Lederwaren anfertigen, 
die Holzindustrie Hubert Land GmbH und die Blech- 
und Holzwarenfabriken Josef Skopek tSc Co in Sosno- 
witz stellten Wehrmachtsmöbel her. ln Bendzin gab es den 
"F.lektroshop" Schmatloch, die Wäschefabrik Renoma, 
eine Uhrmacherwerkstatt und die große Schneiderwerkstatt 
Leutsch Bei Keßler und Domhrowski waren Juden 
für die kriegs^vich^ige Sammlung von Alteisen, Knochen, 
Lumpen und Papier tätig. In Trzehinia wurden eine Kaut¬ 
schuk- und eine Kaut.schuk-Ersatzwaren-Fahrik für 1.100 
.luden eingerichtet mit Zweigstellen für 900 Juden in Wada- 
Witz und 1.400 in Krenau. In Warthenau eröffnete im 
Spätherbst 1941 unter Leitung von Oberst Roick eine 
Aißenstelle des Feldbekleidungsamts der Luftwaffe: ver¬ 
antwortlich für den Betrieb war ein Oberstleutnant. In 
Warthenau gab es auch eine Eisengießerei mit jüdischen 
Arbeitern, und in Dombrowa ließ sich ein Verarbeitungsbe¬ 
trieb für Leder- und Filzabfälle nieder. 

Fünf Sammelwerkstütten für Juden entstanden im No¬ 
vember 1941 in Sosnowitz. ln Tag- und Nachtschichten 
zwischen 5 Uhr morgens und 10 Uhr abends waren dort 
insgesamt rund 1.000Jüdische Schneider tätig. Sie besser¬ 
ten Uniformen und Fliegerkleidung aus, nähten Hemden 
und Militärhosen für die Wehrmachtssoldaten und verar¬ 
beiteten dabei Stoff im Wert von 6 Millionen Reichsmark. 

Insgesamt waren in den "Shops " im "Ostsb'eifen " rund 
20.000 .luden beschäftigt, davon 8.750 in der Textilbran- 

C/JC '"0)S ISC' ISI 

Die anschließenden Ausführungen der IfZ-Auio- 
rin über schlechte Bezahlung der Arbeiter -- "die Hälf¬ 
te eines deutschen Arbeitslosen" —, dazu noch Sün¬ 
derabgaben für die Organisation Schmeil, Sozialab- 
gaben usvv. eröffnen ein neues, untergeordnetes The¬ 
ma, das hier ohne Überprüfbarkeit derartiger Einzel¬ 
heiten nicht ordnungsgemäß geklärt werden kann. Im¬ 
merhin weiß auch Sybille Steinbacher nichts von 
Streik, Bummelei, Arbeitsverw'eigerung oder Sabota¬ 
ge der jüdischen Belegschaften auf Grund schlechter 
Bezalilung oder Behandlung zu berichten. Dafür "weiß" 
sie anderes Erstaunliches; 

"Im Sommer 1942 intensivierte Schmelt das Arbeitsein¬ 
satzprogramm, indem er nach der kriegsbedingten Beendi¬ 
gung des Autohahnbaus sämtliche ihm bis dahin noch nicht 
unterstehenden Reichsautobahnlager im schlesischen Strek- 
kenabschnitt in sein Lagersystem integrierte. Er ließ Juden 
dort zu (qualifizierter Arbeit in der Betonier- und Bauferti¬ 
gung ausbilden und für die Kriegsproduktion schulen. Im 
Frühjahr 1942 standen insge.samt rund 30.000 bis 40.000 
.Juden in seinen Diensten. Davon waren rund 6.500 .Juden 
in 40 kriegsentscheidenden Großbauten der Rüstungsindu¬ 


strie eingesetzt. (Iberdies wurden auf Werksarealen von 
U-Boot- und Flugzeugbaufirmen, in Munitions- und Bom- 
henröhrenfabriken, in Waggon- und Maschinenbausver- 
ken, auf dem Gelände von Ziegeleien, Glühbirnen- und 
Zuckerfabriken und außerdem beim Straßen- und Tief¬ 
bau neue Schmelt-Lager mit insgesamt mindestens 4.000 
bis 5.000 weiteren jüdischen Zwangsarbeitern eingerich¬ 
tet. 

Mit der Ostindustrie GmbH (Osti), die im März 1943 von 
WVK4-Chef Oswald Pohl in Zusammenarbeit mit Odilo 
Globocnik, dem S.S- und Polizeiführer (SSPF) im Distrikt 
Lublin ..., gegründet wurde, etablierte Himmler auch im 
Generalgottvernement eine Organisation für den systemati¬ 
schen Zwangsarbeitseinsalz von Juden. Allerdings gelang es 
der SS dort nicht, die vollständige Kontrolle zu erlangen. 
Rüstungsökonomisch erwies sich die Gründung zudem als 
Fehlschlag, denn mit lediglich rund 14.000 "Arbeitsjuden" 
blieb die Ostindustrie, die organisatorisch ein Torso aus 
halbfertigen, nicht miteinander verbundenen Unternehmen 
weitaus kleiner als das Lagersystem von Schmelt. 
Darüber hinaus erfüllte die Ostindustrie keine zentralen 
krieg.swirfschafllichen A ufgaben und warf zudem keinen nen¬ 
nenswerten Gewinn ab. 

Der Einsatz der jüdischen Arbeiter blieb auf Fellverarbei¬ 
tungsbetriebe, Borsten- und Bürstenfabriken, Korbflechterei¬ 
en und Textilwerkstätten beschränkt; lediglich eine Glashütte 
und ein Eisenwerk zählten dazu." ^ 

Nach dieser Schilderung schließt Sybille Steinba- 
chcr, ohne irgendw'clchc Umstände zu erw'ähncn, das 
Thema mit "Ermordung der letzten im Generalgouverne¬ 
ment lebenden Juden" als "Erntefest Anfang November 
1943" ab. So habe Osti nur 8 Monate bestanden. 

"Es ist nicht zu klären, ob Schmelt die Entscheidung, 
die ökonomisch "wertlosen" Kräfie zu ermorden, in eigener 
Initiative oder in Absprache mit Himmler fällte. Fest 
steht jedoch, daß er im Spätherbst 1941 erstmals arbeits¬ 
unfähige .Juden töten ließ." 

Unglaublich: Auch dies behauptet die IfZ-Au- 
torin ohne jegliche Beweisführung! 

Regierungspräsident Albert Schmelt halte angeb¬ 
lich sogar Zeit für "systematische Selektionen in den 
f.agern", "er war Schrittmacher und Wegbereiter des mör¬ 
derischen Systems der Selektionsverfahren". Die Arbeits¬ 
unfähigen seien in den Krematorien von Auschwitz ver¬ 
brannt worden, — Sybille Steinbacher verwertet solche 
Kachkriegsdiffamierungen als "offenkundige Tatsa¬ 
chen", die keiner Überprüfung bedürfen. Die 1966 Ge¬ 
borene "w'ußte cs sogar noch besser'', als jene Zeugen, 
denn ihr zufolge "setzte Schmelt die Vernichtungsma¬ 
schinerie in Ga«g''.Zudem: 

"Schmelt hatte fiir die Politik der »Endlösung« insofern 
zentrale Bedeutung, als er das Unterscheidungsprinzip nach 
»Arbeitsfähigem und »Arbeitsunfähigen« institutionalisierte. 

Provinzintern fiihrie von der Selektionspraxis in den 
Schmelt-Lagern ein direkter Weg in die Gaskammern." * 

”T)ic Ge.setze in der Bundesrepublik und die diese Art 
von historischer Darstellung fördernde amtliche Indok- 
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Irinierung legten es der im Auftrag des Instituts für Himmler habe Schmelt zwischen September 1943 

Zeitgeschichte schreibenden Sybille Steinbacher und Juli 1944 die größten Betriebsstälten entzogen 

nahe, solche - normalerweise '•volksverhet/cnde" -- und sie der Konzentrationslager-Verwaltung des 

Sentenzen von sich zu geben. Mit Sachlichkeit und hi- WV'HA zugeordnet, so 28 Schmelt-Lagcr dem KI. 

storischem Verantwortungsbewußtsein hat das alles Oroß-Rosen, mindestens 15 dem KL Auschwitz-Birke- 

nichls zu tun! Schuld- und Greuelpropaganda gegen nau. So entstanden die 5 großen Ncbcnlager des KI. 

Deutschland, sogar offizielle, ist in der BRD noch Auschwitz Lagischa, Fürstengrube, Dlechhammer, 

nie strafbar gewesen! Von Siegern auserwähltc "De- LaurahiiUe und Gleiwitz. In den 2 Sosnowitz-Nebenla- 

mokraten" haben das ermöglicht! g^^tn wurden zumeist Polen beschäftigt. "Kleine 

Zur weiteren Entwicklung der Schmelt-Lagcr heißt Schmelt-Lager mit weniger als 800 Gefangenen wur- 

cs in dem Buch an anderer Stelle (S. 305): äen hingegen aujgelöst.'' 

Partisanen immer aggressiver 


Bereits im Juni 1942 hielt sich 

"der Kommandant der Jüdischen Kumpforganisation im 
Warschauer Ghetto heimlich und unter Lebensgefahr mehrere 
Wochen in Sosnowitz, Bendzin und Warthenau auf... und 
riejdie. ostoberschlesischen Juden zum bewaffneten Abwehr¬ 
kampf auf. ... 

Die ostoberschlesischen Jugendgruppen formierten sich 
unter dem Eindruck seines Kampfgeistes zu einer schlagkräf¬ 
tigen Widerstandsbewegung unter Führung von Zwi Duns¬ 
ki. 

Mädchen und junge Frauen ... beschafften Waffen und 
Kapiere. Eine Untergrundzeitung wurde herausgegeben und 
auch ein dichtes Nachrichtennetz mit den Ghettos von Eschen¬ 
st ochau, Krakau und Warschau geknüpft. 

Es gelang den Jungen Leuten, deutsche Unifor¬ 
men, Waffen, Munition und Sprengstoff aus den Ar¬ 
beitsstätten zu schmuggeln. ... 

An deutsche Rmtungskonzerne verschickten sie Hunderte 
von Schreiben mit der Mahnung, die Waffenproduktion ein¬ 
zustellen. 

In einigen Schmelt-Lagern organisierten sic Sa¬ 
botageaktionen. so daß es gelang, die Produktion zu 
verzögern und Waff en und Maschinen zu beschädigen. 

Und in Flugblättern riefen sie die jüdische Bevölkerung 
dazu auf, sich den Anordnungen des Zentralen .Judenrats zu 
widersetzen." 

Mehr als 200 Juden entkamen mit fal.schen Pässen, 
andere ließen sich im Altreich mit falscher Identität als 
Fremdarbeiter anw'erben. Im Spätherbst 1942 mißlang 
ein Attentat auf den Z.cntralratsvorsitzenden Moshe 
Merin. Aus Rache 

"ließ er die Attentäter verfolgen, und Anfang Februar 
194} an die Gestapo ausliefem." 

"Shmuel Ron (als Samuel Rosenzweig geboren), 
einer der Anführer der jüdischen Untergrundbewegung in 
Ostoberschlesien, bestätigt dieses in seinen Memoiren S. 44- 
4Tff" 5 ” 

Sybille Steinbachcr "vergißt" nun - abgesehen von 
w'enigen Kleinigkeiten —, ihren Lesern die vielen Ein¬ 
zelheiten dieser Parlisanenlätigkcit mitzuteilen, son¬ 
dern beschränkt .sich auf die "deutschen Täler", die - 
ihrem so geschaffenen Eindruck gemäß dem "Auftakt 
Himmlers” folgend — "ohne jeden Grund" den Juden¬ 
ratsvorsitzenden Moshe Merin mit seinem engen FUh- 


rungskreis am 19. Juni 1943 verhaften und nach 
Auschwitz verbringen. 

Sybille Steinbachcr behauptet in Unterstreichung 
dieser unbegründeten deutschen Initiative -- wiederum 
ohne Beleg -, dies geschah 

"zu Beginn der letzten Welle der Todestransporte aus 
dem Oststreifen" 

Moshe Merin sei in Birkenau "vermutlich noch am 
selben Tag ermordet worden, einigen Zeitzeugen zufolge 
erst nach einigen Tagen holationshaft". Über das Schick¬ 
sal seiner Begleiter wird nichts bekanntgemachl, eben¬ 
sowenig über die Grütidc seiner Verhaftung, obgleich 
tägliche Polizcimeldungen nach Kattowitz und Breslau 
vorlicgen... Statt dessen folgendes; 

"Gestapo-Jvdenreferent Dreier bestimmte Wolf Smiet- 
ana zu Merins Nachfolger." 

Dies wiederum bedeutet jedoch, daß Moshe Merin 
offensichtlich verdächtigt w'orden war bz.vv. die deutschen 
Behörden Belege dafür hatten, jüdische Untergrundtätig- 
kcil in den Arbeitslagern gedeckt zu haben. Ein Nachfol¬ 
ger hat nur dann einen Sinn, wenn die Betriebe unter einer 
neuen verläßlicheren Führung Weiterarbeiten sollten. Doch 
die IfZ-Autorin setzt ohne Beweis fort: 

"Nur wenige Tage später holten die Behörden zum letzten 
Schlag gegen die Juden aus: Alte Handels- und Handwer¬ 
kerbetriebe, insgesamt über 800 größere und kleinere Un¬ 
ternehmen, wurden mm aufgelöst. 5.000 Juden aus Sosno- 
wilz und Bendzin kamen zwischen dem 22. und 24. Juni 
1945 ins Lager Auschwitz-Birkenau”. 

Einen Beweis dafür gibt es nicht. Keinen Scltriflsatz, 
nicht einmal eine Frage von Gauleiter Bracht. SS-Ober- 
führer und Regierungspräsidenten Schmelt — "der sich 
die Generalvollmacht in der Judenpolitik gesichert hat¬ 
te" —, dem Polizeipräsidenten, einem Offizier der von 
den Betrieben belieferten Wehrmacht. Nichts. Dies ist 
um so merkwürdiger, als für den gesamten Juli zu die¬ 
sen Ereignissen nur Schweigen geboten wird. Dann 
gcht's wieder los mit "den Tätern": 

"Am I. August 1943 begann schließlich die Liquidierung 
der Ghettos. 

ln makaberer Dichte sind die Vorgänge in den täglichen 
Fernschreiben dokumentiert, die Polizeipräsident Woedtke 
als Befehlshaberder Ordnungspolizeieinheiten an das Regie¬ 
rungspräsidium Kattowitz und auch an den Inspekteur 
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der Ordnun^spoUzei in Breslau sandte, ln allen Meldun¬ 
gen orderte er täglich von neuem Verpßegmg für die 
Polizisten, die die jüdischen Sammelstütten außöslen: Ein 
ums andere Mal teilte er mit, daß die »Judenaktionen« 
noch andauerten, und dreimal erhielt er die Erlaubnis, 
den Einsatz zu verlängern. 

Sämtliche Einheiten der Ordnungspolizei v^urden mo¬ 
bilisiert, von den Revieren des Einzeldiensts über die 
Reiter- und die Kraftfahrerstaffel Sosnowitz, die Polizei¬ 
schule für Reit- und Fahrwesen in Bendzin, Polizeiein¬ 
heiten aus KattOMntz, Gleiwilz und Maczki bis hin zu 
jungen Polizeiheamten einer Ausbildungskompanie. 

ln der Nacht vom 2. auf den 3. August 1943 wagte die 
jüdische Widerstandsbewegung noch einen Aufstandsver¬ 
such, der jedoch blutig niedergeschlagen wurde. Die Räu¬ 
mung der Ghettos nahm danach einen besonders brutalen 
Verlauf" ‘">5 

Die Ghettos seien binnen kurzem in Schlachtfelder 
mit etwa 1.000 gefallenen Juden verwandelt worden. Hs 
wurde nicht behauptet, daß diese "in jenen Tagen Gestorbe¬ 
nen" nach Beendung der Kämpfe von den Deutschen 
unigebracht worden seien. Daß es in Kämpfen Gefalle¬ 
ne waren, ist somit unbestritten und zeigt den Umfang 
des vorbereiteten Aufstandes. 

ln einer Fußnote wird noch -- gewiß verharmlo¬ 
send, denn eine "Kampfgruppe" entsteht nicht Uber 
Nacht und plant nicht einen Überfall nur mit "2 Spä¬ 
hern" — vermerkt; 

"Die jüdische Kampfgruppe plante, die Kommandostel¬ 
le der Gestapo im Ghetto Schrodula anzugreifen. Jedoch 
wurden die beiden ausgesandten Späher entdeckt und er¬ 
schossen, weitere 27 junge Leute in einem Versteck 
s/wrr, 

Wer das geschilderte Geschehen in Sosnowitz-Bend- 
zin Anfang August I9'13 sachgerecht beurteilen will, muß 
die damalige Kriegslage berücksichtigen: Der Aufstand 
im Warschauer Ghetto w'ar nicht durch eigenwillige 
"Endlösungsmaßnahmen" der NS-Führung ausgelöst 
worden, sondern nach umfangreicher Kampfvorberei¬ 
tung der Aufständischen im April 1943. Erst 4 Wochen 
später konnte er niedergeschlagen werden. Die Rote 
.Armee rückte weiter nach Westen vor und schaltete ihre 
kommunistiseh-polnischen Untergrundkämpfer unab¬ 
hängig von der aus England geführten polnischen tJn- 
tergrundarmee gegen das deutsche Hinterland ein. 
W'affen wurden aus beiden Richtungen konspirativ und 
auch per Versorgung mit Flugzeugen geliefert. 

Mehr denn je war die deutsche Führung auf Rü- 
stungs- und Versorgungsgüter der Heimat angewie¬ 
sen. 

Im ostobcrschlesischen Sosnowilz-Bcndzin handelte 
es sich um eine beträchtliche Anzahl und auch große 
Betriebsstätten, denn - so die IfZ-Autorin -- 

"die größten wurden Schmelt im August 1943 auf Wei¬ 
sung Himmlers entzogen und zwischen September 1943 bis 
Juli 1944 den staatlichen Konzentrationslagern unter Auf¬ 
sicht des l'WHA einverleiht. 


2H Schmelt-Lager wurden vom KL Groß-Rosen über¬ 
nommen, mindestens 15 vom KL Auschwitz-Birkenau. 

Mit den Schmelt-Lagern kamen auch die jüdischen 
Insassen unter die Kontrolle der Konzentrationslager. 

Es entstanden die 5 großen Nebenlager von Auschwitz: 
Lagischa, Fürstengruhe, Blechhammer, Laurahütte und Glei- 
witz. 

ln Sosnowitz wurden zudem 2 Nebenlager mit vorwie¬ 
gend polnischen Zwangsarbeitern eingerichtet. 

Kleine Schmelt-Lager mit weniger als 800 Gefange¬ 
nen wurden hingegen aufgelöst. ... 

ln einigen Schmelt-Lagern blieben in geringer Zahl 
jüdische Arbeiter beschäftigt, für die noch eine gewissse 
Überlebenschance bestand, tülerdines ist auch ihre Zahl 
nicht bekannt ". 

Offensichtlich ist dem IfZ vieles von diesen Ereignis¬ 
sen unbekannt ~ das Wort "auch " hier ist dafür bezeich¬ 
nend. Nur bleibt unverständlich, daß es über "Täter" 
und "Mordzahlcn'' in Größenordnungen von Tausenden, 
Zehntausenden zumeist genaue Angaben ohne Beweise 
serviert. 

Weitere 1.234 Juden von Sosnowitz-Bcnd/.in sollen 
zwischen September 1943 und Juli 1944 in 16 Trans¬ 
porten noch nach Au.schwitz verbracht worden sein.'*®^ * 

305 

Bei der Vielzahl von lahmgelegten oder /.erstörten 
Betriebsstätten und der in diese sogenannte "Judenak- 
tion" involvierten deutschen Behörden (Gauleiter Fritz 
Bracht, SS-OberfUhrer Albert Schmelt, Regierungspräsi¬ 
dent in Kattowitz, Polizeipräsident Woedtke, Inspekteur der 
Ordnungspoli/ci in Breslau, Gestapo-Judenreferent Dreier) 
und auch der Vielzahl der vom IfZ zitierten "täglichen 
Polizeimeldungch'' ist cs doch sehr bemerkenswert, daß 

1. ) in keinem einzigen deutschen Dokument jemandem 
der Vorw urf von Sabotage oder Feindbegünstigung gemacht 
worden w'ar, 

2. ) kein einziges deutsches Dokument einen Ilinw'eis auf 
"Endlö.sungspolifik" enthält, 

3. ) keine von deutscher Seite getroffene Maßnahme als 
vom Kriegsrecht nicht gedeckt nachgewiesen wurde. 

Der wahre Sachverhalt dieser .Arbeitsstätten-Auflö¬ 
sung - "über 800 größere und kleinere Betriebe" — zum 
Schaden der deutschen Kriegswirtschaft war ohne je¬ 
den Zweifel - was Sybille Steinbacher vom IfZ ver¬ 
schweigt! — angesichts der näher rückenden sowjeti¬ 
schen Front dem ermutigten ''jüdischen Kampfgeist" 
zuzuschrciben. Zumal nach ständiger Aufhetzung 
durch Ilja Ehrenburg: "Tötet die Deutschen", der mit 
Waffen und Munition, sogar -- wie hier zugegeben wur¬ 
de - mit deutschen Uniformen in gefährliche kriegs¬ 
rechtswidrige Kampfeinsätze umgesetzt w-orden ist. 

Und dies nicht erst "in der Nacht vom 2. auf den 3. 
August", sondern unzweideutig vorher! Die "heimlichen 
Absprachen" sowie die Kampfmittel hierfür waren Mo¬ 
nate vorher durchgeführt hzw. beschafft worden, wie 
Sybille Steinbacher zugegeben hat. Derlei läßt sich kei¬ 
ne Besatzungsmachl gefallen! 


16 


Historiüche Tatsachen Nr. 113 


Die Schilderung der IfZ-Autorin macht deutlich, daß 
bis zu diesem Zeitpunkt -- Mai 1943 — diese 100.000 bis 
120.000 in Ostoberschlesien siedelnden Juden in eige¬ 
ner Selbstverwaltung mit sogar jüdischer Miliz in kriegs- 
geinäß befriedigenden Wirtschaftstätigkeiten belassen 
wurden. Die Deutschen sorgten für ihre Produktion, 
bezahlten ihre Waren und ließen sie im übrigen in 
Ruhe — trotz Judeas Kriegserklärungen und ihrem 
bekundeten Vernichtungswillen gegenüber Deutsch¬ 
land. Das bleibt bei allem auch zu bedenken! Welches 
Feindland hat seine "enemy aliens" so behandelt? Kei¬ 
nes! 

So waren auch die Lebensverhältnisse während der 
Kriegszeit in Bflhmcn und Mähren. Doch es gab be¬ 
kanntlich Kriegführende gegen Deutschland, deren 
Einfluß in den Jahren 1943/1944 in das deutsche Hin¬ 
terland hineinreichte und dort Kriegsschauplätze ent¬ 
fachten, die die Reichsführung nie gewollt hatte! 

Die mächtigen Sieger konnten später alles nach ih¬ 
rem ideologischen Schema umdcuien, Initiatoren und 
Zeiten vertauschen, Papiere fälschen oder vernichten, 
Zeugen und "Geständnisse" und Geschichts- 
schreiber(innen) beschaffen, ganz nach Belieben stets 
den Besiegten beschuldigend. 

Ein krasses Beispiel liegt hier mit diesem IfZ-Buch 
vor. Rs ist notwendig. Derartiges klarzuslellen! Die Deut¬ 
schen morden bei der IfZ-Autorin Sybille Steinbacher 
unentwegt und immer gleich im "Hndlö-sungsslil". Sie 
hatten ihren Darlegungen zufolge anscheinand nichts 
anderes im Sinn, als Juden, nur manchmal auch andere, 
zu ermorden. 


Folgende Fälle seien hier beispielhaft für das ganze 
Buch allein aus der Seite 302 hcrausgegriffen: 

1 .) 

"Massaker ungeheueren Ausmaßes. »Aktion Ernte¬ 
fest« genannt, in Majdanek 17.000 Juden ermordet". — 
Zum "Beweis" verweist die Fußnote auf die nachfolgend 
gesondert untersuchten Publikationen von Grabitz/ 
Schcffler.'®> * 

2 .) 

"Von den rund 75.000 Juden, die 2 ur Jahreswende 1943/ 
44 nach im Ghetto Lodz zur Arbeit eingesetzt worden waren, 
wurden rund 8.000 während des Sommers 1944 in Chelm- 
no ermordet; alle anderen kamen im August und September 
1944 nach Awchwitz-Birkenau und wurden dort getötet." 

Beweis = nichts! 

3.) 

"Von den insgesamt etwa 100.000 bis 120.000 Juden, die 
zum Zeitpunkt des deutschen Einmarsches in Ostoherschlesi- 
en gelebt hatten, wurden bis Kriegsende mindestens 85.000 
ermordet. 

Bendzln . einst die größte Jüdische Stadt im »Oststrei¬ 
fen«, war um mehr als die Hälfte der Stadtbevölkerung 
dezimiert. 

Sosnowitz etwa um ein Drittel." 

Auf Seite 328 werden "85.000 ermordete" jMtsche Ein¬ 
wohner noch einmal erwähnt, — wiederum ohne Beweis! 

In der anschließenden Fußnote werden Zahlen einer 
"Statistik", angeblich vom Reiehsinnenministerium 
(RMT) mit Datum 10. 10. 1944 für verschiedene Orte in 
Osloberschlesien aufgelührt. Sie lagen schon dem Nürn¬ 
berger Militärtribunal vor. 


**Der Auftakt zum Massenmord" - ein 'Ternschreiben*' 


Endlich "w'eiß" man vom IfZ, wer den "Massen¬ 
mord an den Juden in Gang sclzle"; Himmler! 

"Den Auftakt zum letzten Akt des Massenmords an 
den ostoberschlesischen Juden setzte Himmlers Befehl 
vom 21. Mai 1943, wonach sämtliche Juden aus dem 
Reichsgebiet aus dem Protektorat Böhmen und Mäh¬ 
ren bis zum 30. Juni 1943 nach dem Osten bzw. nach 
Theresiemtadt zu deportieren waren. Aus einem Sonder¬ 
zusatz geht hervor, daß Adolf Eichmann »die Frage der 
Abbeförderung« der ostoberschlesischen Juden »an Ort und 
Stelle« mit Schmelt besprechen werde." ^ 

Die IfZ.-Autorin bestätigt, daß cs keinerlei Unterla¬ 
gen über die hier angekündigten Gespräche zwischen 
Eichmaan und Schmelt gibt. Ob überhaupt jemand 
diesen "Auftakt" mit irgendeiner Reaktion bestätigt hat, 
darüber schweigt sie sich aus. 

Dieser "Auftakt zum Massenmord" wird mit ei¬ 
nem Stück Papier belegt: einem angeblichen Fern¬ 
schreiben, von dem noch nicht einmal bekanntge¬ 
macht wird, an wen das adressiert worden sei, wer es 


erhalten hat, wie darauf reagiert wurde, weshalb sich 
niemand bei Hitler beschwert hat, daß Himmler mit 
diesem "Auftakt" gewaltige Wirtschaftssabotage und 
Aufruhr iin so wichtigen Versorgungsland für die Ost¬ 
front einleitet — ganz abgesehen von Verstößen gegen 
die Rciehsgeselze und Überschreitung seiner Kompe¬ 
tenzen. Dieser "Auftakt zum Massenmord" wäre in 
seiner Bedeutung und Auswirkung ein Staatsstreich 
Himmlers gewesen! Und niemand hat ihn bemerkt? 

Warum hat kein "Widerstand.skämpfer" jemals die¬ 
ses "Beispiel für Verbrechenspolitik" erwähnt, war¬ 
um die Engländer ausgerechnet dieses "Fernschrei¬ 
ben" nicht dechiffriert? Himmler wird mit die.sem 

13) Helge Grabitz. Klaas Bäsllein, Johannes Tuchcl (Hrsg.), "Die Norma¬ 
lität des Verbrechens. Bilanz und Perripektivcn der Forsciiimg zu den 
nationalsozialistiscbcn ücwaltvcrbrcchen". Festschrift für Wolfgang 
Scheffler zum 65. Oehurlslag, Berlin 1994. 

14) IIelge Grabitz, / Wolfgang Scheffler, “i.etzte Spuren. Ghetto War¬ 
schau, SS-Arbeitslager Trawniki, .Aktion Hmtcfcst. Fotos und Doku¬ 
mente Uber Opfer des EndlOsungswatuis iin Spiegel der historischen 
Ereignisse", Berlin 1988, S. 328 ff. 
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"Fernschreiben” eine Machtbetugnis unterstellt, die 
er nie gehabt hat! Auch wird der Reichsrührung un¬ 
terstellt, davon nichts gewußt und dagegen unlcr- 
nommen zu haben. Die im "Fernschreiben" für die 
gestellte Aufgabe gesetzte Frist von 4 Wochen war so 
grotesk kurzfristig und unrealistisch, daß ein Schwei¬ 
gen der hiervon betroffenen Dienststellen nicht z.u 
erklären ist. 

Wohl hingegen ist das Intere.sse von Fälschern bzw. 
feindlicher Erfinder solcher Geschichten ottensicht- 
lich. Sie lenken ab von den Partisanenangriffen und 
schieben die Schuld kurzerhand dem Reichsführcr-SS 


zu, der die Wirtschaftsinteressen des Reiches seiner 
eigenwilligen "Mordlust zuliebe" preisgegeben habe!? 
Und keiner hat's bemerkt!? Erst das IfZ hal's "ent¬ 
deckt", das "so wichtige Stück Papier"!? 

Um es kurz zu machen: Das alles ist absurd! 

Ein Stück Papier als Beweis für den '^Auftakt 
zum Massenmord"'! Daß dieses Stück Papier hier 
und dort abgedruekt wurde - hierauf macht Sj'bille 
Steinbacher zwecks "Bestätigung der Authentizität 
des Fernschreibens" aufmerksam — hat jedoch kei¬ 
nerlei Beweiswert! 


'’Ein Schreiben" belegt "Volkszählung 
mit 85.000 ermordeten Juden? 


Diese "Stalislik" beschränkt sich allerdings auf eine 
oder 2 Seiten Papier: Sie ist einem "Schreiben" entnom¬ 
men, das vom "R.MI an das Hauptamt Ordnunj^spolizei" 
gerichtet, möglicherweise auch in einem Schreiben "im 
Namen des Gauleiters Bracht an die Parteikanzlei" ent¬ 
halten gewesen sei. ln der Fußnote heißt es dazu; 

"In Sosnowitz sank die Einwohnerzahl nach dem Mas¬ 
senmord von 130.000 auf iOi.783, in Bendzin von 54.739 
auf 25.595. ..." 

Weiter heißt es in der Fußnote 248: 

"Die geplante Auflösung des Polizeipräsidiums Sosnowitz 
— in diesem Zusammenhang war die Statistik entstanden — 
sollte aus Einsparungsgründen und auch, um die Beschäf¬ 
tigten an die Front zu schicken, durchgeführt werden. Wegen 
der Kriegswirren wurden die Pläne im RMIjedoch fallenge¬ 
lassen. so daß Alexander Woedtke bis Kriegsende im Amt 
blieb. 

Um es klar zu sagen; 

Diese Geschichte ist dumm-dreist erfunden! Die 
angebliche Beweisführung somit Schwindel! Denn: 

( 1 .) 

ln den "Kriegswirren Ende 1944" halte auf deut¬ 
scher Seite niemand Zeit und Möglichkeiten tlir Volks¬ 
zählungen! 

Das Institut für Zeitgeschichte hat mit Sybille 


( 2 .) 

In deutschen Schreiben w'äre niemals notiert worden 
"nach dem Massenmord"*. 

(3.) 

Die Wortwahl in einem amtlichen deutschen Schrei¬ 
ben vom Herbst 1944 tür Polizeikrätte, man solle "die 
Beschäfligien an die Front schicken", ist völlig ausgeschlos¬ 
sen, entspricht hingegen dem Wortschatz jener, die den 
Krieg im friedlichen Ausland erlebt haben. Deutsche Poli¬ 
zisten waren in der Kriegszeil keine "Deschäftigien'’\ 

(4.) 

Fine Volkszählung in Ostoberschlesien zu diesem 
Zeitpunkt, zumal "im Zusammenhang mit der Auflö¬ 
sung des Polizeipräsidiums Sosnowitz, um Beschäf¬ 
tigte an die Front zu schicken", ist in sich ein Irrwitz! 
Was sollte sic für einen Sinn haben? Für wen war sie 
kriegswichtig? Damit befaßten sich der Gauleiter, das 
Rcichsinnenministerium, die Parteikanzlei, viele "Volk.s- 
zähler”? 

Die Z.ahlcnreduzierungcn präsentiert die KZ-Autorin un¬ 
eingeschränkt als "Judenmorde", obgleich sich die hier ange¬ 
führten Zahlen auf dortige Einwohner, also auch Deutsche 
und Polen, aber auch Evakuierte und in andere Arbeitsstätten 

Verbrachte bezogen haben müßten. 

Steinbachcr der Öffentlichkeit eine Geschichts¬ 


schreibung zugemutet, in der informative Einzelheiten aus Ostoberschlesien mit allen Quellen- 
hinweisen, soweit zu Uberhlicken ist, sämtliche aUiierten Greuclmeldungen gegen Deutschland 
als historische Fakten cingekleidet sind. Kaum eine Seite ohne — zumeist sogar mehrfache -- 
behauptete anonyme deutsche Massenmorde, kaum ein Deutscher, der kein vom Rassenwahn 
besessener Täter ist, kaum ein Ausländer, der überhaupt einmal etwas getan hat - und wenn, 
dann nur in Verteidigung kein vorgetragenes Papier, das jemals kritisch nach Herkunft und 
Inhalt geprüft wurde, keine Berücksichtigung irgendwelcher revisionistischen Forschungen 


der letzten Jahrzehnte! 

Dieses Buch kennzeichnet nicht nur das Institut für Zeitgeschichte in München als offen¬ 
sichtliches Propagandainstrumenf, sondern gleichermaßen seine politischen Auftrag- und Geld¬ 
geber in den höchsten RcgicrungskreLscn der Bundesrepublik und demonstriert den von diesen 
dem deutschen Volk nach wie vor aufgezwungenen Unterwerfungszustand wie anno 1945! 
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"Erntefest** 3./4. November 1943 


Grabitz und Schcfflcr'^ die deutsche i-agcr in Po¬ 
len stets nur als "Vernichtungslager" formulieren, er¬ 
wähnen 2 "Erniefeste", ohne jedoch in der Lage zu sein, 
diesen Begriff irgendeinem deutschen Kommandeur 
zuordnen zu können. Dieser Begriff ist für deutsche 
Militärs, zumal im Zusammenhang mit beab.sichtigten 
- ohnehin rechtswidrigen -- Morden total ungebräuch¬ 
lich, hingegen für Greuelpropagandistcn gegen 
Deutschland übliches Handwerkzeug. 

1.) Grabitz/Scheffler schildern das "Erntefest" in 
Trawniki am 3.11.1943 im Romanstil. "Fremde 
Einheiten" hätten 6.000 nackte Männer, Frauen und Kin¬ 
der im Laufschritt in vorher ausgeschachtete Exekiiti- 
onsgräben, auch in eine Sandgrube, getrieben und bei 
lauter Musik mit MPs erschossen. Sic wurden mit er¬ 
heblichen Mengen Alkohol versorgt. Nur wenige Juden 
hätten sich retten können. Den Abschluß dieses Kapi¬ 
tels bildet "eine Tagehucheintragung beim Rüstungs¬ 
kommando Warschau" über den "unerwarteten und völ¬ 
ligen Entzug der jüdischen Arbeiiskräße 

Weiter erfährt man: "Die Leichen mußten beseitigt 
werden " — Gesucht oder gefunden hat sie jedenfalls 
niemand mehr. Kein Überlebender konnte etwas aus- 
sagen. 

2.) Behauptetes "Erntefest" in Majdanek am 2..''4. 
November 1943: 

Tümmler habe — so Grabitz/Scbeffler — 40.000 
Juden, die bisher gute Arbeit geleistet hatten, ermor¬ 
den lassen. Rin konkreter Befehl ist nicht genannt. 
Der Anlaß dürften die Häftlingsaufständc in Treblin- 
ka (August 1943) und Sobibor am 14.10.1943 gewesen 
sein. 

Grabitz/Scbeffler wissen das aber nicht genau. 
Auch in Majdanek seien "fremde Einheiten" der Waf¬ 
fen-SS und Polizei angerückl, und dem KdS Lublin 
unterstellt worden. Die Zahl der Ermordeten "aus al¬ 
len Lagern der Stadt" "schätzt man" auf 17.000 bis 
18.000. .Auch in Poniatowa seien alle Juden erschos¬ 
sen worden. Kinzciheiten sind nicht berichtet, mit ei¬ 
ner Ausnahme: Lautsprecher spielten 'lanz- und Un¬ 
terhaltungsmusik zwecks Cicräuschkulisse. Die Ein¬ 
heiten der Waffen-SS und Polizei verschwanden wie¬ 
der rasch. 

"Die Spuren des Massakers wurden in den folgenden 
Wochen durch jüdische Verbrennungskommandos, die an¬ 
schließend ebenfalls ermordet wurden, in allen 3 Lagern 
(Trawniki, Poniatowa, Majdanek) beseitigt!" 

Zwei Berichte gebe es; 

Einen von Gerd Hörauf, der sich als Angehöriger 
der SS-Standorlkommandantur Lublin mit Postboten- 

14) Helge Oiabitz, Wolfgsng Schcffler, "Letzte Spuren", Berlin 1980, 

S. 262 - 263 - .328 - 333. 


funktion neugierig und ungehindert die Exekutionen 
und Scheiterhaufenverbrennungen in Majdanek an- 
geschaul habe, 1964 - 21 Jahre zu spät! - cr7.ählte er 
dies der Staatsanwaltschaft Hamburg. Die Juden sei¬ 
en im Lager .Majdanek erschossen und anschließend 
von anderen Juden verbrannt worden. Sein Bericht 
wirft viele unbeantwortete Fragen auf und ist insofern 
unglaubhaft. 

Noch mysteriöser und unvollkommener ist der 2. 
Bericht (einer Überlebenden). .Auch ihre dürftige Ge¬ 
schichte kamt jeder erzählen. Nachprüfbares ist nicht 
enthalten! 

Auch für Majdanek gilt; Über Funde gibt es nichts 
zu berichten! 

Mehr hat der ''Bcw'cis-llinweis" von Sybille Stein- 
hacber nicht ergeben! 

Das 'I hcma muß jedoch mit den Forschungsergeb¬ 
nissen von Jürgen Graf und Carlo Mattogno vergli¬ 
chen und ergänzt werden, zumal sich diese Autoren erst¬ 
mals auch mit der polnischen und russischen Literatur 
neben der englischen auseinandergesetzt haben:”' 

Die in Israel redigierte "Enzyklopädie des Holocau-st" 

behauptet, zum "Erntefest" seien 42.000 - 43.000 Ju¬ 
den (die Bevölkerung einer mittleren Kleinstadt) er¬ 
mordet worden, allerdings ohne dafür Beweise zu lie¬ 
fern, keinen Nachweis fiir das "Kennwort", keine Spu¬ 
rensuche. 

Nach dem Motto: Seit den alliierten Meldungen von 
1944.'4.'5 (wer wagte schon von üreuelpropaganda zu spre¬ 
chen, obgleich es sic offenkundig gab?) "geht man da¬ 
von aus", "schätzt man" haben etliche Zeitgeschichtler 
die ihnen vorgegebene "-Darstellung über¬ 

nommen. Doch "kein einziger" hat hierzu etwas histo¬ 
risch und technisch untersucht.”' * 

"Über die angebliche Massenerschießung liegt 
kein einziges Dokument vor." 

Graf und Mattogno haben sich die Mühe gemacht, 
eine ausführlichere Aussage des in polnische Gcfangcn- 
schal) geratenen SS-Oberscharführers Erich Mußfeldt 
vom 16.8.1947 aus dem polnischen zurückzuüber¬ 
setzen.Dieses "Gc.ständni.s" war richtungwei¬ 
send tiir die nachfolgenden Abschreiber. 

Doch auch diese Darstellung wirft viele unbcanl- 
w'ortbare Sachverhalte auf. Z.B.: 


15) Jlirgcii Graf + Carlo MaUogno. "Konzentrationslager Majdanek — 
Eine histoiisclic und technische .Sludie", Hastings 2004 (Castle Hill 
Publishcrs P.ü -Box 243, Uckfield, East Sussex TN 22 9AW. Britain 

16) Israel Ouunan (Hplhig.), "Enzyklopädie des Holocaust Die Verfol¬ 
gung und Ermordung der cnropäischen Juden". Argon Verlag. Berlin 
1993, Bd. I. S. 418 - 419 


Hlslortsche Tatsachen Nr. 113 


19 


- Wie soll Generalgouverncur Hans Frank, der nach¬ 
weislich von dem Massaker nichts gewußt hat (wir kom¬ 
men darauf zurück) den Befehl gegeben haben und aus¬ 
gerechnet an Odilo Globocnik, der seit Septemter be¬ 
reits in 'Ihnest war? 

~ In 3 Gräben sollen binnen 11 Stunden 17.000 Juden 
jeweils in lOer-Keihen mittels Maschinenpistolen er¬ 
schossen worden sein. Das hieße pro 10er Reihe nackt 
anmarschicren, über die schon vorhandenen Leichen 
klettem und hinlegen in weniger als 2 Minuten. Dabei 
mußte jedes Opfer trotz "la-uter Tanzmusik'' schon vor¬ 
her die Schüsse und Schreie gehört haben. 

— Ein angebliches SS-Mordkornmando aus .Auschwitz 
findet im Kalendarium von Danuta Czech keine Er¬ 
wähnung. Auch für die übrigen SS-Männer der "frem¬ 
den Einheiten" gibt es keine dokumentarischen Belege. 

- Wenn der Zeuge noch am 3. November 1943 den 
Befehl erhielt, "die 17.000 Reichen zu beseitige7i", warum 
hat man die .Juden dann zur Erschießung in ausgehobe¬ 
ne Gräben geführt und dami mit l'lrde zugeworfen? 

— Wie und woher konnte der "geständige Zeuge" mit 
20 russischen Häftlingen zunächst Holz besorgen (über 
3.400 Tonnen wären nötig gewiesen)? Wieviel Zeit brauch¬ 
te er, um es zu zerkleinern? Zusätzlich wollte er binnen 
50 Tagen sämtliche Toten innerhalb der Gräben (was 
wegen behinderter Sauerstoffzufulir unmöglich ist) mit 
tibergießen von Methanol (das für solche Verbrennun¬ 
gen völlig ungeeignet ist, weil es sofort an der Oberflä¬ 
che verdunstet bzw. abflackert) verbrannt, übrig ge¬ 
bliebene Knochen zu einer nicht genannten "SS-Fnb^'ik" 
verbracht haben? 

- Woher konnte er wissen, d.aß dort sogleich eine 
"Knochenmühle" in Gang gesetzt, Dünger erzeugt und 
dieser den polnischen Landwii*tcn zugcliefeJt wurde, 
die sogar den Inhalt des letzten Sackes rasch auf die 
Felder unauffindbar verstreut haben? Kein einziger 
wurde als Beweismittel versteckt! Nicht zu vergessen: 
Zu seiner Arbeit haben auch gehört, "d-en Leichen vor 
der Verbi'ennuny noch die Goldzähne zu zwhe^i". 

Auch diese Aussage ist unrealisti.sch! Das Fehlen 
jedw'eder Spuren von 17.(X)0 "Ermordeten" (einschließ¬ 
lich "Knochenmühle") ist durch kein - viae immer gear¬ 
tetes — "GesUüidnis" zu ersetzen! 

Hier fehlen jedenfalls zusätzlich die entsetzten Mel¬ 
dungen der Bewohner des nur 400 Meter vom Lager 
entfernten Dorfes Dziesiata, die, wenn nicht schon von 
der ungewöhnlichen "Ta7izmujtik" und den ganztägigen 
Schußsalven, hätten aufgeschreckt worden sein müs¬ 
sen, so doch von den 2 Monate anhaltenden Scheiter- 
haufenflammen, ihrem Gestank und Rauch. Keiner von 
ihnen hatte jedoch der pohüschen Untergrundarmee 
etwas mitgeteilt! Dabei waren sie nicht evakuiert gewe¬ 
sen! 

t.'Tber dem Abzug der jüdischen iVi’beiter aus den 
Lagern im Raum Galizien und Lublin in den ersten 
Novembertagen 1943 lastet nach wie vor ein Rätsel. We¬ 
der über den BefehLsweg noch die Gninde gibt es .aut¬ 
hentische Unterlagen. 


Folgende Tatsachen sind nachgewiesen: 

1. ) i\m 12. März 1943 wurde von den maßgebenden 
SS-Führungskräften im Raum Lublin und Warschau in 
Zusammenarbeit mit dem Wirtschafts- und Verwal- 
tungshaupiamt in Berlin (WVHA) die "Ostindustrie 
GmbH" (Osti) gegründet, in deren Wirtschaft.«- und Rü- 
■stungsbetricben zunächst 8.000, im .Juni 1943 unter Ein¬ 
beziehung w'eiterer Arbeitslager schließlich 4.5.000 .Ju¬ 
den eingesetzt waren.'® 

2. ) Am 7. September 1943 unterstellte der Leiter des 
WTHA, Oswald Pohl, dem KL Majdanek weitere 10 
Arbeitslager im Lubliner Distrikt und eiTnahnte am 
26.10.1943 die Lagerkommandanten, angesichts der eni- 
sten Kriegslage mehr denn je auf die Gesunderhaltung 
der jüdischen Arbeitskräfte zu achten. 

3. ) Völlig unerwartet "für die befriedet gegloMbte He- 
gioi}"^’’' mußte in Galizien während des Sommers ein 
ma.ssiver Partisanen-Uberfall abgewehrt, die "Kolbach- 
Bayide" niedergekämpft werden. 

4. ) Im August 1943 führte ein unerwarteter lläft- 
lingsaufsland in 1’reblinka zur Auflösung des Lagers, 
am 14. Oktober ein ebensolcher in Sobibor. Beide Lager 
befanden sich an der Ostgrenzc Polens bzw. des Gene¬ 
ralgouvernements, ebenso wie die Arbeitslager in den 
Di.strikten Galizien und Lublin. 

5. ) Im Sommer 1943 hatte die Wehrmacht einschließ¬ 
lich Waffen-SS in unablässigen Kückzugskämpfen au¬ 
ßerordentlich hohe Verluste, im Juli 57.800, im August 
58.000 Gefallene: Die Iststärke der deutschen Truppen 
an der Ostfront sank vom 1. .luli 1943 bis zum 1. N ovem- 
ber 1913 von 3.138.000 auf 2.579.000, - um 559.000 
Mann.'«' 

In dieser dramatischen Situation muß jemand aus 
der höchsten Fühnmgsebene bei Außerachtlassung nor¬ 
maler Dienstw'ege die übereilte Rückführung der in 
Küstungsbetrieben tätigen jüdischen Arbeiter aus dem 
Osten des Generalgouvernements in dessen Westen be¬ 
fohlen und dabei den .Ausfall der im Osten mühsam 
errichteten Betriebsstätten in Kauf genommen haben. 

Daß es über diese Vorgänge keinerlei Dokumente 
gibt (auch der Ausfall der Reichsbahndokumente stößt 
in diesem Zusammenhang auf), ist zwar sehr merkwür¬ 
dig, doch dürften sicherlich nicht die deutschen Behör¬ 
den ein Interesse daran gehabt haben, derlei Akten so 
sTOtematisch zu vernichten. Anders ist das Interesse der 
Siegei-mächte einzuschätzen, die so ihre trotzdem un- 
reali.stisch bleibende — w'eil kriegswirtschaftlich ver¬ 
nunftwidrige und nie schlüssig bewei.sbare - “Ernte- 
/est"-Geschichte konstruierten. 

Die in England gedruckte polni.sche Exilzeitung 
Dziennik Pulski bestätigte recht flott, ohne die Direkti¬ 
ven der Psychological Wamors abzuwarten bereits am 

17) Regierungsprotokoll aus Krakau vom 18.11.1943; — IMT, PS-2233, 
BD: XXIX, S. 614. 

18) "Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg", Stuttgart 1999, Dd. 5, 
Zweiter Halbhand, "Oiganisation und Mobili.siemtig des deutschen Machtbe¬ 
reichs*, Suiitgaii 1999. S. 948. 
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20. November 1943. - wenn auch unter der in jenen 
Kriegslagen dort üblichen Einkleidung von ''15.000 er¬ 
mordeten Jiulert durch die Deutschen” 

”25.000 Juden sind von Majdanek nach Krakau über¬ 
stellt worden, wo man sie in Hunderten erst kürzlich errkh- 
teter Baracken unterbrachte. Diese Juden werden vermutlkh 
in den deutschen Fabriken arbeiten müssen, die unlängst in 
den Bezirk Krakau verlegt worden sind ." 

Raul Ililberg bestätigt in seinem Standiirdwerk über 
"Die Endlösung der Judenfragc" mit seinem Vermerk, 
die Zahl der im Oktober 1943 im Generalgouvernement 
in Uüstungsbetricben tätigen 22.444 Juden sei im Janu¬ 
ar 1944 auf 26.296 angestiegen, daß es die behaupteten 
”Erntefeste” nicht gegeben haben kann.^*^' 

Schließlich hat man zu bedenken, daß die 1946 nicht 
envartet vielzähligen vaedcrgutmachungsberechtigt.en 


"Überlebenden des 1 lolocaust" ja wohl irgendw-o herge¬ 
kommen sein müssen. Offiziellen Angaben zufolge wa¬ 
ren schon vor Jahren 7 Millionen Wiedergtitmachunga- 
anträge im Dundesfmanzininisterium bearbeitet wor¬ 
den, wenngleich es sich hierbei um einige "Mehrfachan¬ 
träge'' gehandelt habe.^” 

Jürgen Graf und Carlo Mattogno haben sich die 
Mühe gemacht, auch den ''Majdanek-Prozessen" nach¬ 
zugehen. Der vom 27.11. - 2.12.1944 in Lublin wegen 
”Ermordi 0 ig ixm-1,7 Millionen Menschen unter Mithüfe 
von Vü Million Deutscher” durchgeführte polnisch-kom¬ 
munistische Schauprozeß endete mit Todesurteilen ge¬ 
gen die 4 angeklaglen SS-Mtänner und 2 Kapos. Zur 
Sachaufklärung des wirklichen Geschehens hat die.ser 
IVozeß überhaupt nichts beigetragen. 


Weitere Fußnoten der IfZ-Autorin verweisen auf 
Grabitz & Co als "Beweisquellen" 22) 


In dieser ''Festschrift für Wolfgang SchetTler'' fanden 
sich jedoch keine unabhängigen und dem Ethos wissen¬ 
schaftlicher Redlichkeit verpflichtete Historiker zusammen, 
sondern Gleichgesiimte de.s hochgelobtcn "Historikers", die 
dem deulsdien Volk "Die Normalität des Verbrechens" atte¬ 
stieren und schon mit diesem Titel sich als Büttel alliierter 
Vollcwerhetzcr au.swelsen! Angesichts dieser GrumllialLung 
desiVutorenkollektivs vom cnglisch-klingen-wollenden Ver¬ 
lag "Edition Hcntrich" ("Druckhaus Ilentrich") verdient 
dieses Buch keine durchgängige wis.senschaftliche Analyse. 
Der Arbeitsstil ist an Hand der 1 It)erpri'ifungeines Beitrages 
erkennbar und i'eicht aus, lun dem gesamten Buch die wis¬ 
senschaftliche Qualifikation abzusprechen. 

Kein Volk läßt sich eine derartige Geschichtsbesudelung 
bieten. Dem besiegten Deutschland i.st sie seit der bedin¬ 
gungslosen Kapitulation aufgezwomgen. Anstatt mit Been¬ 
dung des Krieges die von den alliierten Regierungen in Ost 
und West in die Welt gesetzten Kriegsgreuellügcn, die sie fiir 
ilire Kriegsbegri'mdunguiwl ihren Sieg unlxMÜngt benötigten, 
zu beenden, fingen sie am 8. Mai 1945 mit dem Lügen "erst 
richtvt an”. So der im Besatzungsgebiet als "internationaler 
Lügenkoordinatoi’'' eingesetzte Sefton Delmer zum in In¬ 
ternierungshaft. befindlichen deutschen Staatsrechtler Prof. 

1 )r. Friedrich Grimm.®’ 

Die anfänglichen Lizenzlinge hatten nicht nur die Bcsat- 
zungsmächte als Schutzheilige um sich, sondern anschlie¬ 
ßend mit ihrem Mitläufern und N achwuchseiferem auch die 
Sondergesetzc der BRI). Diese gew'ährldsleten ihnen "Rechts¬ 
sicherheit für ihre freie Meinung", sofern sie - "die Besser¬ 
wissenden mit der späten Geburt"- mithelfen, Ijei 1 Jbemah- 

19) Raul Hilbcrg, "Die Vcmichlung der europäischen Juden", 
h'rankfurt'M .1990, Fischer Verlag, Dd, 2, S. 563, Anm. 236. 

20) Friedrich ürimm, "Politi.sche Ju.itir;", Bonn oJ., S. 146 - 148; -• vgl. 
Historische TaOiachen Nr. 6, S 40 -r 

Hans Froderik, "Die Kandidaten", Munchen lmminK o.J., S. 180: - 
vgl //r Nr. 73, S. 10. 


me ausländischer Diffamierungen und Anklagen gegen das 
deutsche Volk und inshe-sondere seiner Kriegsgeneration mit 
Formulicrungsmischmaschvon Wahrheit und fantasiertem 
Uni’atdas deutsche Volk "wässenschaftlich" als "\^erbrecher- 
volk zu enüaiven". 

Damit ihr Meinungsmonoixil erhalten bleibe, wurden "Ab¬ 
weichler" von der gew4in.schten Meinung als ''Rechtsradika¬ 
le", ''Leugner"," Ewdggestrigc", "Nconazis" oder 'VerheiTli- 
cher de.s Dritten Reiches" kriminalisiert und mit dummen 
Sprüchen - und .sei es "für das Niehtf/eschinehene”, ins 
Gerängni.s geworfen.®’ 

Diese Rechtsverliältnlsse muß man kemien, will man die 
offizielle imd offiziö.se Geschichtsschi’eibimg der B RI) sach¬ 
gerecht beurteilen. Unter der Kanzlerschaft von der ehenudi- 
gen kommunistischen Agitprop-JugendsckiX'tarin Angela 
Merkel erhielten die deutschen Historiker noch einen zu¬ 
sätzlichen Maulkorb vcipaßt: Sie dürfen das von den Sieger¬ 
mächten verfügte ''Geschichtsbild nicht verändern".*^’ 
Somit müssen jegliche Details der Geschichte, die wo¬ 
möglich ans Licht der Öffentlichkeit kommen, eingckloidct 
bleiben in die übergeordnete "No'rnmlitöt des Verhreckens", 
die das Leben - nur - der Deutschen bestimmt halie. Womit 
wir beim Thema sind: Der Untersuchung des beispielhaft 
hcrausgesuchten Kapitels ü her "Die Deportation und Ver¬ 
nichtung der schlesischen Juden":’®“ 

In dem gesamten Kapitel gibt es keine internationalen 
Zusammenhänge, keine ausländischen "'fätcr", keine Geset¬ 
zesordnung in Deutschland, sondern hier nur mit begeister¬ 
ter Unterstützung von Millionen Bürgern "Verbrechen als 

21) Vgl. Historische Tututchen Nr. 107, S. 14. 

22) OraHii/, Helge, Klaus Bästlcin, Johannes Tuchei (lirsg.), "Die 
Normalität des Verbrechens. Bilam: und Penpektiven der Forschung zu 
den nHÜonal.sozialisüschcüücwaltvcrbrochcn". FesUchrifl lür Wotf- 
gang ScUelllcr zum 65. Gebuiistug. Berlin 1994. 

23) Vgl. W/ Nr. 73, S. 36IF • Nr. 74, S. 28 ff. 

24) Vgl. //? Nr. 101, S. 3. A. .Merkel in der Xlnivcrsitiil Warschau 
am 16.3.2007. 
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Normalität". Man beachte die Vielzahl von "Bewcis"-Hiri- 
weisen auf russisch-sowjetische und {kommunistisch)-pol- 
nischc Publikationen, die offenbar geeigneter sein sollen, den 
Deutschen und der Welt "die Wahrheit" über innerdeutsche 
Vorgänge zu vermitteln, als originale deutsche Dokumente. 
Schon zu Beginn wird dem Leser "als Beweis" die Meinung 
eines jüdischen Autoren offeriert, der 1988 in einem Prozeß 
in Toronto.lCanada - erstmals im Kreuzverhör vernommen - 
- erklärte 

"Er habe nirgendwo geschrieben, daß jemand glauben 
solle, was er geschrieben habe. 

Die Meimliig dieses Mannes soll nun "Beweis" für 
das Folgende sein: 

"Im Vernichlungsprozeß der deutschen .Iiulen erblickte 
Raul Hilberg zwei Phasen. Generell genommen fielen die 
von den Reichsbehörden geforderten Auswanderungen, die 
der Aussonderung aus der deutschen Volksgemeinschaft die¬ 
nende Definierung der Juden und ihr durch »Arisierungsf 
bewirktes Ausscheiden aus der Wirtschaft in die erste, die 
Jahre 1933-1940 umfassende Phase. 

Die Massendeportationen aus dem Reichsgebiet und die 
physische Ausrottung der Juden in den Kriegsjahren 1941- 
1945 vollendeten den Vernichtungsprozeß.’' 

Auswanderungsbesirebungen, Frcihalten der deutschen 
Politik vom inteniationalcn jüdischen Einlliiß sei also "die 
erste Phase" des "Vernichrungsprozesses". Ist schon diese 
Fonnulicrung in sich absurd und bewoißt verleumderisch, so 
erst recht, wenn man die damalige bürgerkriegsähnliche 
Lage Deutschlands unter den cxistenzvemichtenden Bedin¬ 
gungen des Versailles Diktates sowie ständig ausgreifenden 
Einflüssen des internationalen Judentums in die inneren An¬ 
gelegenheiten des Reiches mit der schlicßlichcn Kriegserklä¬ 
rung "Judeas" am 24.3.1933 an Deutschland berücksichtigt. 
Doch von diesen Zusammenhängen findet man bei diesen 
"Historikern" kein einziges Wort. 

"Die Normen einer bisher unbekannten Aussonderung 
der Juden aus der Volksgemeinschaft fanden ihren Nieder¬ 
schlag in etwa 1.973 Erlassen, Gesetzen, Verordnungen, 
Verfügungen usw.,'^'’^aber auch in administrativen Maßnah¬ 
men. Angefangen vom »Arierparagraphen« des Deamtenge- 
setzes vom 7. April 1933 bis zum »Arisierungsprozeß« nach 
der »Reichskristallnacht« wurden die deutschen Juden defi¬ 
niert, kategorisiert, in Karteien erfaßt und schließlich völlig 
aus dem politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Leben ausgeschlossen. 

Die angeordneten »Arisierungsmaßnahmen« (1938-1939) 
und nicht zuletzt Gerichtsentscheidungen legalisierten den 
Raub jüdischen Re,sitze5. 

Bisher — also Jahrzehnte nach Kriegsende -- war 
vieles "unbekannt". Nur komisch: "definiert, kategorisiert, 
in Karteien erfaßt" wird jeder Bürger in jedem Staat. 

25) Vgl llistorlsehe TaUochen Nr. 36, S. 4, S, 13 

26) R tlilbcrg, "Die Vernichtung der europäischen Juden", Berlin 1982, 
S 20-42 Verf verwei.sl /usäiy.Iich massiv auf russische und polnische 
Quellen, als oh diese auch noch Absurdes beweisen könnten 

27) J.Walk, "Das Sonderrecht für die Juden im N.S-Slaal. Eine Samm¬ 
lung der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien -- Inhalt und De- 

dculung", Heidclberg''KarIsruhe 1981. 


Feindstaatenangehörige -- enemy aliens - wurden und 
werden im Kriegsfall auch dann abgesondert - siche als 
umfangreiches Beispiel die inhaftierten US-Bürger ja¬ 
panischer Abstammung von Dezember 1941 - 1945 
auch wenn sic die Staatsbürgerschaft des Gastlandes 
besitzen. Niemand hat der US-Regierung vorgeworfen, 
die Einsperrung dieses Personenkreiscs als Phase zu 
deren physischen Vernichtung erwogen zu haben. Aus¬ 
drücklich haben die seit 1933 ungebetenen "Heiligen 
Judea-Krieger" mehrfach ihre Glaubensgeschwister in 
Deutschland -- sogar gegen deren atisgcsprochcnen Wil¬ 
len — zu ihren trojanischen Mitkämpfern "im Rücken 
des Feindes" erklärt und die Ausgrenzung die.ses Perso¬ 
nenkreises in Deutschland .selbst verursacht. Doch dies 
wird von den Geschichtenschreibem neuen Typs total 
verschwiegen. Unredlicher gehfs wohl kaum! Dazu be¬ 
dienen sich diese gentlemen noch der Begriffsverzer- 
ruttgen, indem sie z.B. "Arisierungsbemühungen" mit 
Enteignung gicichsetzen oder Maßnahmen aus der hek¬ 
tischen Kriegszeit in die Friedenszeit vor Kriegsbeginn 
verlegen oder einfach Sachverhalte behaupten, für die 
sie keine Beweise haben. 

Alle die hier gegen Deutschland vorgebrachten Vor¬ 
würfe vergleiche man doch bitte einmal mit den Prakti¬ 
ken des als Vorbild humanistischer Staatskunst geprie¬ 
senen Staates Israel im Umgang mit seinen palästinen¬ 
sischen Mitbürgern, Andersgläubigen oder gar immi- 
gricrungswilligen Ausländern. Wer die.se Verhältnisse 
dort durchleuchtet, wdrd den Umgang der Deutschen 
mit ihren einheimischen Juden zumindest bis zur 
"Reichskristallnacht" am 9. November 1938 trotz der 
Judea-Kriegserklärung vom 24.3.1933 als durchaus fair 
einstulen müs.scn. Daß sich ein souveräner Staat seinen 
Beamtenapparat und seine Richterschaft, auch seine 
öffentlichen Kulturbcreiche nicht mit mutmaßlichen 
Staatsfeinden durchsetzen läßt, ist -- schon gar nicht von 
Demokraten oder Ausländern — zu kritisieren oder gar 
zu kriminalisieren, sondern zu respektieren! 

Außerdem bleibt zu beachten, daß ausgerechnet die 
Juden eine religiös oder auch völkisch begründete und 
stark ausgeprägte Loyalitätsbindung gegenüber ihrer 
eigenen Volksgemeinschaft demonstrieren und sich da¬ 
mit selbst aus der I,cbensgemeinschaft ihrer Gastvöl¬ 
ker aasgrenzen. Dies ist für Gaststaalen, zumal in exi¬ 
stenzbedrohlichen Situationen, nicht unbedeutend. 

"Eine Welle restriktiver Erlasse und Maßnahmen verhol 
Juden den Eintritt in Kinos, Theater, Konzertsäle, Teilnah¬ 
me an öffentlichen Veranstaltungen, eliminierte jüdische Stu¬ 
denten aus deutschen Hochschulen, verbot die Benutzung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln, den Besitz von Führerscheinen 

t4SW.."^^''^ 

Der den Prof. Wolfgang Schefflcr hochlobende Nach- 
wmchsschreiber verlegt die vorangestellten Auslührungen 
kommentarlos und folglich beweislos in die Vorkriegszeit - 
der nächste Absatz befaßt sich mit dem Oktober 1938 

28) f. Polom.ski. "Prawo wiasaosci a tzw. »rozwiazanie kw&itij zydovvs- 
kiej« w Nicmczcch hitleri)w.skich, Wroclaw 1991", S. 119 f. 
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Gninewaldstadion 24. Juni 1937; Jugendliche beim Fußballspiel 
Makkabi Tikwah (Palästina) gegen Makkabi Berlin 
Im Hintergrund ein Transparent von Theodor Ilerzl. 


obgleich sic einer Berliner Poli¬ 
zei Verordnung aus dem Jahr 1941 
entnommen sind. 

"Die bereits in die erste Phase 
des Vernichtungsprozesses fallen¬ 
de, von R. HeydrIch am 26. 

Oktober 1938 verordne te Abschie¬ 
bung von etwa 15.000 - 17.000 
polnischen Juden über die Reichs- 
grenzeP-^- und nicht zuletzt die Mas¬ 
senpogrome der vReichskristall- 
nacht« vom 9. - 10. November 
1938 zeigten, daß die Nazis vor 
einer physischen Ausrottung der 
»Nichtarier« nicht zurückschreck¬ 
ten." uo 

Die "Phase der Auswande¬ 
rung" wird hemmmungslos als 
"erste Phase des Vernichtungs¬ 
prozesses" wiederholt. -- Die 
Gründe für die versuchte Ab¬ 
schiebung der polnischen Juden werden versehwiegen. 
Die polnische Regierung halte verfügl, daß jeder länge¬ 
re Zeit im Ausland lebende polnische Staatsbürger sei¬ 
ne Staatsbürgerschaft verliere, der nicht zum bestimm¬ 
ten Stichtag einen neuen Stempelcintrag in seinem Paß 
nachweist. Die Reichsregierung wollte diesem Perso¬ 
nenkreis die Rückkehr nach Polen ermöglichen und sich 
nicht von Polen Staatenlose dauerhaft aufzwingen las¬ 
sen.*'' Die einseitige Berichterstattung über diese Ab- 
^chiebungshemUhung wird noch übertroffen mit den 
beiläufig eingeftochtenen "Massenpogromen" anläßlich 
der ■•Reichskrisiallnacht" vom 9. - 10. November 1938. 
"Pogrome", geschweige denn "Massenpogromc" hatte 
es damals nicht gegeben! 

"Reichsaußenminister Joachim von Ribbentrop ließ 
im Gespräch mit dem französischen Außenminister Geor¬ 
ges Bonnet am 8. Dezember 1938 keine Zweifel über die 
Ziele der antijildischen Verordnungen, indem er erklärte, 
daß die Reichsregierung die Juden mit kriminellen Elemen¬ 
ten gleichsetzte. ‘ 

Womöglich hatte er - wenn das Zitat überhaupt 
stimmt - auf die "Heiligen Judea-Krieger" verwiesen, 
die, wenn nicht schon seil 1919, so doch seit 1933 nach¬ 
weislich Deutschlands Existenz vernichten wollten. Ge¬ 
sagtes und Gehörtes in der zuvor zitierten Formulie¬ 
rung aufzuführen hat keinen historischen Wert, son¬ 
dern nur Diffamierungszweck! 

"Werner Jochmann erinnert daran, daß die Bevölke¬ 
rung großen Eifer an den Tag legte, sich systemkonform zu 
verhalten. Was Parteidienststellen und Staatsbehörden im 
Laufe ihres systematischen Vorgehens nicht erreichen konn- 

?.'» S. Milton. "The Expulsion of Polish Jews fnim Gcrmany October 

1938 to July 1939". l.eu Daeck Instiluu; Ycar Donk, D. 29.'1984. 4 

K-. Jonca, Noc krys/lalüwa i Casus Herschcla üryu.szpana, Wroclavvl992, 

S. 91-116. 

30) Vgl tJistorlsche Tatsachen Nr, 61, S. 31. 

31) Vgl. WZ Nr 62 

32) IM 1, Bd. 19. S 497 
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len, da\ gelang dank der Mithilfe von Millionen — Denun¬ 
ziationen durch Arbeitskollegen, Vorgesetzte, Nachbarn und 
Hausbewohner brachten Juden um die Existenz. 

Parteidienststellen und Behörden konnten also "nicht 
alles erreichen". Warum eigentlich nicht? Offensichtlich 
weil der oberste Führungswille, Gesetze, Verordnun¬ 
gen und Erlasse keine Willkür zuließen und auch gar 
keine Absicht bestand, die Gegensätze zu den Juden in 
Deutschland und in den besetzten Gebieten eskalieren 
zu lassen. Daß die Bevölkerung den unterstellten Willen 
der Parteiführung "zum Vernichtung,iprozeß" dennoch 
durchgesetzl hätte, ist infamer Blödsinn! 

Die deutsch-jüdischen Gegensätze haben die Judea- 
Kriegführenden mit ihrem Vernichtungswillen und ih¬ 
ren Kriegsmaßnahmen gegenüber Deutschland bzw. 
dem deutschen Volk ge.schaffen und bis zum Kriegsen¬ 
de erbarmungslos ausgeweitet! 

Wer diese Zusammenhänge verschw'eigl und nur ein¬ 
seitig, dazu noch mit gefälschten L'nterlagen, verfäl¬ 
schenden Formulierungen und irreführenden Beweis¬ 
hinweisen arbeitet -- wie es im Buch Grabitz & Co ge¬ 
schieht schreibt keine Geschichte, sondern konstru¬ 
iert zweckgerichtete politische Ideologien! 

"In der sich zusammenballenden Atmosphäre parteige¬ 
schürter Nichtarierfeindschaft stieg die Auswanderung jüdi¬ 
scher Mitbürger aus dem Reichsgebiet enorm an. Die ZmM 
der in Deutschland lebenden Juden fiel von rund 525.000 im 
Januar 1933 auf rund 185.000 im September 1939. Etwa 
40.000 verließen dca Reichsgebiet nach den Massenpogro¬ 
men der »Reichskristallnacht«, und weitere 78.000 folgten 
ihnen im .fahre 1939 — was übrigens den Auswanderungs¬ 
plänen Görlngs und der zur Förderung der Auswanderung 
berufenen »Reichszentrale für jüdische Auswanderung« völ- 

33) W. Jocluiiajin. "Oie deutsche Bcx'Olkcning und die nationalsoriali- 
stischc Jiidenpdliük bis zur Verkündurtg der Nllrnbergcr Gesetze", iu: 

"Oc-scIlschaftskriscundJudenfeuidschaftin Oeulschland 1870-1945", 
Hamburg 1988, S. 242. 
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lig entsprach. Nach AMitteilungen der Reichsvereinigung der 
Juden in Deutschland hefanden sich im Reichsgehiet und in 
Danzig am 31. Dezember 1940 noch et\s‘a 175.046 Juden." 

A 22! S ISI 

Die anschließenden unbewiesenen Behauptungen des 
Karo! Jouca, die auch von der ''Reichsvereinigung der 
Juden in Deutschland" keineswegs bestätigt sind, denen- 
zufolge bereits "die ersten Massendeportafionen von Juden" 
aus Karlruhe, Ludvvigshafen, "Stettin und dem übrigen 
Pommern" bereits im Jahr 1940 erfolgt seien, kann man 
angesichts der allgemein unseriösen Gcanitberichtersiat- 
tung getrost der Märchener/ühlerei zuordnen. 

"Die Zahl der in der Provinz Schlesien lebenden .luden 
betrug im Jahre 1925 ^ 40.021 Personen deutscher Staats¬ 
angehörigkeit (davon 10.068 in Oherschlesien und 29.153 
in Niederschlesien). Die Volkszählung vom 17. Mai 1939 
ergab für Schlesien 17.257 .Juden, davon in den Regierungs¬ 
bezirken Liegnitz urtd Breslau (Niederschlesien) 12.880, im 
oberschlesischen Regierungsbezirk Oppeln 4.377. In der schle¬ 
sischen Metropole Breslau lebten noch 11.172 Juden (4.652 
Männer und 6.520 Frauen)" *‘)*“>* 


Zwischen Mai 1939 und Ende 1940 sind noch 2.000 
schlesische Juden ausgewandert, davon 544 i. J. 1940; 
1941 weitere einzelne. Die Bezirksstelle Breslau der 
"Reichsvereinigung der Juden in Deutschland" hatte 
am 31.12.1940 = 9.175 Juden registriert.“^*'*' 

Anschließend wird die Geschichte von der Wannsee- 
Konferenz am 20. Januar 1942 mit dem Tenor wiedergege¬ 
ben, als seien dort "Einzelheiten der »Endlösung der Juden- 
frage«. fesigelegt" vnoxAew, was nachweislich gelogen ist.’“'' 
"Wohnungsaktionen, Verdrängung und Umsiedlungen 
innerhalb des Wohnortes, aber auch innerhalb der Heimat¬ 
provinzen, gingen den »Abschiebungene nach dem Osten 
voraus. " 

Mit unbelegten, erstmals Jahrzehnte nach Kriegsende fiir 
geraubte Gebiete - mit Kennung von Kamen, Orlen und 
Daten - der Öffentlichkeit vorgetragenen Behauptungen 
wird der Eindruck erweckt, als seien die Juden in Ost¬ 
deutschland schon vor Beginn des Rußlandfeldzugcs recht¬ 
los gewesen und hätten nach Gutdünken eines Gauleiters 
ihres Besitzes und ihrer Wohnungen beraubt werden kön¬ 
nen. Der Faksimile-Abdruck belegt die Fälschung. 



Am IS. März 1937 fand im New Yorker Madbon Square Garden zum "Buykott Nazi-Clermany" eine vom Jewish Congrss 
und vom Jewish Labor Committee finaaziell geforderte große Versammlung statt. 

John I.. Lewis vom Congress der Industrieorganisationen und .New Yorks BOrgermeister Fiore LaGuardia traten als 
Hauptredner auf. 

Die Verbreiter dieses Fotos haben offensichtlich nichts darüber erfahren - oder .schämten sich ob der L'nseriosität der 
vorgetragenen Parolen —, was Konkretes dem Dritten Reich eigentlich vorgeworfen wurden ist, das einen Boykott gerechtfer¬ 
tigt haben sollte. 

34) Zydowski Instytut Ili&toiycziiy vv Watszawie (Jüdisches Ilislori- 35) A. Komeezoy, "Ludnosc zt'dowsk» n» Slasku w swietic spisii / 17 

sches Inslitui in Warschau — weiter /IH Warszawa). Hestande: Omina maja 19,39 r ", SFZ.H Bd. XV1,''1992, S. 375-376 
Zydowska w Gliwicach (Jüdische Gemeinde in Gleiwitz), Sign 2t. 36) Vgl Historische Tatsachen Nr, 35 
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"Juden-Wohnungsaktion in Breslau am 26. Juli 1941" 


Vertrautleh!.. 

Batr.! Juden-^ahJiur.BBRktioii ln Srctlou, 

1.) Allneintlr.eat 

b) Crundl»*ei . . 

Auf Vei-atüaiiaung des Ga-Jlcl*.er* und OberprSsldentcn no-'.jcc 

Alt CcMlialsun« de» RelchB.lcherholtsheuptnpte» «»rdcn dl» Src»- 
iBuer Juden laufend aus Ihren Tluhnuivcen entfernt und ln da» -.v«r 
Zoar (der evjl. BrUderfleoelnd. EdhSrlg) bei Hothenburg (Cbcrlau- 
elte), etwa 7 Ita ndrdllch cerllta, UbcTfUhrl. 

Ult der OeeaaitdurehnUtrung lat von Geulelter und Oberyr.l- 
aldenten Hanke der Cauporsonalantslelter rrledrloh beauftragt, 
fUr die D'irchflllirung ln «Inielnen lat dlo Cehclne Staatspollrel 
(liliD.Koi».l.aar von Uanoaekl und »ein Vertreter, K.O.S. iloDyol) 
verantwortlich, die auch die grundsätillebe »Inl.terlcU. Cenoh- 
nlgung »ur Ccetellung der Pol.-Uiw. bewirkt. 

b> Aufnate der (>rdnanA»P9ll eal! 

Aufgabo der Ordnungapolliel Ist nach ult Couporaonilaati- 

lelter Friedrich und der Oestopo i,ukroffencr kindlicher Verein¬ 
barung lediglich die Oborwaobung dor pol. Abcoldung und die ru- 
adtsUoha Uborauoliung (vgl.lojdar R'luoauvf der Wohnung, weiter 
der Abtransport der io.ella U> Hof des Fol.-PriieldHui« vorsan- 
incitan Juden ln das Lager Zoar nach tborcabc durch dlo Oohelue 
Staatapolltel) la Lager Oborgabe der Juden an die GosUpo. 

o) lloraAng der Wphn.un rereunmngi. 

Die Cauloltung teilt de» Pol.-PrasWenton und dor Oehei- 
uen Staetepollsol - li. ÄlVgenelnan 1t Tage vor de» Munungatcr- 
tni n - dlo »u räuzxndeii Jwäofl«ohnu.ii;on nlt. 

Die OoheliDO Slaatapolliel voranlaAt alsdann eofort dlj 
Ounachrlohtlgung dar botroffanan Judcnhaushalte durch der Ji- “:f 
mtaston. Plnaar Ist «olter vereLntnortlloh T-i 
1.) den Abtransport dar BObeletüCko, dlo dlo Judon nach loar 
BltrkthBon dürfen ( 1/2 Ud. ‘J}bol««aorjiötor .lo Person) , 
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"Am 28. April 1941 ordnete der Bres¬ 
lauer Regierungspräsident Dr. Kroll die 
erste bekannte »Wohnungsaktion" an. 

Ihr folgte am 26. Juli 1941 eine vom 
Gauleiter und Oberpräsidenten Karl 
Hanke verordnete und vom Folizeipräsi- 
denten durchgefuhrte »Judenwohnungsak¬ 
tion in Breslau». 

Aus Breslau ausgesiedelte Juden wur¬ 
den in ihrem Verlauf ins Lager Zoar nach 
TurmersdorJin der Lausitz deportiert Die¬ 
ser vom Leiter des Personalamtes der NS¬ 
DAP Friedrich und den Geslapoheamten 
von Manowski und Hampel durchge- 
ßhrlen Aktion gingen Enteignungen jüdi¬ 
schen Besitzes voraus. Patienten des Bea- 
te-Gultman-Altersheimes und des jüdi¬ 
schen Kinderheimes in Krietcm wurden im 
Juni 1941 nach TormersdorJabgeschoben. 

In der Zeitspanne vom 31. Juli bis zum 11. 

September 1941 folgten Ausweisungen und 
Deportationen aus anderen Wohnheimen. 

Insgesamt umfaßte diese »Judenwohnungs¬ 
aktion» rund 700Juden, von denen bei^'eits 
in wenigen IVochen 24 Personen ums Le¬ 
ben gekommen waren ." ^ 

Man weiß das «nicht aus deutschen 
Akten, sondern aus einer jüdisch-israe¬ 
lischen Publikation, und der Verfasser 
begnügte sich damit. Als Ausnahme 
weiterer Belege präsentierte er eine an¬ 
gebliche Faksimile-Wiedergabe des 
nicht namentlich genannten Polizeiprä¬ 
sidenten von Breslau vom 26. Juli 1941. 

Diese ist hier anschließend wiederge¬ 
geben“'®*“'und so deutlich au.sge- 
druckt, daß sogleich zur Textanalyse 
übergegangen werden kann: 

Formfehler 

1. ) Es fehlt der Name des Polizeipräsidenten. 

2. ) Es fehlt (fehlen) der /die) Adressaten). 

Die am Schluß im Verteiler kurz benannten Dienst¬ 
stellen - z.B. "särntl.Rev.ii.Rev.ZiigsV' — können nicht 
als Befehlsempfängcr, sondem nur als Benachrichtig¬ 
te gelten. 

37) n. Btilling, "Die Evskuicning der Breslauer Judon nach Tormersdurr 
bei Görlitz, Kreis Rothenburg''Obcrlau.silz 1941", Mitteilungen des 
Verbandes ehern. Breslauer und Schlesier in Israel c.V,, Tel-Aviv, 
Nr.40-47/1980. 


3. ) Es fehlt die Bezeielmung, ob es sich um eine 
Anordnung, eine Verfügung, einen Erlaß oder ledig¬ 
lich um eine vertrauliche Mitteilung handelt. Der in¬ 
nerhalb des Textes verwendete Begriff "Anweisung" 
muß den Empfänger, weil unüblieh, iiTitieren. 

4. ) ''Wohmmgeaktiooi" ist weder Aufgabe eines Gau¬ 
leiters, noch eines Polizeipräsidenten gewesen. Kein Ge¬ 
setz hatte sie zu jenem Zeitpunkt ermächtigt, einfach 
jemanden aus seiner Wohnung zu werfen und ihn 
gleichzeitig seines Besitzes zu berauben. In dem Schrei¬ 
ben ist auch kein solches benannt. Daß nach Leerräu¬ 
mung der Wohnung die Schlüssel an den Hauswirt ab¬ 
zugeben seien, ohne daß Weiteres über die leere Woh¬ 
nung vei'fügt xvmrde, macht eine "WohnungsaMion" 
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2. ) den Abtrwisjort <li:r Übrigen EljirlehtajigScogcnstUndi.' xid 

lliro Slchsrntollung ln Broalau untvr Angabe doi t'ntcrbrir.- 
gungaortes am die Ceholmc Staatapollzel, 

3. ) Volliugeceldung Ubor dlo BohnungarHuniung an die CulieL-ac 

Stnatapol Inul und Abgabe der WohaungaacMUaacl an Itouabe- 
altzor oder Vertreter, 

4. ) dsa rochtteltlgo Samoaln der Juden au Coatollunga^'i't 

(Pol.-Präa.), lediglich ult. kleinen liandgcpüek. 

2.) Juder.«ohn'.uvgaa]:tIon an 31.7.19118 
a) Zu räuirondtf >ohnaneeii; 


^fxaOci 

Voliniuv^s ln>tn ber * 

Rjvlcr: 

AuonatraAo 15 

KAiflor 

KqVb 

5^ 

llUfcIfaMtr, 56 

ILartcnrj; ItartD 

• 

76 

KohonzollornsIr.72 

Koslowaki 

m 

10 

Outenb6rcatr.39 

HlrschrcX^ 

■ 

1B 

tyu t e ube r t r « 22 

Kaberkorn 

• 

13 ( 

:ran:ulstr.4l/43 

SchvvBjrt 

m 

18 ' 

Cii»rlottenatr.40 

Saul 

m 

18 

XorfUr« tüAat r*50 

Heustodt lanicl 

■ 


Sohk'orlnstr.SS 

Sochft 

• 

2ül 

DUpp<iletr.9 

Abor laraol 

« 

24 j 


Olea 

30 

Poraonc 


b) Riiüiip.mgatemlni 

Dlo ‘Johnungon nUaaen.nacn der den ■.'udenjiltcitcn gegebene 
Aiuvolaung bla apUteatens 31-7.41, 6.00 Ulur, guräunt, deoeeTÄd 
die pallzolllche Abmeldung und die SchlUanclttbtrgabc an den Hau 
Wirt bot«, seinen Vertreter bla apUtestons tun glulehcn Tercln 
erledigt aoln. 

Dlo tustüJvllgcn Ruvloro liabcn entsprccliend der ullger.;^l^. 
Anuulaung In.ZlffCr 1 b} dlo Juden tu Uberxiaehon und Voll:nig 
laulcnd an 5. 1 a - Appartit su Beiden. 

loh «ciao beaondero darauf hin, doS » tollIchc ln den 
unter 2 a) guaannton Vobnungcn vorhandenen Juden zu rducin luibö 
nicht atwo nur der gonannto Ia)u>ber'nlt aolnoo Anlmng. 

01c Heilung gtUIltu otwa luutoni . Kohnung Aueiutmjo l^i 
Inhaber Kalaer, von Juden und IlUbclo frei, pol. AbcuMung una 
„ SohlUaaclUborgabu erledigt.* 


substanzlos. Es konnte sich m.a.W. nicht um eine 
"Wohmingsaktion" handeln, sondern um eine Zwangs¬ 
evakuierung be.itimmter Personen. Und diese hätte 
auch so benannt und begründet sein müssen. Für eine 
'Tarnsprache'' bestand kein Anlaß, da sowieso von Ju¬ 
den die Rede war. 

5.) Das Schreiben ist weder vom Polizeipräsidenten 
noch seinem Stellvertreter Crux unterzeichnet, sondern 
von einem unbekannten "Meister d. Schp.", dessen Name 
zudem nicht entzifferbar ist. Was dieser "Meistert Schp ." 
eigentlich beglaubigte, ist nicht klar: die Abschrift des 
ganzen Textes ohne Unterschrift oder eine telefonische 
Durchsage? Wie auch immer: Eine dcrail gravierende 
Maßnahme m\t''A7iweimngen" an zahlreiche Dienststel¬ 
len, zumal während des Krieges, da ohnehin höchste 
Vorsicht geboten war, in einer derartigen Form unter- 
.schrieben, dürfte kaum einen Kommandeur zum Han¬ 
deln veranlaßt haben! 

iVnders ausgedinickt: Es gibt für die.se~s .Schreiben 
keine Unterschrift des Rreslauer Polizeipräsidenten und 


auch keine seines Stellvertreters! 

6.) Es gibt für diese Maßnahme auch 
keine Unter.schrift des Gauleiters 
Hanke und auch keine des für die "Ge- 
samtduixhfükriin^' verantwortlich be- 
zeichneten Gaupersonalamtsleiter 
Friedrich. 

Vom Handeln dieses Herrn Fried¬ 
rich erfährt, man überhaupt nichts, 
was nicht verwunderlich ist, da er in 
seiner Eigenschaft als Leiter einer 
NSDAP-Dienststelle für parteiinter¬ 
ne Personalangclcgenheitcn mit ei¬ 
nem im vorliegenden Schreiben be- 
zcichnctcn Sachverhalt ohnehin 
nichts zu tun gehabt haben konnte. 
Schon gar nicht konnte er gegenüber 
einer staatlichen Behörde Weisungs¬ 
befugnis für eine "Gesamtdurchfüh¬ 
rung" gehabt haben! 

Diesen Parteimann hier ins Spiel zu 
bringen konnte nur Dokumentenfäl- 
schern zweckdienlich erscheinen. 

Zum Inhalt 

(1.) Der unkonkrctc Verweis auf die 
"Genehmigting" des Reichssicher¬ 
heit.shauptamtes ohne Namensnen¬ 
nung des "Geiuikmigend-en" war und 
ist für die Weitergabe staatlicher An¬ 
weisungen unüblich, ja unzulässig. 
Ein Gauleiter hatte sich nichts vom 
Reichssicherheitshauptamt genehmi¬ 
gen zu lassen, sondern vom Führer und 
Reichskanzler, dem er pei’sönlich di¬ 
rekt unterstand! 

Allein schon dieser Sachfehler weist das Schreiben 
als Fälschung aus! 

(2.) Der Ausdruck, "die Juden wet-den laufend aus 
ihren Wohnungen entfernt", entspricht keinem deut- 
•schen Sprachstil. Man kann jemanden nicht "laufend 
a7<s den Wohnungen entfemen", sondern nur einmal! 
Es hätte heißen nüssen: "nach und nach würden die 
Juden... entfeimt". 

(8.) Wenn "für die Durchführung im einzelnen" die 
Staatspolizei verantwortlich sei, warum geben dann nicht 
deren "Leiter und sein Stellvertreter" die Anweisun¬ 
gen, die hier der nicht genannte Polizeipräsident er¬ 
teilt? — Auch hierbei haben die Verfasser nicht genü¬ 
gend nachgedacht! 

(4.) In dem Bemühen, Text zu formulieren, ist ein 
w'eitei’er Ixapsu.s unterlaufen: Für "die Gesteünng von 
Poi-Llcw." bedurfte es einer "wdnwteriellen Gmehmi- 
gung"; — für den Rausschmiß von P’amilien aus ihren 
Wohnungen offenbar nicht? 
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c) -iin-vi'lr. miA Abtraoiporti 

. . 01c- « 1 ii- 4 tr*a 5 porticrcr^ci: JuSc-r. itehen spGtcstecs 

na lO.M V)ir, auf dec Hol dis rol.-rrlisldlu=S| *0 slo 
raeü Sichtun« durch di« -Oestapo dos Tra-’iiportkoaoaado «ue At- 
tranaport IlbcrjC-kor. iT:i-d.h. 

Rca.ral.Sttl. »teilt ali ixuMjer'-keüShkrJo 1 geolshatcr. 
rUhrer und 5 Saohtaolitcr (SB), ijch rjlckkchr von Zoor hat der 
7 ransport«hrcr «ehxlltlleh die OurehfiLhiung des Transportaa, 

-a.C. dt Brlahraa^iberieht. ud Atindorunjsrorjehlägcn lu celdaa. 

K.-5ta. stellt lUr -or. froraport 2 ••Qlcr. und 1 Tktr,, sele: 
Dicht, »orthar dann Saehiicht eegeben nlrd, auch die Psraaucr.- 
transportnlttol von der Judccschalt selbst gusiolit werden« 

01c Slsholung der grand»Bt*llohon Ccn ch slgusg des Ulnlstcrluna 
rer CoitcUung von Fol.-Kraltwagcr. (vgl. 1 a) bleibt hiervor. 
Unberührt. 

ln VcrtTCtur .81 
gos. C r U * . 


Vei-tc-llorl 

Fr., Kdr., 

S.la, S.*Sta., 

Ilcs.-Fol.-Batl., 
S.A.5Ud,r.ord,VC»t, 
s6atl.r.ev.u.5lcv.Zt/sst ., 

ä“.. . 

Kar.hrlc)itllchl 

Stapo, 

Cmiporsonalastslcltcr Friedrich. 


Pegla^lblätt 
“clster d.^chp. 


(Wcjtwodiiu Arclxivun- I'aiutwowe »/e WnicUw.ü (WAHj, 
ItriMnJ 9978 Akfa dnt lydmkskich tr.ieiliu, Blar! 3l«-32) 
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und der Gestapo "die zu räumenden 
Judenwohnungen mitteilen”. 

Abgc.sehcn von dieser Sachwidrig- 
keit entspricht die Formulierung kei¬ 
nem deutschen Stil. Man teilt nicht "zu 
räumende Wohnungen mit”, sondern 
allenfalls teilt man mit, welche Woh¬ 
nungen geräumt werden sollen. 

(8.) Die Gestapo informiert nicht 
die Wohnung.sinhaber, sondern "ver¬ 
anlaßt die sofortige Benachrichtigung 
des — nicht genannten — Judenälte¬ 
sten, der verantwortlich gemacht wird 
für die Benachrichtigung "der betrof¬ 
fenen Judenhaushalte”, "den Abtrans¬ 
port der Möbelstücke" (anstatt: "Mfl- 
bel"), die mitgenommen werden dür¬ 
fen; "je Person ‘/i lfd. Möbelwagenmo¬ 
tor". Was ist das nun wieder? So etwas 
gibt es im deutschen überhaupt nicht; 
allenfalls: "pro Person die Hälfte ei¬ 
nes Möbelwagens oder -transporters. 

Ist schon diese Verantwortungs¬ 
übertragung an den Judenältesten un¬ 
verständlich, so auch noch der Auftrag 
an ihn, der Gestapo mitzutcilen, wo die 
übrigen Wohnungseinrichtungen — 
von wem eigentlich zu schleppen? -- 
abgcstellt werden. Hätte man doch er- 
w'artet, die Gestapo hätte ihm einen 
Platz dafür zugewiesen. W'ie hätte der 
Judenälleste das alles, und dazu noch 
das Versammeln der l%x-Bewohner auf 
dem Hof des Pol.-Präsidiums verant¬ 
wortlich durchfiihrcn können, - wäh¬ 
rend die Ordnungspolizei ntir Für die 


(S.) Der Satz, was die Ordnungspolizei "nach mit 
Gaupersonalamtsleiter Friedrich und der Gestapo 
zu treffender mündlichen Vereinbarung lediglich" zu 
tun habe — "die polizeiliche Abmeldung" und "die Räu¬ 
mung der Wohnung, weiter", "den Abtransport der je¬ 
weils im Hof des Pol.-Präsidiums versammelten Ju¬ 
den in das hager Zoar nach Übergabe durch die Ge¬ 
heime Staatspolizei und im Lager Übergabe, der Ju¬ 
den an die Gestapo" zu überwachen, -- i.st stilistisch 
und sachlich so verworren und teilweise sinnwidrig, 
daß er niemals von einem deutschen Polizeipräsiden¬ 
ten stammen kann! 

(6.) Einen "Hergang der Wohnungsräumung" gibt 
es im deutschen Sprachgebrauch nicht, allenfalls "die 
Art und Weise der Durchführung". 

(7.) Wenn für "die Gesamtdurchführung” der Gau¬ 
personalamtsleiter Friedrich und "für die Durchfüh¬ 
rung im einzelnen die Gestapo" verantwortlich ist, kamr 
nicht plötzlich "die Gauleitung" dem Polizeipräsidenten 


"Überwachung" zuständig war? 

Die im Verteiler Benachrichtigten erhielten keine 
Verhaltensrcgeln für den Fall, daß sich der Judenälte¬ 
ste den ihm zugemuleten Ansinnen verweigern sollte, 
womit ja wohl zu rechnen war. 

Das alles stimmt doch vonic und hinten nicht! Diese 
angebliche Anweisung ist Märchenerzählerei! 

(9.) Obgleich "allgemein M Tage vor dem Räu¬ 
mungstermin" Zeit für "Mitteilungen" vorgesehen war, 
sollen jetzt binnen 5 Tagen Wohnungen von "etwa 50 
Personen" geräumt werden, deren Inhaber nur mit 
Nachnamen, ohne Etagenzahl benannt sind. So kann 
alles anonym, unUberprülbar bleiben. Nach Festlegung 
der Räumung und Schlüsselübergabe bedurfte es für 
die dummen Überwacher noch des ergänzenden Hin¬ 
weises, daß, "sämtlich e in den Wohnungen vorhande¬ 
ne Juden" diese zu verlassen hätten, "nicht etwa nur 
die genannten Inhaber und sein Anhang. " (deutsch 
wäre richtig; "ihr Anhang"). 
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"Plan zur Vernichtung der europäischen Juden" 


Vom Institut für Zeitgeschichte von Sybille Stein- 
bachcr auf die '"Bcweisquelle" Grabitz & Co verwie¬ 
sen, landeten wnr beim per Festschrift hochgelobtcn 
Prof. Wolfgang Schcfflcr.^®*®’“'*-“'^^ ”*“®**' 

Ein Stück Papier und ein t)ehaupteter mündlicher 
Hefehl unbekannten Datums und näherer Einzelhei¬ 
ten, jedoch von gravierender Bedeutung, zwingen uns, 
in einer wiederum neuen "Beweisquelle" nachzuprüfen: 
Bei I’rof. Wolfgang Scheffler in der Beilage "Das 
Parlament" vom 30.10.1982: 

Zur Entstehungsgeschichte der »Endlösung« 

Prof. Dr. Wolfgang Scheffler 

Schon zu Beginn seiner Vorstellung unterstellt Prof. 
Scheffler "die Tatsache", daß Adolf Hitler einen Ent¬ 
schluß gefaßt hatte, "das eumpfaseke Judeiüam zu 
vernichleny. Kr geht lediglich der Frage nach, W'ami 
die.s geschehen sei. Da in den letzten Jahrzehnten die 
bundesrepublikanischen Gerichte .sehr viele Erkennt¬ 
nisse erarbeitet hätten, was die historische h’orschung 
noch nicht richtig begriffen habe, sei diese Frage nun- 
mclu’ sehr viel leichter zu beantworten als noch nach 
Krieg.sende. Die BRD-Gerichtc hcättcn sogar eine "Afas- 
se Fakten emniUeU", die er.st dann "Eingang in die 
historischen Emrienrngen gefunden haben". 

Im März 19-11 

"begann die Rnlscheidung und Realisierung zur Mas¬ 
senvernichtung der im deutschen Machtbereich lebenden 
Juden im wesentlichen mit der Aufgabenstellung fiir die 
Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD sowie mit 
den ersten Erfahrungen dieser »Truppe des Weltanschau- 
ungskrieges<c im Juni mul Juli 1941." 

Al.s Bew'eisquellen wird auf Adalbert RQckerl und 
seine 22 Bände lYozcßsammlungen deutscher Strafur¬ 
teile verwiesen. Kein Wort verlor Prof. Scheffler dar¬ 
über, daß die Einsatzgnippen den Führungsorganen 
der Wehrmacht unterstellt worden w’aren und nicht 
etw-a einem VVillkürdiktator Himmler.*"' 

Am 31.7.1941 habe Hermann Göring dem Chef der 
Sicherheitspolizei und des SD, Reinhard Heydrich, den 
Befehl erteilt, 

"einen Gesamtm twurf über die organisatorische, sachliche 
und materielle EndWsung der Judenfrage vorzulegen." 

Bezug ge nommen hat l*rof. Scheffler auf "Dok. PS 

38a) Wolfgang Scheffler, "7.ur bntstchungsgeschichre der »Endldsung« ; 
aus Politik und /.eitgeschUhte. Beilage zur Wochcnzcimng Das Par¬ 
lament, B.’43/1982 vom 30.10.1982, htsg. v. d. Bundeszenirale fiir 
puliltsche Bildung 

39) Vgl, Historische Tatsachen Nr. 16 17. 


710", das im IMT Bd. XXVI, S. 266 f. abgednickt ist. Eine 
Textkritik hat er freilich unterlassen, auch die Auswechs¬ 
lung des Begriffs "Gesamtlösung" durch "EnöUisvmg" 
nicht beanstandet. Daß weder dem Befehl Görings noch 
der V'orlage von Heydrich das geringste von Vernich¬ 
tungsabsicht zu entnehmen war, wird verschwiegen, .statt 
dessen der Eindruck vermittelt, als habe man mit die¬ 
sen Vorgängen Vcrnichtungsbelegc vorzuweisen. Dann 
folgt die Wannsee-Konferenz vom 20. .lanuar 1942 mit 
dem gleichen Vcrlalschungszenario. Es soll sich hier 
um den "Planungsprozefi in verschlüsselter Sprache" 
gehandelt haben. iMs Beweis wird auf die von den Alli¬ 
ierten herausgegebenen "Deutschen Akten" verwiesen, 
doch nichts konkret in der Sache belegt.^’ 

"Zwischen diesen Daten: März. Juli bis November 1941 
fielen alle wesentlichen Entscheidungen über die Verwirk¬ 
lichung der Massenvemichlung. Nur: auch Hitler und 
der mit der Durchßihrung federführend beauftragte Reichs- 
führer-SS mit den ihm unterstellten Ämtern und Organi- 
satiomn waren hinsichtlich der Verwirklichung des Holo¬ 
caust abhängig von den für sie gegebenen Realitäten." 

Alles dies sind bloße Behauptungen ohne jegliche 
BewciscI Besonders gravierend fällt hier die beweis¬ 
las behauptete "federHihrendc Iteauftragimg Himm¬ 
lers" ins Auge. Hieiiiir gibt es nicht den geringsten 
Anhaltspunkt, auch nicht für die anschließend behaup¬ 
teten "Gaskamm^em in den i Krematvifen von 
Auschwitz-lHrkenau"l 

Die pauschale und kurzgefaßte Euthanasie-Thema¬ 
tik, die im übrigen mit .Juden überhaupt nichts zu tun 
hatte — auch nicht wemi Scheffler einen gegenteiligen 
Eindruck vermittelt -, läßt sich w-egen fehlender do¬ 
kumentarischer Unterlagen hier ebensowenig real klä¬ 
ren wie die ständig nur mit Schlagw'orten ins Feld 
gefühlte mysteriöse "Aktion Reinhard". Von dieser 
"Aktion Reinhard" w'eiß man im Prinzip überhaupt 
nichts Konkretes! Alle bisherigen Anzeichen sprechen 
dafür, daß es sich hierbei um ein "ideologisches Nach- 
kriegskonstrukt" handelt, um den Ausdruck von Nor¬ 
man Finkeistein zu verwenden.^*^ Prof. Scheffler ver¬ 
weist auch auf diese "iVktion Reinhard" (ohne "t") unter 
Vermeidung jeglicher Beweisführung. Er definiert sie 
als "offenkundigen Vemichtungs- und Verwertungsla¬ 
gerkomplex". Dabei ist ausgerechnet dieser Komplex 
überhaupt rüeht "offenkundig", sondern in allen seinen 
Teilen höchst mysteriös! 

40) Vgl. Historische Tatsachen Nr. 35 "Die Wamisee-Kimferen/". 

41) Vgl. Historische Tatsachen Nr. 36, 42, 50, 9U. 

42) Vgl. Historische Tatsachen Nr. 110, S. 40 

43) Vgl. Historische Tatsachen Register ".Aktion Reinhardt“. 
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Prof. Schcffler schwenkte über zum nächsten 'l'hc- 
ma: Ab I. Dezember 1939 bis zum 20.1.1941 

"getan}’ zu }’roßen Teilen die Vert}‘eibun}i Jüdischer und 
nicht jüdischer Polen aus den vom Deutschen Reich angeglie¬ 
derten polnischen IVestgebieten 

250.000 Personen sollen davon betroffen gewesen 
sein. Auch hierzu hat Scheffler nichts bewiesen, son¬ 
dern nur Behauptungen von sich gegeben. Daß es sol¬ 
che Umsiedlungen gegeben hat, ist nicht zu bestreiten, 
doch hängen sie -- was SchefHer total verschwieg - 
mit der polnischen Machtergreifung ab 1919 in diesen 
Gebieten, ihren Zuwanderungs- und Volkstumskampf¬ 
methoden gegenüber den 20 Jahre lang weitgehend 
entrechteten Volksdeutschen zusammen. Von den 
schon bis 1933 über eine .Million vertriebenen Volks¬ 
deutschen aus Posen-Westpreußen verlor Prof. Scheff¬ 
ler kein einziges Wort, über die weiteren Hunderltau- 
sende bis Kriegsausbruch 1939 ebenfalls nicht! Über 
die von jüdischen und polnischen Untergrundkräften 
sofort mit Kriegsbeginn gegen die deutschen Truppen 
aufgenomme (iuerilla-Kriegführung ebenfalls kein 
Wort! 

Seine Lagescbildcrung ist unaufrichtige, einsei¬ 
tige Propaganda! Und was seine Zahl anbcirifft, so 
widerlegt die IfZ-Autorin Brigitte Steinbacher diese 
in ihrem Buch "Musterstadt Auschwitz", indem sie sieh 
ausgiebig mit den über 100.000 ostoberschlesisehen, in 
ihren Wohngebieten verbliebenen Juden und ihren Ar¬ 
beitseinsätzen in den Schmelt- Werkstätten befaßt. 
(Eine diesbezügliche Abhandlung hat sich hier damit 
befaßt). 

Für den Juli 1941 "weiß" Schcffler über eine "Visi¬ 
on Hitlers" zu berichten, die sich ihm "für imperiali¬ 
stische Planungen und rassepolitische Vorhaben er- 
(iffnete 

"Die Schwerpunkte für die künftige Politik lagen dabei 
auf den Stichworten Beherrschen und Ausbeuten, aber 
auch. Erschießen und Aussiedeln." 

Beweis für die "Vision mit Schwerpunkten auf 
Slichworten" sei ein "Aktenvermerk" vom 16.7.1941 ge¬ 
mäß IMT, Bd. XXXVIll, S. 86 ff, Dok. L-221. 

"Zur gleichen Zeit beschäftigte sich Heinrich Himm- 
ier mit den utopischen Bevölkerungsplänen des »General¬ 
plan Oste mit dem Ziel der deutschen Besiedlung ganz 
Polens, des Baltikums und Teilen der Westukraine." 

Rin weiteres Stück Papier aus Siegerhand "beweist" 
auch dies. Eine kritische Analyse nach Herkunft, Form 
und Inhalt erspart sich Prof. Scheffler. Schließlich 
hat er weiter Schlimmes zu berichten: Hitler habe die 
Deportation der Juden aus dem Reich befohlen. Über 
Zeitpunkt, Begründung, Einzelheiten gibt Scheffler 
keine Auskunft. 

Dafür hat er ein weiteres Stück Papier mit irrvvitzi- 
gem Inhalt parat: Himmler "kündigte Gauleiter Grei¬ 
ser am 18.9.1941 die Einweisung von 60.000 deutschen 
Juden in das Ghetto Litzmannstadt an". Sie sollten dort 
für einige Monate untergebracht und dann im Frühjahr 


1942 noch einmal in Hisenbahnzüge verbracht und wei¬ 
ter nach Osten abgeschoben werden. Welchen Ärger 
machten sich die Devitschcn im totalen Krieg selbst, 
welchen unnötigen Aufwand betrieben sic -- angeblich! 
Eine wissen.schaftliche Untersuchung über diesen "Fall" 
gibt cs noch nicht. Ein paar w'citerc Papiere über Grci- 
sers Verärgerung klären das nicht. "Für Himmier" je¬ 
denfalls gab es im Osten "an allen Ankunftsorten Schwie¬ 
rigkeiten". Genannt waren Kowno, Minsk und Riga. Also 
waren doch nicht alle nach Auschwitz, l'reblinka, Belzec, 
Sobibor und Majdanek verbracht worden! 

Anschließend verwies Prof. Schcffler auf 

"eines der größten Ma.\saker der Einsatzgruppen, die 
Ermordung von über 33.000 Juden in der Babi:Jar-Schlucht 
bei Kiew." 

An Hand eines Stückes Papiers fügte er die "lakoni¬ 
sche Feststellung des Berichterstatters der Einsatzgrup¬ 
pe C" hinzu: 

"Wenn auch bis jetzt auf diese Weise insgesamt etwa 
75.000 .Juden liquidiert worden sind, so besteht doch .schon 
heute Klarheit darüber, daß damit eine Lösung des Juden- 
problems nicht möglich sein wird." 

Es soll sich um die Ercignismeldung UdSSR Nr. 
128 vom 3.11.1941, S. 4 handeln, einzusehen im Bun¬ 
desarchiv Koblenz unter R 58/218. - Daß Papiere im 
Bundesarchiv liegen, ist jedoch kein Beweis für deren 
Authentizität! 

Die Behauptungen Schefflers Uber das "Massa¬ 
ker in der Babi-JarSchlucht" - übrigens bei einer 
Wetterlage mit "ganztägigen Schnee- und Regen¬ 
schauern bei aufgeweichten Wegen" von wenigen 
Mann angeblich durchgefUhrt -- sind absolut un- 
wahrhaftig! Dieses "Massaker" hat cs nie gegeben! 
Sogar Nikita Chruschtschow als ehemaliger KP-Chef 
der Ukraine und dann sogar der UdSSR hat sich über 
das hierauf Bezug nehmende Denkmal in Kiew abfäl¬ 
lig gcäaßert! 

Insofern ist auch die auf Babi Jar Bezug neh¬ 
mende Einsatzmcidung gefälscht! 

In der Nr. 51 der Historischen Tatsachen ist die 
Beweisfilhrung dafür erbracht worden, daß es sich um 
eine sowjetische Kriegspropagandageschichte handelt, 
die zweifelio.s auch von den KKWD-Massenmorden im 
Wald von Katym ablenkcn sollte! 

Gewissen- und beweislos behauptet Schcffler den 
Eimsatz von "Gaswagen" auf deutscher Seite, ohne ein 
einziges Detail dafür anzugeben! 

Schon ist er angclangt bei 

"der Vernichtung des ersten Berliner Judentremsportes im 
Rahmen der Erschießung der Rigaer Juden am 30. November 
1941 und der kurz vorher nach Kowno deportierten und dort 
ermordeten deutschen Juden." 

Er könne jedoch dieses Thema nicht weiter erörtern 
und verwies auf Gerichtsurteilsauszüge."*^ 

44) Vgl Histarbche rabacMenKi. 51 spez S 30 

45) Vgl. Ubtoriseke Tatsachen Nr 95,8 36. 

46) Ocrftld Fleming 'Hitler und die Rndlösimg", Wiesbaden - Müneheii 
1982, S. 89 11 
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Daß er selbst andernorts festgeslelll hat, "zwei Drit¬ 
tel der deutschen Juden haben den Krieg überlebt”, 
hat er hier weder angedeutet noch erwähnt.“”* 

Nun "wußte" Schefflcr Wichtiges von Himmler, 
Mündliches, irgendwann im Sommer 1941, bekundet 
von einem nach Kriegsende schwer Gefolterten: 

"Himmler halle dagegen hereils im Sammer 1941 dem 
Kommandanten von Amchwitz, Höß, die kommende Ver¬ 
nichtung der europäischen Juden angekündigt und ihn 
mit Vorhereitungsarbeiten für das Vernichtungslager 
Auschwitz beauftragt." 

Woher Himmler die Vollmacht für einen solchen 
Befehl, zumal die gesamten "europäischen Jtulen" be¬ 
treffend, erhalten haben soll und welche Belege es au¬ 
ßer Folteraussage von Rudolf Höß sonst noch dafür 
gibt, darüber schwieg sich Prof. Schefrier aus, ebenso 
darüber, daß zu jener Zeit "europäische Juden" noch 
mit Hilfe der Reichsregicrung in neutrale Länder aus- 
w'andcrtenl 

Und dies geschah zu einer Zeit, nachdem bereits 
2 Jahre früher — Ende August 1939 — der Jüdische 
Weltkongreß erneut Deutschland den Vernich¬ 
tungskrieg und auch die Einbeziehung aller Juden 
im deutschen Herrschaftsbereich in diese Kampf¬ 
front erklärt batte! Das Centralblad voor Israeliten 
in Nederland schilderte die Lage am 13. September 
1939 so; 

"Die Millionen Juden, die in Amerika, England, 
Frankreich, in Nord- und Südafrika leben, sind — 
ohne Palästina zu vergessen — entschlossen, den 
Ausrottungskrieg bis zur totalen Vernichtung nach 
Deutschland zu tragen.” 

Doch davon "wußte" Prof. SchefTler Ireilich "nichts". 

Ein weiteres Stück Papier - wieder ein seltsamer 
"Aktenvermerk" — w'ar ihm wichtiger, "belege" es doch 
"Überlegungen Greisers, auf eine sehr schnelle Endlö¬ 
sung in seinem Stadthalterbereich". 

"So ist es nicht überraschend, daß in seinem Gebiet 
bereits im Oktober und November 194! die ersten Folizei- 
kommandos mit der Errichtung des Gaswagenlagers 
Chelmno begannen und Anfang Dezember mit der Dezi¬ 
mierung der jüdischen Bevölkerung des Warthegawi be¬ 
gonnen wurde ." 

Die Justiz habe dies ermiUcIt.'’' 

Wie ein BRD-Gericht derlei "fcststcllcn" konnte, erfiiJirl 
der I .escr auch hier nicht. Er muß sich umständlich ein Buch 
besorgen. Dort erst erfährt er, daß das Schwurgericht Bonn 
(Az. 8 Ks 3/62) -- rechtskräftig bestätigt vom Bundesge¬ 
richtshof) seine Erkenntnisse gewonnen hat von 

1. den Angaben der bereits monatelang in Untersuchungs¬ 
haft einsitzenden Angeklagten, "soweit ihnen gefolgt wer- 
den konnte" 

‘17) W'olfgang .Schcnier, "Holoeaust"-Ocnclus-Gutaehtcr in: 

Kbcrhard tackcl + JUrgen Rcliwci (Hisg ), "Dci Mord an den Juden im 
Zweiten Wellkrieg", Stuttgart IVSS, S. ISd 
4S) Ralf U Hill, "Die Erben Kain.s", Bd. I. o.O. 2010, S. 17S. 

»IQ) Adalbert Kückcrl, Irene Sagcl-Giandc. "Justiz und N.S-Vcrhrcchcn", 
Amsterdam 1979, Bd. XXI S. 270 ff. 


2. den Gutachten unvereidigter Sachverständiger, 

3. uneidlicher Zeugenaussagen, 

4. eidlicher Aussagen von Zeugen, von denen nicht zu 
erfahren war, ob diese einer Mcincidhaßung unterlagen oder 
nicht, 

5. zur Verlesung gebrachter fotokopierter oder abge¬ 
schriebener Urknnden, "deren Übereinstimmung mit dem 
Original keinem Zweifel begegnet". 

Der auf diesen Erkenntnisquellen beruhende, seitenlang 
und bewcislos vorgetragene Geschicbtsablauf über die "Hnd- 
lösung" und das Lager Chelmno sowie dessen potz blitz 
"vorhanden gewe.senen 3 Gaswagen eines ausländi¬ 
schen Fabrikats, die von innen mit Blech au.sgelegt 
waren und deren Flügeltüren nach außen öffneten", 
usw.,'”*® gipfelte in 2 marktmten "Feststellungen: 

«) 

Nichts war und ist über einen "Führerbefehl zur Endlö¬ 
sung" bekannt, doch nun soll er "offenkundig" sein mit 
folgendem Spruch: 


'-;-\ 

"... entschloß sich die nationalsozialistische Führung 

nach den Anfangserfolgen im Kriege, die zur Unterwer¬ 
fung weiter Teile Europas geführt hatte, alle in ihrem 
Machtbereich lebenden Juden als »potentielle Gegner« phy¬ 
sisch zu vernichten. Zu dieser »Endlösung der Judenfra¬ 
ge« erteilte Hitler im Frühjahr 1941 im Zuge des ge¬ 
planten Feldzuges gegen die Sowjetunion den grundsätz¬ 
lichen Befehl. 

Göring, Himmler und Heydrich und ihre gleich- 
gesinnte Umgebung machten ihn sich zu eigen und gaben 
.seihst die weiter erforderlichen Befehle. Gemeinsam 
entwickelten sie den Vernichtungsplan und ließen ihn 
organisatorisch und technisch durch das Reichssicher¬ 
heitshauptamt (RSIIA) und die diesem unterstellten 
Einsatzgruppen, die Einsatzkommandos, sowie die 
Angehörigen der Vernichtungslager ausführen. 

Dieser organisierte Massenmord war die letzte Stufe 
in der Entwicklung de.s nationalsozialistischen Ras¬ 
senwahns, der den »nordischen Herrenmenschen« end¬ 
gültig von dem »llntermenschentum der minderwerti¬ 
gen jüdischen Rasse« befreien sollte. 

Die nationalsozialistische Führung war sich dar¬ 
über klar, daß die von ihr befohlene Tötung hundert¬ 
tausender unschuldiger Menschen nur um ihrer ande¬ 
ren Rasse willen der menschlichen Moral und dem 
Völkerrecht krass widersprach und nicht zu rechtferti¬ 
gen war. Deshalb hielt sie den »Führerbefehl« und alle 
zu seiner Ausführung erla.ssenen Anordnungen streng 
geheim und behandelte sie als »Geheime Reichssache«. 


b) 

Eine geniale Ofenkonstruktion war oflenkundig ge¬ 
macht; So konnten 54.993 Leichen in Massengrä¬ 
bern unterirdisch verbrannt werden. 


"Im Sommer 1942 machte sich von den Massen- 
l ^gräbern im Wald her starker Verwesungsgeruch be 
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merkbar, der immer mehr znnahm und über der 
ganzen Gegend lag. Die Uichengase drangen durch 
die aufgelegte Erddecke, die für einen halben bis 
einen Meter hoch und aus Taniungsgründen mit 
Ginster bepflanzt worden war. 

Daraufhin wurde ein Verbrennungsofen erstellt, 
der aus einer Grube im Umfang von ca. 4x4m und 
einer Tiefe von 2 m, einigen Eisenschienen als Rost 
und einem seitlich in die Erde führenden LuftschacM 
bestand. Mit diesem Ofen wurden in der Folge alle 
Leichen verbrannt. Die bei der Verbrennung zurück¬ 
gebliebenen Knochenreste wurden mit einer Knochen¬ 
mühle zertnahlen; das Knochenmehl und die Asche 
der Leichen wurden in große Säcke gefüllt und ver¬ 
graben oder in den Ner gestreid. Ab Herbst 1942 
mußte das im Waldlager eingesetzte jüdische Ar¬ 
beitskommando die früher in den Massengräbern 
\ bestatteten /.^eichen wieder ausgraben und ebenfalls 
verbrennen ." ® 

iV _ -A 


Angesichts der geschilderten genialen Ofenkon¬ 
struktion brauchte sich das Schwurgericht Bonn 
über den Brennstoff, die Art der Verbrennung 
und die Spurenbeseitigung in Chelmno keine Ge¬ 
danken mehr zu machen. 


Statt dessen haben es ihm 2 Stücke Papier von 
"historischer Bedeutung" angetan: 

(a) 

Hin Geheimvermerk des RSHA vom 5. Juni 1942 über 
Verbesserungsvorschläge für Gaswagen. — Ein Stück Pa¬ 
pier, unkrilisch als "fotokopierte oder abge.<!chriebene 
Urkunde" übernommen. 

(b) 

"Ein Brief des Gauleiters Arthur Greiser an 
Himmler", vom 1. Mai 1942 "Geheime Rcichssache" zu 
Papier gebracht. Das Schwurgericht üimrnahm es ohne 
Zweifel. 

Über die fehlenden Funde der geschilderten Ge¬ 
schichten - Gaswagen, Massengräber, Knochenmüh¬ 
len, Aschereste, Kleidungsstücke der Opfer (sow^eit 
sie nicht vom "Zerreißwolf, der im Zelt auf dem Hof 
des Schlosses aufgestelll w-ar", zerrissen worden w-a- 
ren - schwieg sich das Schwurgericht indessen 

aus. Funde als Beweismittel waren kein Thema, da das 
Schwurgericht "die Beseitigung aller Spuren" durch 
die "Täter" "feslgestellt" hat.*^'® ^ 

BKD-Geriehte berufen sich auf Gutachten unbeeide- 
ter Sachverständiger, und die Gutachter "beweisen" die 
Kichtigkeit ihrer Expertisen anschließend mit Ge- 
richteurteilen. So praktizierte es auch W'olfgang 
Scheffler und avancierte zum Profcs.sor. 

Hinzu kommt, daß seit ItWü die BKD-Geriehte an 
einseitiges Siegerrccht gebunden, mit IJmerzichungs- 


infonnationen cingedeckt und mit Sonderstrafrechtspa- 
ragt'aphcn für mutmaßliche "Friedensstörer" politisch 
"korrekt" ausgerichtet sind. 

Dem Zeitgeist unkriti.sch folgend ''ermittelte" Prof. 
Scheffler und bediente sich der für die Umerziehung 
vorgesehenen Methoden. So genügte ihm auch eine blo¬ 
ße Behauptung für die "Erkenntnis": "Seü August 19/tl 
habe man im Reichssieherheiishaupiomt daran gear¬ 
beitet”, was .sich "letztlich eds geschlosse'nes A^^4}rottungs- 
programm prüstmtierte". 

Prof. Scheffler behandelte den jüdischen Arbeitsein¬ 
satz oberflächlich kurz. Er gestand zwar die Ankunft 
Überlebender anläßlich der Absetzbewegungen aus dem 
Baltikum in KE des Reiches ein, doch schloß er ab mit 
der ''./Mition Erntefest" Anfang November 1943, ohne 
sich mit Einzelheiten zu befassen oder auf Bew’eisquel- 
Icn zu verw'ciscn. "Vemichtmig durch Arbeit" sei "Teil 
des EmUörnngsprognmims'' gew’esen. Einige Seiten Pa¬ 
pier "bewreisen" das. Sein nachfolgendes Kapitel begann 
er mit der "P’e.st.stellung": 

"Als Ilcydrich Ende November 1941 die Einladungen 
zur Wannsee-Konferenz imtet'schrieh, stand das generelle Kott- 
zepl der Ausrottung fest.” 

Das I’rotokoll zeige "exakt das Vemiehtwigspnnzip 
auf. Die Vorgänge seien "plastisch, umsckrieberi”. 

ln den Historischen Tatsachen Nr. 35 wurde nachge¬ 
wiesen, daß cs sich bei dem der Weltöffentlichkcil nach 
Krieg.sende vorgelcgtcn "Protokoll der Wannsee-Konferenz" 
um eine Fälschung handelt. 

Doch von einer für den Historiker notwendigen Textkri¬ 
tik und objektiven Lagebeurteilung bat Prof. Schcfllcr sei¬ 
nen Darlegungen zufolge noch nie etwas gehört. Er baute 
seine Karriere auf w illfähriges Abschreiben und vorauseilen- 
den Eifer im Bc.stätigen alles dcs.scn auf, was die neue 
"Obrigkeit" ihm zuliefertc und von ihm erwartete. So gab es 
liir ihn auch keine ausländischen Täler, keine internationalen 
Zusammenhänge, keine alliierte Greuel Propaganda gegen 
Deutschland. Ausschließlich deutsche Wahnsinnige und Ver¬ 
brecher hätten die Weltgeschichte bewegt. 

"Mit dem Entschluß Hitlers, die Juden in seinem Macht¬ 
bereich nach dem Osten zu deportieren, war gleichzeitig auch 
deren Todesurteil gesprochen.... 

Mit dem Entschluß, die im besetzten sowjelrussischen 
Gebiet lebenden Juden auszurotten, war ebenso das Schicksal 
jener besiegelt." 

.Auch für derart gravierende Behauptungen hielt 
Prof. Scheffler eine Beweisliihrung nicht für nötig. 

Ach ja, zum Schluß; "Dr. Goebbels hat die Tötungen in 
seinem Tagebuch bestätigt." — Wieder ein Stück Papier. 

Doch daß nach Kriegsende kein einziges deutsches 
Massengrab der internationalen Öffentlichkeit mit 
nachweisbaren Funden vorgeführt worden ist, er¬ 
wähnte Prof. Scheffler ebenso wenig w ie die vom Bun¬ 
desfinanzministerium bestätigte Zahl von 6 -7 Mil¬ 
lionen Wiedergutmachungsanträgen überlebender 
"europäische r Juden''! 

50) Vgl Historische Tatsachen'Hr. 107, S H 


Historische Tatsachen \’r. 113 


31 



Weitgehende Bestätigung 
des Leuchter Gutachtens 
durch offizielle polnische Untersuchung 

Übcrsclzung aus dem Polnischen 


"Institut für gerichtsmedizinische Expertisen 
Anstall für üerichlstoxikologie, 
benannt nach Prof. I)r. Jan Sehn in Krakau 


Tgb. No. 720 / 90; lielrifft: Tgb. No. 1-8523./51/1860/89 
Krakau den 24. September 1990 
Wcstcrplatte 9 PLZ 31-033 
Tel: 505-44, 592-24, 287-50 
'rclex-0325213 Lksad 

An das Staatliche Museum in Auschwitz - Hirkenau 

Das Institut für gcriehtsmedizini.sehe Hxpertisen, be¬ 
nannt nach Prof Dr. Jan Sehn in Krakau, überreicht hier¬ 
mit sein 

(iutachten 

zu.sammcngcstellt von den Experten Prof Dr. Jan Mar- 
kiewicz, Dr. Wojciech Gubala, Ing. Jerzy Labedz, Magister 
Beate 'l’rzeinska. 

Im Zusammenhang mit den in westlichen Ländern er¬ 
schienenen Publikationen und den dort durchgefuhrten Cie- 
richtsverhandlungen, wonach im Konzentrationslager 
Au.schwilz kein Gas Zyklon B zur Tötung von Menschen 
veiwendet w'orden wäre, hat sieh das Staatliche Museum in 
Auschwitz an uns mit der Bitte gewendet, wir möchten von 
den Wänden der Gaskammern Proben des Wandverputzes 
entnehmen und diese auf das Vorhandensein von Wasser- 
stüflz>'anid untersuchen. 

Nach erfolgter schriftlicher und telefonischer Abstim¬ 
mung hat sich das Sachverständigenteam des Instituts tur 
gerichtsmedizinischc Expertisen — in der personellen Zu¬ 
sammensetzung von Dr. Wojciech Gubala sowie Ing. J. 
Labedz — am 20.2,1990 in das Konzentrationslager 
Auschwitz (Museum in Auschwitz und Birkenau) zur Durch¬ 
führung der Untersuchungen begeben, um in zu entneh¬ 
menden Musterproben eventuell vorliandene Wasserstoff- 
zyanidverbindungen festzustellen. 

Das Probenmaterial, hauptsächlich Wandverputz und Zic- 
gelsteinbruchstücke, wmrde in Anw'esenhcit des Muscums- 
Kustos Dr. Franciszek Piper laut Protokoll aus Räumen des 
Blocks 3, aus dem Krematorium 1 in Auschwitz sowie aus 
den Krematorien 2, 3 u. 5 in Birkenau entnommen, wäh¬ 
rend die Wandverputzmaster aus dem Block 11 in Auschwitz 
in Anw'esenheit des Magisters Piotr Setkiewicz, eines Mit¬ 
arbeiters des Museums, entnommen wmrden. Insgesamt 
wurden 22 Proben einschließlich 2 Kontrollproben w^eit 


auseinander liegender Plätze erwählt, wodurch eine Außen- 
cinwirkung von IlCN ausgeschlossen wurde. 

Von den 20 entnommenen Proben entstammen 10 aus 
den Räumen 1, 2, 3 + 4 des Blocks 3, in denen mittels 
Zyklon B Häftlingitkleidung desinfiziert wurde. Nach uns 
vorliegenden Informationen wurden diese Räume im Verlauf 
des Krieges neu getüncht. Durch diese Tünche schlug stel¬ 
lenweise ein blau-dunkelblauer Schimmer durch. 

Weitere 5 Muster entnahm man der Gaskammerruine des 
Krematoriums 2 in Birkenau, je ein Muster der Ruine des 
Krematoriums 5 sow'ie der Wand des Krematoriums 1 in 
Auschwitz. .Aus den Ruinen dc.s Krematoriums 4 wurden 
keine Muster entnommen, w'eil das vorhandene Mauerw'erk 
in Höhe von 30 - 40 cm erst nach dem Kriege rekonstruiert 
wurde. 

Die obengenannten Mitarbeiter des Instituts für gerichts¬ 
medizinische Expertisen erhielten zusätzlich noch einen 
Briefumschlag mit etwa 150 g Mcn.schenhaar (gezeichnet 
PMO II-6-476), das von einem Arbeiter des Museums 
sichergestellt wurde, sowie 4 Stückchen eines Haargewe¬ 
bes, das ebenfalls von einem Arbeiter des Museums sicher¬ 
gestellt wurden war (gezeichnet PMO 11-6-477 bis 480). 

Diccin/olnen Muster der sichergestellten Materialien (Wand¬ 
verputz, Ziegel, Haare und Haargew'ebe) wurden zerkleinert 
und in MikrodilYusionskammem cingebracht. 

Anschließend wurden diese Muster in Schwefelsäure 
getan und in Conway-Kammern 24 Stunden lang bei Zim¬ 
mertemperatur zur Auslaugung gebracht. Die dabei entstan¬ 
denen Dämpfe und Gase wurden von einer Natriuin-Hy- 
droxyd-Lösung absorbiert. 

Nach Beendigung dieser Auslaugung wurde das farbige 
Reagenz-Produkt der Reaktion mit Pirydyn-Pyrazolon aus- 
gesetzt. Die sodann erhaltene Farbintensität wurde spectro- 
fotometrisch gemessen (630 nm). Die korrespondierende 
Konzentration der HCN-Verbindung wurde anhand einer an- 
gcfcrligien schiefen Kalibration gemessen, die in jeder Mess- 
Serie mit Hilfe eines angefertigten Indikators kontrolliert 
wurde. 

Ergebnisse 

Von den 10 Mustern, die aus den Räumen des Blocks 3 
entnommen worden waren -- in diesen Räumen wurde mit 
Zyklon B desinfiziert —, wurden bei 7 Mustern HCK-Vcrbin- 
dungen in einer Konzentration von 9-147 Microgramm 
auf 100 g Material (nach Umrechnung des als Indikator 
verwendeten Kaliumzyanids unter Anwendung der schie¬ 
fen Kalibration) festgestellt. 

Master No. 1 = 17, Muster No. 2 = 9, Muster No. 7 = 
19, Muster No. 8 = 35, Muster Ko. 9 = 101, Muster No. 10 
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= 132, Muster No. 11 = 147, 

Muster No. 15-6. 

Achtung: bei den übri¬ 
gen Proben wurden keine 
Zyanide festgcstcllt. 

Alle Proben mit positivem 
Ergebnis wurden anschlie¬ 
ßend im Spectrofotometer 
FTS 15 B der Pinna Digilab 
der speclrofotonietrischcn 
Analyse im Infrarotbereich 
unterworfen. Das Ergebnis 
dieser technischen Prüfung 
ergab bei 5 Proben das Vor¬ 
handensein von Zyaniden 
Streifen zumeist zwischen 
2.000 - 2.200 cm, 

In 5 der "positiven" Wand- 
verputzmuster wurde ein 
mehr oder W'cniger dctitlicher 
bläulicher Schimmer wahr¬ 
genommen. Diese Schimmer 
können von den komplexen 
Verbindungen der Zyanide mit 
Eisen herrühren, die als Preu¬ 
ßischblau bekannt sind. 

Von den Proben, die aus den Gaskammern der 
Krematorien 1, 2, 3 und 5 entnommen wirden, zeigt 
nur das eine Muster .No. 15 verschwindend geringe 
Spuren von Zyanidverbindungen (6 mg auf 100 g Wand- 
verpulz). Diese Probe wurde einer Säule inmitten der 
Gaskammerruinc am Krematorium 2 in Birkenau ent¬ 
nommen. 

Die Analyse der Haare und des llaargcwebes ergaben 
ein negatives Ergebnis. Hin ebenso negatives Ergebnis er¬ 
gab die Analyse der zw'ci Kontrollmustcr. 

Am 18.7.1990 begab sich Dr, W. Gubala nochmals auf 
das Terrain des ehemaligen Konzentrationslagers Auschwitz 
und entnahm wiederum 7 Muster aus Wandverputzen, in 
denen bei der chemischen Analyse Wasserstoffzyanid-Ver¬ 
bindungen festgestellt wmrden. Diese Materialien w'urden 
nochmals der oben bescluiebenen Analyse unterworfen, wobei 
erneut positive Erfolge erzielt wurden. 

Das sich aus dem Präparat Zyklon B abscheidendc Was- 
seistoffzyanid (HCN) ist flüssig und hat einen Siedepunkt 
von etwa 27° C. Auf Grund seines sauren Charakters bildet 
cs in Verbindung mit Metallen Salze, die Zyanide genannt 
werden. Alkalische SaPze (z.B. Natrium und Kalium) sind 
wasserlöslich. - Wasserstoflzyanid ist eine sehr schwache 
Säure, und daher lösen sich seine Salze leicht in .stärkeren 
Säuren auf. Eine von diesen Säuren ist sogar Kohlensäure, 
die sich bei der Reaktion von Bicaibonoxyd mit Wasser 
bildet. Eine leichtere Auflösung der Zyanide bewirken stärke¬ 
re Säuren wie z.B. Schwefelsäure. Dauerhafter sind die 
Verbindungen des Zyanid-Ions mit schweren Metallen. Zu 
diesen gehört das schon erwähnte Preußischblau, aber auch 
dies löst sich in einer sauren Umgebung langsam auf. 


Auf Grund dieses Zusammenhanges war kaum zu erwar¬ 
ten, daß sich nach 45 Jahren im Baumaterial (Verputz, 
Ziegel) noch Spuren von Wasserstoffzyanidsäure Emden 
ließen, nachdem diese den Witterungseinflüssen (Regen, 
saure Oxyde, insbesondere die von Schwefel und Stick- 
sloflO ausgesclzl waren. Größere Chancen hatte die Analy¬ 
se von Wandverputzen aus geschlossenen Räumen, die 
Witlerungseinflüssen (einschließlich .saurem Regen) nicht 
ausgesetzt waren. 

Daher ergab die Analyse der Ih-oben des Wandverputzes 
aus den Räumen des Blockes 3 wohl das Vorhandensein von 
Verbindungen des Wassersloffzyanids, allerdings nur in sehr 
kleinen Mengen. Dieses Ergebnis ist eine Bestätigung der 
Tatsache, daß in diesen Räumen des Blocks 3 bei der l)c.sin- 
fektion Präparate des Wasserstoflzyanids wie z.B. Zyklon B 
verwendet wurden. 

Die Enulcckung von Wasscrstoffzyanidverbindungeji in 
Materialien, die Wittcrungseinflüssen ausgcscLzt waren, kann 
nur zufallsweise gelingen. 

Die visuell makro- und mikro.skopisch durchgeführte 
Prüfling des erhaltenen Haargewebes (PMü 11-6-477 bis 
480) wies Haare im Gewebe mit den Eigenschaften von 
Menschenhaar laut Foto 1,2 + 3 nach. 

Foto 1 Haargewebe .... Unterschriften" 

Dieses polnische Gutachten im Jahre 1990 erweist 
sich als erstes dieser .Art seit 1945! — Falsch ist die 
Behauptung, eine saure Umgebung würde Zyanid-Ver¬ 
bindungen in Ziegel, Mörtel und Metallen auf Dauer 
auilösen. Es fehlt die Erwähnung, daß "Gaskammer 1", 
weil erhalten geblieben, keiner "sauren Umgehung" 
ausgesel/.t war. Außerdem fehlen jegliche Schlußfolge¬ 
rungen für die historischen Zusammenhänge. 
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Handelte die Dresdner Bank mit "Opfergold**? 


Das vom Institut für Zeitgescliichte über Sybille 
Steinbacher als Bewcisquelle empfohlene Buch von Jo¬ 
hannes Bähr und Mitarbeitern "Der Goldhandel der 
Dresdner Bank" verpackt Anti-NS-Zeitgeistwissen- 
schatlliche Aktenforschung zur NS-Kricgsgeschichle der 
Dresdner-, Deutschen- und Reichsbank im Hinblick auf 
deren Ooldiransfers. 

Das Hannah-Arendt-lnstitut in Dresden und die 
Dresdner Bank AG haben das Korschungsprojeki am 
17.11.1997 vereinbart. Freier Zugang zu allen Unterla¬ 
gen und Archivbeständen wurde gewährleistet. 

Schon zu Beginn liest man Unqualifiziertes und Difia- 
mierendes: 

"Bald nach dem 30. Januar 1933 habe die Vernichtung 
des europäischen Judennms ihren Anfang genommen " 

b 

Diese verlogene Prämisse durchzieht das gesamte 
Buch mit seinen zumeist auf Juden bezogenen Begrif¬ 
fen vom "Beulegold", "Raubgold" und "Opfergold", des¬ 
sen Herkunfi bewcislos aus der "Aktion Reinhard" und 
aus Auschwitz-Birkenau postuliert wird.“^* “ Einen 
ausländischen "Täter" gibt cs nicht. Deutsche "Agressi- 
vität. "Raubgier", ''Rassenideologie'' und "Morde" erklä¬ 
ren angeblich das "offenkundige" Kriegsgeschehen, ftir 
dessen Beurteilung es keiner Beweise mehr bedürfe. 
Und die deutschen Banken seien Mithelfer dieses "Herr¬ 
schaftssystems" gewesen! So haben sich die Autoren 
vorgestellt. 

Als Hauptaufgabe des Historikers verbleibt hier die 
Trennung der unw'issenschafllichcn Pa.ssagen von Fak¬ 
tenfeststellungen. Aus diesem Grund sind Zilatanalysen 
unerläßlich. 

"Ein großer Teil des üpfcrgoldes ging auf Befehl Himm¬ 
lers über das SS-Wirtschafts- und Vcrwaltungshauptamt 
an die Reichsbank. Mehr als 7fl I.iefeaingen wurden zwi¬ 
schen August 1942 und Juli 1944 von SS-Hauptstumiiiihrer 
Bruno Mclmcr zur Reichsbank gebracht." s ^ 

In einer Fußnote wurde ergänzt: 

"Melmer war damals Leiter der Amtskasse-Hauptabtei¬ 
lung A.dl/J des Wirtschafls- und Verw-altungshauptamts der 
SS in Berlin-Lichterfeldc. Er selbst datierte den Beginn der 
Lieferungen später auf Mai 1942 und schätzte den Gesamt¬ 
wert auf 60 Mio. RM.”' 

Ein großer Teil der geraubten Werte bestand aus 
ausländischen Banknoten. 

Ab Juli 1944 wurden die Lieferungen von SS-Haupt- 
s tunnruhrcr Fu rch weitergeführt." “ 

51) Johannes Bähr, “Der Goldhaiuicl der Dresdner Bank im Zweiten 
Wrllkriefi", Köln 1998. 


Melmer sei auch "aus der Rauhbeute" der von SS- 
und Polizeiführcr im Distrikt Lublin, Odilo Globocnik. 
organisierten "Aktion Reinhardt", beliefert worden.’” * 
Beachtlich bei diesen Erklärungen bleibt, daß das 
Autorentcam Johannes Bähr 

a) das offenbar wichtige "Statement" Bruno Mei¬ 
mers in US-Gefangenschaft zitiert, aber nichts weiter 
darüber berichtet, so daß der Leser hier nur eine Zahl 
zur Kenntnis nehmen soll, die er, ohne nähere Einzel¬ 
heiten der Aussage und ihrer Umstände zu kennen, über¬ 
haupt nicht beurteilen kann. Da sämtliche Melmer-Ak- 
ten vernichtet sind, ist die Unterlassung einer Analyse 
dieses Statement im vorliegenden Buch unentschuld¬ 
bar. 

b) die "Aktion Reinhardt" ins Feld führt, von der in 
der Öffentlichkeit, abgesehen von einigen gefälschten 
Dokumenten,’” so gut wie nichts konkret bekannt und 
bewiesen ist, 

c) von der "Osti" ("O.stindustrie GmbH") behauptet 
sie ohne Beweise - ein Quellenhinweis darauf, daß je¬ 
mand anders dies auch schon einmal geschrieben hat,”» 
ist kein Beweis! --, sie sei 1943 gegründet worden, "zur 
Verwertung geraubten jüdischen Vermögens und rech¬ 
nete auch Geld und Wertgegenstände ermordeter Juden 

Selbst die dem Siegertribunal in Nürnberg vorge¬ 
legten "Osti"-Dokumente bezeugen sämtlich als Grün¬ 
dungszweck und Aufgabenstellung den Einsatz, jüdi¬ 
scher Arbeitskräfte im Generalgouvernement für 
kriegswichtige Produktion!’” 

"Die Abrechnungen Meimers wurden nach Kriegsen¬ 
de von amerikanischen Dienststellen ausgewertet, aber 
nicht, wie viele andere Unterlagen der Reichsbank, 
verfilmt. 1948 gingen sie an die Bank deutscher Länder 
und später an den Abwickler der Deutschen Reichs¬ 
bank. Sie wurden vermutlich 1976 vernichtet." 

Behalten w’ir im Gedächtnis: Die Melmer-Aktcn 
wurden von der US-Bcsatzungsmacht gefunden und 
mehrjährig ausgewertet, jedoch im Gegensatz zu den 
Reichsbank-Dokumenten nicht mikroverrilmt und 
nach Rückgabe an die Bank Deutaeher Länder 1948 
vermutlich im Jahre 1976 vernichtet ! 

52) Slatemcut ot S.S Capt. Melmfr, 15 7 1947, NA. Rü 260, OMGllS, 
RccorAs of the Financc Adviscr, Records KKD 1947-1949, Box 167, 2/ 
167/5 -Non-monclary Gold. 

53) Vgl HT Nr, 76, S.' 33 - 40 + Nr. 78 • 87. 

54) Walter Naasner. "Die Wirtschaftsorganistion der SS, das Amt des 
ücncralbevullmacbtigicn flir den Arbeitseinsatz und das Reichsmini¬ 
sterium tOr Bewaffnung und Muaitinn/Reichsmilustcriiini Rü.siung und 
Krieij-sproduktiou im nationalsozialistischen Herrschaftssystem", Bop- 
pard 1991, S 90 - 99. 
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Zu ergänzen wäre, dalJ über den Inhalt der Mcl- 
mer-Akten niemals etwas veröffentlicht worden ist! 
Dieses Procedere ist nur erklärlich, weil die nach 
Kriegsende über die Melmer-Aklen in Umlauf gesetz¬ 
ten Geschichten hinten und vorne nicht stimmen und 
sicher auch dem späteren Statement des Verfassers in 
US-Gefangcnschaft widersprachen. 

Ungeachtet dessen fabulieren die Autoren des Dres- 
dner-Hank-Reports unvertroren ohne jegliche Bew-eise 
weiter, indem sie mitteilen,"(/(« Meitner-Gold'* stamme 
aus der »Aktion Reitiiio.rdt'* und aus dem VemicMungs- 
lager Amchicitz-Hirkenav!'. Die Erlöse seien auf ver- 
scliiedenen Wegen in den Reich.shaushalt geflossen 
« __ 

' Die Beamten der Reichsbank sahen den Vor¬ 
gang "als völlig in Ordnung'' an. So die Aussage von 
Reichsbankrat Albert Thorns als Zeuge vor dem In¬ 
ternationalen Militärgerichtshof in Nürnberg." 

"Von der Gesamtmenge des Raubgoldcs entfiel der 
Haupt- antcil auf das Beutegold aus den Zentralbanken 
besetzter Länder." ® 

"Das Beulegold setzte sich fast zur Hälfte aus belgi¬ 
schen und niederländischen Reserven zusammen. Hin/.u 
kamen größere Bestände aus Italien, Österreich und der 
Tschechoslowakei. 

Zur .Menge des konfiszierten Goldes liegen kaum 
Angaben vor. ... 

Die .4ngaben Uber das Opfergold stützen sich auf 
die in den Rcichsbankbüchern verzeichneten Mel- 
mer-Lieferungen. 

Nach dem derzeitigen Forschungsstand ist davon 
auszugehen, daß die Menge des »Melmer-Goldcs« bei 
mindestens 2.577 kgf (Kilogramm-Feingewicht) lag. Das 
entsprach des Reichsbankgoldes der Jahre 1939 - 
1945. 

Rund 16% des gesamten Goldbestandes der Reichs¬ 
bank irn Krieg waren nachweislich kein Raubgokl. Der 
größte Teil dieses Goldes entfiel auf Vorkriegsrcscrs'cn, 
die vermutlich nach den ersten Kriegsjahren aufgebraucht 
waren. Weiteres »sauberes« Gold erhielt die Rciclisbank 
durch Lieferungen aus der Sowjetunion (bis Juni 1941), 
aus Japan und von der BIZ (Bank fllr internationalen 
^Zahlungsausgleich)." j 

Also noch einmal: Den Reichsbankbüchern sei die 
Menge des "Opfergoldes" zu entnehmen. Doch das 
stimmt gar nicht! Nur 2 solcher Bücher mit Hinwei¬ 
sen auf Melmer gab es, ein Buch 'verschiedene Gold¬ 
barren" und ein Kontrollbuch. Beide sind aus Sieger¬ 
besitz stillschweigend verschwunden. Und ausgerech¬ 
net die relevanten Mikrofilmseiten sind "lückenhaft 

55) "Del Verbleib der Unterlagen der Deatseben Rcichshank. -- 
Hin Rcchcrchcbcriehl, /.usammengcstcllt vom Bundesarchiv mit 
Unterslüt/ung der Deutschen Bundesbank": Pu. 2, Historisches .Archiv, 

Koblenz 1998: S. 1-11," Vgl Pn. 51, S- 26. 

56) Vgl. Hl Nr R4 .S 33-34 sowie weitere Registeiangabcn: Melmer 

57) CItwing-Biief Graf Schwerin vnn Krosigk. HuAreh, 99 US 7, Nr. 
831, Bi. 175 " 


und schwer zu entziffern”.^^>^’^' 

"Das bei Kriegsende von der Reichsbank noch nicht 
venverlelc Raubgold wurde von den Siegermüchten zu¬ 
sammen mit anderen Beständen beschlagnahmt. Auf der 
Pariser Reparationskonferenz einigten sich die .Alliierten 
Anfang 1946 auf den Modus, nach dem das Beutegold 
des »Dritten Reichs« zurückgegeben wurde." 

"Von den vier mit einer Golderwerbsgenehmigung 
ausgesiattcten GeschälNbankcn waren prakti.sch nur die 
Drc.sdner Bank und die Deutsche Bank in der Lage, in 
großem Umfang Devisen aus neutralen Ländern zu be¬ 
schaffen. Sie verlügten über Filialen in der 1 ürkei...." 
azs 

"Die Gesamtmenge des von der Dresdner Bank 
bezogenen Beutegoldes und konfiszierten Goldes ist 
aus den verfügbaren Quellen nicht zu ermitteln. 

Die erhaltenen Verfilmungen der BarrenbUchcr 
sind unvollständig und häufig schwer zu entziffern. 
Zudem gehen manche F.intragungen keine Aufschlüsse 
über die eigentliche I lerkunfl des Goldes, etwa wenn die 
Scheideanstalten Degussa und Norddeutsche Raffinerie 
als F.inlieferer genannt werden, ln vielen Fällen erw'cLst 
sich die tinordnung der Bezugsquellen als problema¬ 
tisch. Nur für weniger als die Hälfte der an die Dresdner 
Bank abgegebenen Barren können deshalb gesicherte 
Angaben zur Herkunft des Goldes getroffen werden. 

Die größten nachweisbaren Barrenliefertmgen aus 
Bcutegoldbeständen stammten aus dem feil der belgi¬ 
schen Währungsreserve, der 1942 nach Berlin gelangt 
war und dort auf Anweisung Cörings beschlagnahmt 
wurde." 

"Insgesamt kann bei fast 4 l'onncn Gold der Dres¬ 
dner Bank (davon 3,2 Tonnen in Goldmünzen) belegt 
werden, daß es sich um Beutegold oder konfisziertes 
^Gold handelte." > 

Fs soll sogar noch viel mehr gewesen sein. Bewiesen 
haben die Autoren das nicht. Mit Spekulation geht's tvei- 
tcr: 

x-! \ 

"Bei den während des Kriegs erfolgten Goldabgaben 
der Reiehsbank an die Dresdner Bank handelte es sich 
weilgehciid um Raubgold und in geringem Umfang mög¬ 
licherweise auch um Schwarzmarktkäufe. Diese Schluß¬ 
folgerung legt schon die Zasammensetzung der Reichs¬ 
bank-Reserve nahe. Da die Ankäufe der Dresdner Bank 
bei der Rcichshank erst im September 1942 begannen, 
erfolgten sie zu einem ZeitpunkL zu dem der legal erwor¬ 
bene Bestand der Reiehsbank wahrscheinlich aufge¬ 
braucht war." 


58) US NationRl Archives-Pilin Nr 12 und Nr 13. Historisches Archiv 
der DcuLsdien Bundesbank. 
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”Opfergold — Melmergold” 


"Die Dresdner Bank hat auch mit Opfergold gehandelt, 
das von der Reiehsbank abgegeben w'orden war. Diese 
.Abgaben sind im Haupt- und Kontrollbuch "verschiedene 
Cioldbarren" der Reichsbank-Edelmetallkasse belegt. 

Bei vielen Barren wird hier unter »Bemerkungen« der 
Name SS-Haupstumifdhrer Melmer, ofl mit dem Hinweis 
auf dessen jeweilige Lieferung angegeben. Auch die Abneh¬ 
mer der Barren wurden eingetragen. Bei den Barren mit 
Angabe Melmer war dies häufig die Dresdner Bank. 

Das von der Reiehsbank an die Drc.sdncr Bank verkaufte 
Opfergold bestand überwiegend aus hochwertigen, handels¬ 
üblichen Barren mit einem Feingehalt von 999,9 oder 1000 
und einem Feingewicht von rund 12,5 kg, das im üoldhandcl 
der Zentralbanken als Standard galt. Nur wenige Barren 
wichen davon ab. Insgesamt wdes dieses Gold keine beson¬ 
deren äußeren Merkmale auf. 


Die in den US National Archive» und im Ilistori- 
schen Archiv der Deutschen Bundesbank vorhande¬ 
nen Verfilmungen der Barrenbücher sind lücken¬ 
haft. Auch sind viele Eintragungen nicht eindeutig 
zu entziffern." » 

"Zur Verwertung der von Melmer an die Reiebs- 
bank gelieferten Goldmünzen finden sich in den 
verfügbaren Quellen keine Angaben." *'* “ 

"Es ist möglich, daß diese Münzen nicht oder nur 
zum feil umgeschmolzen wurden. Bei den von der 
Dresdner Bank bezogenen Goldmünzen ist eine Her¬ 
kunft aus Mcimcr-Bcständen aufgrund der Münzar- 
ten unwahrscheinlich. 

Von den verfilmten Reichsbank-BarrenbUchern 
enthält nur das Buch "verschiedene Goldbarren" 


Die hochwertigen Barren, die in den Büchern der 
Reichsbank mit der Angabe Melmer geführt wur¬ 
den, waren physisch nicht mehr mit dem von Mcl- 
mer cingelieferten Gold identisch. Die Reichsbank 
hatte das von der SS übergebene Opfergold vor der 
w'citcrcn Verwertung bei der Degussa scheiden und 

umschmelzen lassen. 

Die weitere Verwertung des Opfergoldes kann 
deshalb nur noch auf der Buchungsebene ("An¬ 
gabe Melmer") erfaßt werden." 

Wiederholt wird auf als einzige Beweisquelle 
die Buchungsunterlagen der Reichsbank verwie¬ 
sen, obgleich die Originale - sowohl das Haupt¬ 
ais auch das Kontrollbuch — aus US-Gewahrsam 
verschwunden ist. Die relevanten .Mikrofiltnsci- 
ten des Buches "verschiedene Goldbarren" mit 
den dortigen "Melmer"-Vennerken sind zudem 
"luckenhaß und nur schwer entzifferbar"}'^ s « + «a 
Weder wird auf die Zweifelhaftigkeit der "lük- 
kenhaften und schM’er zu entziffernden" Mikrofil¬ 
me ausgerechnet bei großen Mengen hochwerti¬ 
gen Goldes cingegangen, noch auf den W'ider- 
spruch zum zuvor dargelegtcn Sachverhalt, daß 
"ein großer Teil" von Meimers Ablieferungen an 
die Reiehsbank aus "ausländischen Banknoten" 
bestanden habe.‘*> 

Anschließend wird behauptet, über Menge und 
Wert des von der Dresdner Bank bezogenen Op- 
fcrgoldcs könne man, wenn auch "nur annähernd 
fundierte" Aussagen machen. Doch die weiteren 
Ausführungen verweisen auf allzu Dubioses: 









.Virr" 

. t\***jt 


"Der zentrale Quelleubestand, die Barren- 
Bücher der Reich.sbank, ist nicht mehr im 
^ Original erhalten. 




Abb. aus dem Kontrollbuch der Reichsbank "Ver¬ 
schiedene Goldbarren", dem US-Mikrofilm entnom¬ 
men. "Schwer zu entziffern ." 
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’ Eintragungen mit der Angabe Melnier. Das Buch 

wurde von der Reichshank zur Sicherheit doppelt 
geführt, als Haupt- und als Kontrollbuch. Beide Fas¬ 
sungen sind durchgehend auf Mikrofdm erhalten, 
allerdings mit unleserlichen Stellen." 

■'Eine im Rahmen dieser Untersuchung durchgeführte 
Ausw-ertung des mitunter schwer entzifferbaren Uaupt- 
und Kontrollbuehs »verschiedene Goldbarren« ergab, 
daß der Verkauf von 23 Barren mit der reichsbankintcr- 
nen Angabe »Melmer« an die Dresdner Hank zweitels- 
^frei nachgewiesen werden kann." ^ j 

Seit November 1943 bezog die Dresdner Bank von 
der Reichsbank kaum noch GoldbaiTen, sondern han¬ 
delte fast nur noch mit Goldmünzen.®'*^ 

In der folgenden ”Zusa.mine7ifassixng' stellen die Au¬ 
toren fest 

“ w'as sic allerdings nur aus "der Buchungsebene 
(»Angabe Melmer«) des schwer entzifferbaren mikro- 
verfilmben, im Original nicht melu' vorhandenen Haupt- 
und Kontrollbuch "verschiedene Goldbarren" der 
Heichsbank ermittelt haben -, 

daß die Dresdner Bank 24 Barren Opfergold mit 
274,1653 kgf bezogen habe, "watirscheinlich noch mehr 
mit insgesamt 32^,8400 kgf’. Dies stelle einen "Wert von 
1.572 - J.862 Mio St'r" dar 

Die Autoren setzen fort mit einer willkürlichen, 
durch nichts belegten Annahme, die auch mit dem Ver¬ 
dacht belastet ist, daß die Reichfibaiik-Angaben "De¬ 
gussa" und "Melmer" gleichartig dem Melmcr-Potcnti- 
al zugerechnet wnirden; 

z' -^ N 

"Geht man davon aus, daß die Geldmenge der ge¬ 
samten Mclincr-Besländc ctw'a bei 2571 kgf lag, dann 
entfiel auf die umgeschmolzenen Barren, die an die 
Dresdner Bank gingen, ein Anteil zwischen 10,6 % und 
12,6 %. Dieser Anteil lag deutlich niedriger als bei der 
Deutschen Bank (28,9 %), die rund 744 kgf Gold mit 
Herkunft aus Melmer-Bcständen erhielt, was wiede¬ 
rum einem Anteil von 13,9 % an allen Goldankäufen der 
Deutschen Bank während des Kriegs entsprach." 

v____ y 

Keine einzige Einzelheit dieser Behauptuntren 
w'urde mit irgendetwas belegt, nicht einmal mit ei¬ 
nem "schwer enlzifferharen” US-Mikrofilm! Wi gSQ 
also soll "mandavon ausaehen daß...,”? 

Nun "geschah" weiterhin Merkwürdiges: "Melmer" 
bzw. das WVHA lieferte an die Reichsbank, - doch 
wa.s eigentlich? Außer den benannten ''ausländischen 
Banknoten'' wurde im gcKumtcn Buch nichts konkre¬ 
tisiert. keine goldene Armbanduhr, kein Zahiigold. 
nichts ! 

Daher noch einmal; Die Reichsbank lieferte das Du¬ 
biose bzw. Unbekannte weiter, -- an wen eigentlich? Da 
gab cs statt Quittungen zweierlei ''Möglichkeiten'': 
a) "Die Reichsbank hatte das von der SS übergebene 


Opfergold ... bei der Degussa scheiden und umschmehen 
lassen'' 

b) ''möglicherweise auch beider PreußischenMünze"!’'^ 

Degus.sa oder "Preußische Münze" schmolz das Du- 
bio.se um in große Barren und sandte diese an die Reicha- 
bank. Von dort ging’s - nach "schlechi en-lziffet'bn.rern" 
handschriftlichem Zusatzs'eimerk "Melmer" an die Dres¬ 
dner Bank. Doch diese brauchte .so gi-oße Barren gar 
nicht. Daher verfrachtete sie das schwere Edelmetall zu¬ 
rück an Degussa, damit daraus kleinere Barren gegos¬ 
sen werden, die sie für den Handel vornehmlich mit der 
Türkei benötigte. Doppclschmelze und -transporte sind 
gewiß merkwürdig für totale Kriegsverhällnisse. 

"Wie fast alle Goldbarren, die von der Dresdner Bank 
w'ährend des Kriegs bei der Keichsbank erworben wur¬ 
den, ging das bezogene Opfergold unmittelbar nach dem 
Kaufan die Degassa. Mit einem Feingewicht von zumeist 
rund 12,5 kg waren die von der Reichsbank abgegebenen 
Barren für den Absatz auf dem freien Goldmarkt in der 
Türkei zu sperrig. Die Dresdner Bank gab daher bei der 
Degussa l-kg-Barrcn und 0,5-kg-Barrcn in Auftrag. 

Emeul wechselte damit die physische Substanz des 
hier beschriebenen Opfergoldes. 

Der Weg des Goldes von der Reichsbank bis zur 
Degussa läßt sich gut belegen. Die von der Dresdner Bank 
bei der Degussa eingclicfcrtcn Barren trugen noch die 
Banknummer der Rcichsbank. In den SchcidcbUchcm der 
Degussa wurden die Lieferungen mit Eingangsdatum, 
Bcarbeitungsdalutn und Banknummer der eingegangenen 
Barren verzeichnet. Über die Banknummer läßt sich leicht 
ermitteln, welche dieser Barren bei der Reichsbank mit 
der Angabe »Meitner« geftihrt worden waren. 

Der weitere Weg des Goldes vom F.ingang bei der 
Degussa zur Rücklieferung an die Dresdner Bank läßt 
sich auch auf der Buchungsebene nicht mehr Rir einzelne 
Barren oder für einzelne Lieferungen nach verfolgen." 

Vs___/ 

Das waren .schwer verständliche Irrwege! 

Daher noch eimnal: 

Fast alles Gold, das die Dresdner Bank von der 
Reichshank bezogen habe, ging an die Degussa 
(zurück), da sie so große Barren nicht (alle) ver¬ 
wenden konnte. In deren Schcidchüchern fanden 
.sich die Barrennummern der Reichsbank wieder, 
bei denen dort jemand raysteriöserweisc in "schwer 
entzifferbarer'' Schrift kommentarlos "Melmef' hin¬ 
zugefügt habe. -- zu finden auf einem ''lückenhaf¬ 
ten, schwer entzifferbaren'' US-Mikrofilm nach 
V ernichtung der Originalaktcn von US-Spezies. die 
auch die "Melmer"-Akten "im Bündnis" mit ihren 
RRD-Spczics haben verschwinden lassen! 

So sieht die "teicht zu ermittelnde" "Melmer- 
Sammlung" bzw. "der Nachweis für das diverse 
Goldbarren umfassende "Opfcrgold" aus! 


O ^ 
O i 
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Ergebnis inm Klartext 


1 .) 

Dem Ermittlungsergebnis des Johannes liähr 
'l’eams znfolge hat Melmer der Reichsbank dubios, bes¬ 
ser gesagt total unbekannt Gebliebenes an "Opfergold" 
zugeliefert, wenn man von dem schon erwähnten "gro¬ 
ßen Teil audändiseker Hanhnoten" absicht.^'^’^'® We¬ 
dergibt es Belege für das Zugelieferte noch llntersu- 
chungsergebnisse hierüber! 

2 .) 

Das Dubios Gebliebene habe die Keichsbank "schei¬ 
den und umschmelzen lassen" — entweder bei Degussa 
oder "mögliehenveise bei der Preußischen 

Man weiß es nicht genau. 

Man weilt überhaupt nicht, was Melmer ange¬ 
liefert hat, — abgesehen von dem schon notierten "gi'o- 
ßen Teil ausländischer Bankfioten". Nichts von seinem 
millionenschweren "Opfergold" W'ar verbucht worden! 
Nach jahrelanger Aktenauswertung haben die US- 
Spezies nichts gefunden, was für die Öffentlichkeit 
mitteileiusweit gewesen wäre! 

Die Reichsbank buchte keinen Empfang für die von 
Melmer empfangenen "Goldbestände". Sie schickte die¬ 
se ohne Notizen in ihren Büehern "w/iglicherweise'' zu 
Degussa oder an die "Preußische Münze". Dieser un- 
verbuchte Vorgang wiederholte sich etwa 70 mal. Eine 
Quittung oder einen Buchung.sver?nerk für die Weiter¬ 
gabe dieses millionenschweren Edelmetalls an die un- 
l>ekannte Einschmelzfiima gibt es nicht! Auch keinen 
Zeugen, ~ für "mehr als 70 Liefeningen zwischen 
August 19i2 und Juli 194.^"] Nicht einmal die 
genaue Zahl der "Melmer"-Lieferungen wurde ver¬ 
bucht! 

Die Empfangsfirma jedenfalls schmolz das Dubiose 
in gi’oße Goldbarren um und schickte diese an die Reiehs- 
bank. Da nur von Übersendungen der Degussa zu lesen 
w^ar, bleibt fraglich, ob die "Preußische Münze" über¬ 
haupt einmal etwas zurückgcschickt hat. Buchungsbe¬ 
lege hierüber gibt es nicht! 

3. ) 

Das der Reichsbank von der Vcrsehmclzungsfirma 
zu- bzw. zurüekgeliefertc Gold landete in großen Bar¬ 
ren u.a. bei der Dresdner Bank, ohne daß diese wissen 
konnte, daß ein Reichsbankbeamter an die Buchungs¬ 
nummer im dortigen Haupt- und Kontrollbuch in 
"schwer entzifferbarer Schrifi" angeblich den Namen 
"Melmer" eingetragen habe. 

4. ) Das unverbuchte Lieferung.S{)n)zedere so hoch¬ 
wertigen "Goldes" wäre bei der Reichsbank unmöglich 
gewasen! Vielfältige Aufsichtsorgane hätten schon den 
ersten Versuch vcrhindeii! Von Vonvürlen gegenüber 
einem Angehörigen der Rcichsbank wegen Dienst¬ 
pflichtverletzungist nichts Imkannt. 


5. ) 

Unerfindlich ist, was die Reichsbank veranlaßt 
haben sollte, iiestirnmte, von der Degussa angeliefer¬ 
te GoldbaiTcn mit "Melmer" zu kennzeichnen und 
dies noch "häufig sckiver entzifferbar". 

Man müßte wissen, w'er hat sich bei seiner Notiz 
"Melmer" was gedacht, bzw. was zu Grunde gelegt. 
Doch ausgerechnet das w^eiß man nicht. 

6 . ) 

Die Studie des Johannes Bähr-Tetims hat keine 
Spuren von Opfer-Gold oder -Barren nachgew ie- 
sen! 

Die von den Autoren behaupteten "eindeutigen 
Belege” haben sie selbst als "häufig schicer entziffer¬ 
bare, mikroverfürnie Angaberf' des von Siegerhand 
vernichteten originalen "Haupt- und Kontrollhuches" 
— "verschiedene Goldbarren" — bezeichnet.^®®^® ”® + ** 
Läßt man den Mikrofilm weg, so bleibt ein Stück 
Papier und auf diesem Papier nur der Name "Mel- 
mcr". Solche Quellen .sind jedoch keine "eindeutigen 
Belege", schon gar nicht für millionenschweres Gold, 
ganz zu schweigen davon, daß dieses "(Ipfern ge¬ 
raubt" wojvlen sei! 

Sic tragen im Gegenteil alle Kennzeichen bewuß¬ 
ter Fäl.sehung und zw’ar nicht nur deshalb, w'eil man 
nach mehrjähriger Venvaltung die Originale vernich¬ 
tet hat, sondern auch, weil nicht glaubhaft sein kann, 
daß die Reichsbank so hochwertige Goldbestände un- 
verbucht zum Einschmelzen versendet und ohne Zu¬ 
sammenhang hiermit irgendw'elche Goldbarren "häu¬ 
fig schwel'entzifferbar" gekennzeichnet haben sollte. 
Kein noiTnales Zivilgericht w'ürrie ein so geartetes Vor¬ 
bringen wdirdigen! 

7. ) 

Auch die Melmer-Akten wurden von Siegerhand 
vernichtet, -- dies sogar, ohne sie vorher auf Mikro¬ 
film gesichert zu haben. 

8 . ) 

Die deutschen Banken waren nicht zum Ver¬ 
kauf von "Rauhgold" gezw ungen gewesen: 

Z' ■ " 'S 

"Die Goldgeschäfte der Dresdner Bank und 
der Deutschen Bank waren nicht kriegswirtschaft¬ 
lich notwendig, auch wenn das Reich davon profi¬ 
tierte. Der Umfang war vergleichsweise gering, 
ein direkter Zusammenhang mit den kriegswich¬ 
tigen Rohstofflieferungen der Türkei bestand 
nicht. Beide Banken waren in keiner Weise zum 
Verkauf von Raubgold in der Türkei gezwungen 
und hätten das Geschäft jederzeit cin.stcllen kön¬ 
nen, ohne ern.sthafte Sanktionen befürchten zu 
^müssen!" ^ 
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Was wußten die Banken vom "Opfergold'? 


"Es gab eine Vielzahl von Informationskanälen, Qbcr 
die auch der damalige Vorstand der Dresdner Bank von 
der Herkunft des Opfergoldes erfahren haben konnte, 
vor allem im Rahmen der speziellen Beziehungen zur 
SS. Die Ermordung der Juden in den Konzentrations¬ 
und Vernichtungslagern war in der Dresdner Bank auch 
unterhalb der Vor-standsebene bekannt." "**■•*< 


Als Beweis hierfür wird die "spätere" Erklärung des 
eh. Direktors der Dresdner Bank und Leiters ihrer Ber¬ 
liner Depositenkassen, Werner von Richter, angeführt. 
Datum, nähere Umstände seiner Erklärung oder kon¬ 
krete Einzelheiten für sein Wissen woirden, abgesehen 
vom nachstehenden Beispiel, nicht genannt. In dieser 
unkonkreten Form kann diese Aussage nicht als histo¬ 
rischer Beweis gelten, selbst wenn sie im Bundesarcbiv 
hi nterlegt ist.“* _ 

"Es kam beispielsweise vor, daß ein Unternehmen 
einen Kreditantrag zur Umarbeitung geraubter Kleidung 
von KZ-Opfem stellte. Mitarbeiter der Dresdner Bank 
konnten feststellen, daß die Kleider »hliügetränkt waren 
^ und auf begangene Mordtaten hinwiesen, y " ^ j 


Es soll sieh um die Firma Strassburg, Berlin, han¬ 
deln, die Kleidungsstücke von KZ-Opfem in Bekleidung 
für Zwangsarbeiter umgearbeitet habe. Den Kreditan¬ 
trag habe von Richter abgelehnt. 

Diese "spätere" Bekundung geht auf denselben ~ ein¬ 
zigen - Zeugen zurück, der uns soeben schon einmal 
wegen allzu unkonkreter Aussage aufgefallen war. Wer¬ 
ner v. Richter. 

Die Firma Strassburg mit ihren "bhägetränkten" Tex¬ 
tilien hätte die Öffentlichkeit gewiß schon längst interes¬ 
siert. Doch von ihr ist nichts bekannt. Keiner ihrer Mitar¬ 
beiter hat der Öffentlichkeit jemals etwas mitzuteilen 
gewußt. Auch nach der "späteren" Aussage des Herrn 
von Richter hat sich kein Staatsanwalt, auch kein Histo¬ 
riker dafür interessiert oder gar die Frage gestellt, wes¬ 
halb ausgerechnet ein solcher Betrieb mit offenbar gu¬ 
ter Auffragslage und Staatskunden einen Kredit benö¬ 
tigt haben sollte. Auch ist ungewöhnlich, daß man dort 
den Dresdner-Bank-Leuten sogleich "blutgetränkte Klei¬ 
dung ins Blickfeld gerückt haben soll.*”®-'®^ * * 

^ "Daß die Dresdner Bank die Herkunft der einzelnen^ 
Opfergold-Barren kannte, mit denen sie handelte, ist aus 
dem gesichteten Material nicht nachzuweisen.... 

Das schließt keineswegs aus. daß der damalige Vor- 
^ stand grundsätzlich Ober die Belieferung mit Opfergold^ 

59) BundesMchiv 99 US 7. Nr. 439, Bl 32 (NID 11 446) 

60) .Bun<ksarchiv ebd Nr. 779 Bl. 30 + 36: Aussage Werner v. Rich¬ 
ter in: 'Rasche und die finanzielle Unterstützung der SS durch die 
Dresdner Bank". 


Z' . . I . 

informiert war. Doch gibt es dafür, ebenso wie im Fall 
der Deutschen Bank, bislang keinen Beweis." 

"Auch die Recherchen der amerikanischen Militärre¬ 
gierung, die sich auf viele inzwischen nicht mehr erhalte¬ 
ne Unterlagen der Dresdner Bank stützten, haben keinen 
derartigen Nachweis ergeben. Ober den Umgang der 
Bank mit Opfeigold wäre sonst mit Sicherheit im Prozeß 
gegen Karl Rasche vor dem Internationalen Militärge¬ 
richtshof in Nürnberg verhandelt worden." 

Die US-Militärrichter haben sich in den Nürnberger 
Nachfolgeprozessen gegen Emil Puhl und Reichsfinanz¬ 
minister Lutz Graf Schwerin von Krosigk zwar mit 
Herkunft und Verwendung von Opfergold befaßt, doch 
ist ihnen dieses Thema unergiebig geblieben. 

" 'V 

"Was der Vorstand der Dresdner Bank über das Op¬ 
fergold wußte, wird wohl kaum schriftlich niedergelegt 
worden sein. Selbst zur Herkunft des Beutegoldes finden 
sich in den Akten keine Äußerungen, obwohl dieses 
Wissen nicht geheim war und die Bank Hintergrundin- 
formationen und augenscheinliche Beweise hatte. Die 
Akten der Dresdner Bank zeigen ein für Bankiers keines¬ 
wegs nur unter den Bedingungen der NS-KriegsWirt¬ 
schaft typisches Verhalten. Mit jedem Detail der Trans¬ 
aktionen beschäftigte man sich ausführlich. Die Frage 
nach der Herkunft von Zahlungsmitteln und Vermögens¬ 
werten wurde aber nicht gestellt." *«8 .125 

"Auch wenn der Quellenlagc kein eindeutiger Befund 
zu entnehmen ist, können aus den verfügbaren Unterla¬ 
gen doch einige mögliche Szenarien abgeleitet werden. 

Bereits erwähnt wurden die guten Beziehungen zwi¬ 
schen dem Aufsichtsratsvorsitzenden Carl Goetz und 
Reichsbankvizepräsident Emil Puhl, einer Schlüsselfi¬ 
gur des Raubgoldhandels, der über die Herkunft der 
Melmer-Lieferungen gut informiert war. 

Der Internationale Militargerichtshof in Nürnberg ver- 
urteihe Puhl zu fünf Jahren Gefängnis. 

Schon bald nach seiner vorzeitigen Entlassung aus 
der Haft wurde er in die Geschäftsleitung und dann in 
den Vorstand der Hamburger Kreditbank, eines Nachfol- 
^geinstituts der Dresdner Bank, berufen." j 


Emil Puhl, seit 1935 Direktoriumsmitglied der 
Reichsbank, deren Vizepräsident er 1939 wurde und 
maßgebender Kopf bis lö'iegsende blieb, hatte eine er¬ 
staunliche Nachkriegukarriore: Nach vorzeitiger Haf¬ 
tentlassung am 11.4.1949 zählte die Hamburger Kredit¬ 
bank ihn schon am 14.3.1950 zu ihren Beratern, ab Au¬ 
gust 1950 zu ihrer Gcschäffsleitung und 1952 bis 1957 zu 
ihren Vorstandsmitgliedern! Bis 1961 gehörte Puhl dem 
Zentralbeirat der Dresdner Bank an.“’® 
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"Carl Goetz war seit 1937 stellvertretender Auf¬ 
sichtsratsvorsitzender bei der Degussa, die das Opfer¬ 
gold im Auftrag der Reichsbank bearbeitete und durch 
ihre fast monopolartige Stellung als Scheideanstalt einen 
sehr genauen Oberblick Uber die damaligen Goldtrans¬ 
aktionen hatte. 

Die Dresdner Rank galt als Hausbank der Degussa. 

Sie stellte mit Carl LQer bis 1943 auch den Vorsitzen¬ 
den des Aufsichtsrates. LOer war bei der Dresdner 
Bank »BetriebsfÖhrer« und gehörte zu den Überzeugten 
Nationalsozialisten im Vorstand." ^ 

Carl Löer, seit 1927 NSDAP-Mitglied, wurde 1938 in 
den Vorstand der Dresdner Bank berufen und fUhrte bis 1943 
den Vorsitz im Aufsichtsrat der Degussa, dessen stellvertre¬ 
tender Vorsitzenderer bis 1945 blieb. 

Gleichzeitig fungierte er von 1941-1943 als Vorstands¬ 
vorsitzender und Feindvermögensverwalter der Adam Opel 
AG. Auch war er Beiratsmitglied der Reichsbank.’'’* 

^ "Karl Rasche wurde im Prozeß vor dem Intematio-"' 
nalen Militärgerichtshof in Nürnberg von Zeugen atte¬ 
stiert, daß er »Uber den Charakter der SS und der 
wirtschaftlichen Unternehmungen der SS besonders gut 
unterrichtet war«. 

Im Vorstand der Dresdner Bank war Rasche u. a. 
für die Böhmische Escompte-Bank und den Bereich 
»Ostland« zuständig." 

"Gute Kontakte zur SS hatte auch das Vorstandsmit¬ 
glied Emil Meyer, zu dessen Gebiet die Tochterbanken 
in Posen und Krakau gehörten. Ebenso wie Rasche war 
er Ehrenoffizier der SS. Seine Position hatte Meyer der 
Protektion durch einen Schw'ager Hitlers, Wirtschafts¬ 


berater Wilhelm Keppler, zu verdanken. Kepplers 
früherer Mitarbeiter Fritz Kranefuß saß im Aufsichts¬ 
rat der Dresdner Bank. Keppler, KranefuO und Meyer 
bildeten eine "Seilschaft". Was einer von ihnen wußte, 
erfuhren die anderen mit großer Sicherheit. 

Meyer und Rasche gehörten dem von Keppler 
gegründeten und später von Kranefuß geleiten »Freun¬ 
deskreis Reichsführer SS« an." *')®'**’ ♦ 

"Mitglied war hier auch Oswald Pohl, der Chef des 
Wirtschafts- und Verwaltungshauptamts der SS. Das 
SS-WVHA war die »Leitungszentrale der Konzentrati¬ 
onslager und der SS-Wirtschaft«. Die Verwertung des 
Opfergoldes über die Melmer-Liefenmgen wurde von 
Pohl gesteuert. 

Die Pohl unterstehenden Wirtschaftsbetriebe der SS 
erhielten von der Dresdner Bank Kredite über ingesamt 
^30Mio.RM."">^'*^^“' ^ 

Im Dezember 1959 ersuchte die Dresdner Bank das 
türkische Finanzministerium unter Bezugnahme auf 
Gesetz Nr. 7326 um Freigabe ihrer 100 kg Barrengold 
und 20.000 Goldmünzen, die dort in den Depots der 
Deutschen Orientbank seit Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen zwischen der Rcichsregierung und der 
Türkei im August 1944 beschlagnahmt worden waren. 
Am 22.6.1960, bzw. im Herbst 1961, erhielt die Dresdner 
Bank mit Unterstützung der Bundesregierung ihre 
Werte zurück.*"*'"^'***’"* 

Die Darlegung der damit verbundenen Kreditge¬ 
schäfte würde hier zu weit führen. 

Immerhin bleibt festzustellen: Die Empfänger von 
Reichsbank-Goldbarren "konnten die Herkunft der ein¬ 
zelnen Liefemn^gen nicht erkennen” 


"Das Wachhalten der Erinnerung an den Holocaust 
bleibt eine der wichtigsten Aufgaben der Schulen" 


NRW-Minissterpräsident Jürgen Rüttgers (CDU) 
reichte dien die 6,4 Millionen Euro seines Landes zur 
Unterstützung der Auschwitz-Gedenkstätte und Reise- 
kostenziischüsse für sühnebeflissene Jugendliche dort¬ 
hin nicht aus: Im Frühsommer 2010 sorgte er für den 
Zusammenfluß zusätzlicher Millionen privater Stiftungs¬ 
gelder, um zunächst jedem Schüler aus Nordrhein-West¬ 
falen, später dem BRD-Nachwuchs eine Auschwitz-Be¬ 
sichtigung mit Geschichtslehrer zu ermöglichen. Er weiß, 
daß dieser keine Lehr- und Meinungsfreiheit besitzt, 
sondern an die Schulrichtlinien gebunden ist, die ihn 
zwingen, das gesamte geschichtlich (^chen durch eine 
"anti-faschistisch-demokratische ßrilie zu betrachten.®” 
Der polnische Kollege, der das "Geschichtserleben vor 

61) Raichr und die finaiuielle Unterstützung der SS durch die Dresdner 
Bank in Bundcsarchiv: 99 US 7, Nr 779, Bl 36. 

62) Reinhard Vogelsang, "Der Freundeskreis Hünmlcr", Cöttingen 1972. 

63) Vgl. Hisstorische Tatsachen Nr. 2, S. 23 II. 


Ort” bereichert, ist an die gleiche Kette gelegt, was die 
Teens^r" freilich nicht wissen. 

Die Presse berichtete vom Polit- und Spehdeneifer 
und den Betroffenheitseindrücken einiger der "schon 
dort Gewesenen", doch nichts davon, wer einmal nach- 
geftragt habe, ob das alles stimmt, was die Regisseure 
zwischenzeitlich in Auschwitz zusammengestellt haben! 

Gerade dies wäre wesentlich gewesen, zumal die Ge¬ 
schichten, die man seit 1945 über Auschwitz in die Welt 
gesetzt hat, sich im Verlauf von über 65 Jahren in allen 
Details außerordentlich verändert haben und die Poli¬ 
tiker sich genötigt sahen, Schulrichtlinien und Strafge¬ 
setze zu schaffen, um den Umerziehungsauflagen der 
Siegermächte gerecht zu werden. Nein, hinterfragt hat 
keiner dieser Spezies etwas! 

64) Hcnnann Kaienburg (Hrg.), "Konzcatrationslager und deutsche 
Wiruchaft", Opladen 1996. S. 29 - 60. 

65) Westdeutsche Zeitung, 3, Juni 2010. 
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